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Das Jahr 2009 legt eine Fülle wichtiger
politischer Entscheidungen in die
Hand der Wähler. Die Sequenz wichti-
ger Wahlen auf allen Ebenen könnte
die politische Landschaft Deutschlands
verändern. Sie beginnt mit den vorge-
zogenen Landtagswahlen in Hessen am
18. Januar 2009, wo die CDU unter Ro-
land Koch alle Chancen hat, wieder
mit den Liberalen eine Koalition ein-
zugehen. Am 23. Mai 2009 wird von
der Bundesversammlung der neue Bun-
despräsident gewählt, wobei Horst
Köhler gute Aussichten hat, wiederge-
wählt zu werden – dies ist eine politi-
sche Richtungsentscheidung von emi-
nenter Bedeutung. Am 7. Juni 2009
steht die Wahl des Europäischen Parla-
ments auf der Tagesordnung. An die-
sem Tag geht es nicht nur darum, eine
gute Ausgangsbasis für die bürgerlichen
Kräfte Europas zu schaffen, sondern die
CSU muss nach dem schwierigen Er-
gebnis bei der Landtagswahl in Bayern
ihre Kräfte mobilisieren und wiederum
mit einer schlagkräftigen Truppe ins
EU-Parlament einziehen. Dies ist umso

wichtiger, als zeitgleich mit der Euro-
pawahl in mehreren Ländern Kom -
munalwahlen stattfinden, sodass aller
Wahrscheinlichkeit nach dort die Wahl-
beteiligung überdurchschnittlich hoch
sein wird. In Bayern hingegen finden
an diesem Tag ausschließlich Europa-
wahlen statt und das (ebenfalls als
bayerische Besonderheit) mitten in den
Pfingstferien. Einer ausreichenden Mo-
bilisierung der Wählerinnen und Wäh-
ler sowie der Briefwahl wird deshalb
hohe Bedeutung zukommen.

Am 27. September 2009 wird der Deut-
sche Bundestag neu gewählt. Hier steht
die große Richtungsentscheidung an,
ob unser Land künftig wieder von einer
bürgerlichen Mehrheit regiert wird
oder ob sich eine linke Mehrheit durch-
setzen kann. Besondere Brisanz erhält
diese Konstellation dadurch, dass auch
noch mehrere Landtagswahlen statt-
finden, die unter demselben Stern ste-
hen: Am 30. August 2009 wird in Sach-
sen, Thüringen und im Saarland ge-
wählt und am 27. September 2009 

Editorial: 
Entscheidungen für Deutschland
– Ausblick auf das Wahljahr 2009

Hans Zehetmair

Politische Studien, Heft 423, 60. Jahrgang, Januar/Februar 2009
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– zusammen mit der Bundestagswahl –
in Brandenburg. In all diesen Ländern
setzt die Linke große Hoffnungen da-
rauf, in die Regierung zu kommen –
und möglicherweise sogar den Regie-
rungschef stellen zu können, wenn sie
stärker werden würde als die SPD und
diese sich in die Rolle des Juniorpart-
ners eines Linksbündnisses begeben
würde. Diese Rolle wäre bei großen Tei-
len der Wählerschaft der SPD aber alles
andere als beliebt, wie die Auseinan-
dersetzungen in Hessen um die Taktie-
rereien von Andrea Ypsilanti mit der
Linken gezeigt haben. Allerdings könn-
ten neue Linksbündnisse vor der Bun-
destagswahl auch dazu führen, dass die
Alternativen für die Wähler dadurch
nur noch deutlicher wahrgenommen
werden.

Auch wenn in manchen Ländern eine
gegenläufige Tendenz zu verzeichnen
sein mag, so ist doch unübersehbar,
dass das bürgerliche Lager bei der Bun-
destagswahl aus heutiger Sicht gute

Chancen hat, wieder die Bundesregie-
rung zu stellen. Eine Fortsetzung der
Großen Koalition wäre wohl nur als er-
neute Notlösung angesichts eines ent-
sprechenden unerwarteten Ergebnisses
vorstellbar. Dies gilt erst recht für ein
Bündnis aus Union und Grünen – ob
mit oder ohne den Liberalen. Auch ei-
ne Mehrheit für Rot-Grün oder gar Rot-
Rot-Grün ist trotz – oder vielleicht so-
gar wegen – der enormen Herausforde-
rungen, die die internationale Finanz-
marktkrise und deren Auswirkungen
auf die Realwirtschaft in den nächsten
Monaten bringen können, eher un-
wahrscheinlich. In Zeiten, in denen die
Menschen Angst vor wirtschaftlichen
Problemen haben, werden sie sich eher
an die Parteien halten, bei denen sie
immer schon die meiste Wirtschafts-
kompetenz vermutet haben. Das wa-
ren immer die Parteien, die momentan
nicht nur in den Umfragen vorne lie-
gen, sondern die auch eine ganze Reihe
großer Länder in Deutschland regieren,
nicht zuletzt den Freistaat Bayern.
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Politische Studien-Zeitgespräch
mit Professor Dr. Werner Burkart

zu Fragen der 
nuklearen Proliferation

Der Schweizer Prof. Dr. Werner Burkart ist gelernter Biochemiker
und war 1973–1975 Präsident der Abteilung Biologie und Medizin
des Schweizerischen Nationalfonds. Anschließend war er am heu-
tigen Paul Scherrer Institut (PSI) tätig, ab 1988 als Leiter der Abtei-
lung Strahlenhygiene. Heute ist er Professor für Strahlenbiologie
an der Ludwig Maximilians Universität in München und seit 2000
einer der stellvertretenden Generaldirektoren der International
Atomic Energy Agency (IAEA) und Leiter der dortigen Abteilung
Nuklearwissenschaften und Anwendungen.

Politische Studien: Wie erfolgreich
waren nach Ihrer Einschätzung bisher
die bestehenden Kontrollregime?

Werner Burkart: Gegenüber Schätzun-
gen eines amerikanischen Präsidenten
vor 40 Jahren ist die Zahl der Kernwaf-
fenstaaten klein und mit Ausnahme
Nordkoreas in den letzten Jahren kons -
tant geblieben. Mit den laufenden wis-
senschaftlichen und ökonomischen
Fortschritten werden jedoch die tech-
nischen Herausforderungen bei der
Produktion von Kernwaffen relativ ge-
sehen kleiner.

Politische Studien: Was stellt heute
das größte Hindernis auf dem Weg zur
Verhinderung der Proliferation von
Kernwaffen dar?

Werner Burkart: Das Bedürfnis nach
Kernwaffen entsteht aus jahrzehnte-
langen ungelösten Konflikten wie Ko-
rea, Kaschmir oder der Mittlere Osten.
Die Proliferation kann langfristig nur
durch die friedliche und faire Lösung
dieser Probleme gestoppt werden. Süd-
afrika ist mit dem Verzicht auf bereits
vorhandene Atomwaffen nach dem
Ende des Apartheid-Regimes ein positi-
ves Beispiel.

Politische Studien: Warum ist es so
wichtig, eine nukleare Aufrüstung des
Iran und Nordkoreas zu verhindern?

Werner Burkart: Jeder zusätzliche
Staat mit Atomwaffen ist eine Nieder-
lage für den Nichtverbreitungsvertrag
(NVV). Nachbarstaaten würden mit der

07-09_Zeitgespraech:07-09_Zeitgespraech  16.01.2009  8:22 Uhr  Seite 7



Politische Studien-Zeitgespräch8

„Notwendigkeit“ eigener Waffen argu-
mentieren und die Druckmittel gegen
weitere Kandidaten würden stark be-
einträchtigt.

Politische Studien: Verfügt die IAEA
Ihrer Meinung nach über ein ausrei-
chendes Instrumentarium und ausrei-
chende Kompetenzen zur Verhinde-
rung der Weiterverbreitung von Kern-
waffen?

Werner Burkart: Die IAEA und vor al-
lem das Sekretariat mit seinen Inspek-
toren und forensischen Laboratorien
sind nur ein Werkzeug der Mitglieds-
länder und des UN-Sicherheitsrates.
Die Verantwortung für den NVV und
mögliche Druckmittel, um seine Ein-
haltung zu garantieren, liegen bei der
Staatengemeinschaft.

Politische Studien: Ist der, zwischen
den USA und Indien ausgehandelte

„nuclear deal“ eine Ermutigung für an-
dere Staaten, gegebenenfalls zu versu-
chen, in den Besitz von Kernwaffen zu
gelangen?

Werner Burkart: Kaum. Es geht hier
vor allem darum, einen Staat mit 15%
der Weltbevölkerung, der jahrzehnte-
lang gegenüber anderen Staaten ver-
antwortungsvoll mit seinem nuklearen
Wissen umgegangen ist, in die globa-
len nuklearen Sicherheits- und Siche-
rungsbemühungen (safety and securi-
ty) einzubeziehen. Falls damit indische
Kernkraftwerke sicherer werden, ist al-
len gedient.

Politische Studien: Gibt es wirklich
 einen Schwarzmarkt für waffenfähiges
Uran und Plutonium und wenn ja, was
ist über diesen Markt bekannt?

Werner Burkart: Ich habe nicht die
Kompetenz, mich dazu abschließend

Der Strahlenbiologe und Experte für Nuklearwissenschaften und deren Anwendungen Prof. Dr.
 Werner Burkart.
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zu äußern. Jedoch nur staatliche Ins -
tanzen in wenigen Kernwaffenstaaten
besitzen solches Material in größeren
Mengen. Vom spaltbaren Material zur
Waffe ist noch ein weiter, technolo-
gisch schwieriger Weg.

Politische Studien: Wie viele Staa-
ten können als „virtuelle“ Kernwaffen-
staaten bezeichnet werden, d.h., verfü-
gen über die erforderlichen wissen-
schaftlich-technologischen Vorausset-
zungen, um sehr schnell Kernwaffen
entwickeln zu können?

Werner Burkart: Ich kenne keine
 Definition der virtuellen Kernwaffen-
staaten. Durch den technischen Fort-
schritt wird jedoch der Weg zur Bom-
be schneller und billiger. Nur ein
 kleiner Bruchteil der UN-Mitglieds-
staaten, aber ein Mehrfaches der jet -
zigen Kernwaffenstaaten wäre tech-
nisch in der Lage, innerhalb von Jah-
ren Kernwaffen zu entwickeln. „Sehr
schnell“ geht nichts auf diesem Ge-
biet.

Politische Studien: Nordkorea hat be-
reits einen Kernwaffentest unternom-
men. Wie lange kann es noch dauern,
bis auch der Iran sich durch einen sol-
chen Test als Nuklearmacht ausweist?

Werner Burkart: Technisch scheint der
Iran mehrere Jahre von einer Kernwaf-
fe entfernt. Auch gemäß USA-Quellen
fehlen Indizien für ein aktives Waffen-
programm.

Politische Studien: Wird es in zehn
Jahren mehr oder weniger Atomwaf-
fenmächte geben als heute?

Werner Burkart: Falls die Weltgemein-
schaft die langjährigen Probleme, die
erst zum Bedürfnis nach regionaler
Aufrüstung geführt haben, ernsthaft
angeht und auch Lösungen zuführt,
wird es in zehn Jahren weniger Atom-
waffenmächte und auch weniger Atom-
waffen in Kernwaffenstaaten geben.

Politische Studien: Herr Prof. Burkart,
wir danken Ihnen für das Gespräch.

Die Fragen stellte Prof. Dr. Klaus Lange, Referent für Internationale Sicher-
heitspolitik der Akademie für Politik und Zeitgeschehen, Hanns-Seidel-Stif-
tung, München.
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„If there is anyone out there who 
still doubts that America is a place
 where all things are possible, who still
wonders if the dream of our founders is
alive in our time, who still questions
the power of our democracy, tonight is
your answer.“

Diese Worte, die Barack Obama nach
dem Bekanntwerden seines Sieges im
Präsidentschaftswahlkampf gegen sei-
nen republikanischen Konkurrenten
John McCain im vergangenen Novem-
ber seinen jubelnden Anhängern zu-
rief, verkörpern in beeindruckender
Deutlichkeit die sich hinter Obamas
„Yes we can“-Slogan verbergende Argu-
mentation im Sinne der Aufforderung
zu einer kollektiven und erfolgverspre-
chenden Anstrengung des amerika -
nischen Volkes zur Überwindung der
gegenwärtig Amerika bedrückenden
Krise.

Sie lassen aber auch erkennen, welch
gewaltiger Kraftakt vor dem ebenso
charismatischen wie dynamisch-ju-
gendlich wirkenden 44. Präsidenten
der Vereinigten Staaten liegt, dieses so-
wohl im Inneren der USA (Wirtschafts-
abschwung, Haushaltsdefizit, Banken-
sterben sowie Krisen u.a. des Immobi-

lien-, Automobil- Verkehrs- Gesund-
heitssektors) als auch die Außenbezie-
hungen der Vereinigten Staaten über-
lagernde (etwa die prekäre Lage im Irak,
in Afghanistan, im Iran und in Pakis-
tan) komplexe Problembündel zu be-
wältigen.

Während die meisten Fachexperten da-
von ausgehen, dass der neue Hausherr
im Weißen Haus sich zunächst den
mannigfaltigen Problemen im Inneren
zuwenden wird, war es bemerkenswert,
dass Barack Obama zunächst sein au-
ßen- und sicherheitspolitisches Team
zusammenstellte und bereits vier Wo-
chen nach seinem Wahlsieg der Öf-
fentlichkeit präsentierte. Eigenen An-
gaben zufolge ließ Obama sich bei der
Rekrutierung seiner wichtigsten Mitar-
beiter und Berater vom Vorbild Abra-
ham Lincolns leiten, der als Präsident
seine schärfsten Kritiker aus der Zeit des
Wahlkampfes in die Regierungsmann-
schaft integriert und mit politischer
Verantwortung betraut hat, wodurch 
es ihm gelang, die einstigen Gegner
 kooperativ an sich zu binden („Team of
rivals“). 

Neben Vizepräsident Joe Biden, der
sich als langjähriger Vorsitzender des

Einführung

Reinhard C. Meier-Walser
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Auswärtigen Ausschusses des Kongres-
ses zweifellos in internationalen Fragen
einschalten wird, werden die außen-
und sicherheitspolitischen Geschäfte
primär von Außenministerin Hillary
Clinton (Obamas einstige schärfste Ri-
valin im demokratischen Lager), Ver-
teidigungsminsister Robert Gates (mit
dessen Berufung Obama sein Wahl-
kampfversprechen zu parteiübergrei-
fender Zusammenarbeit einlöst) und
dem Nationalen Sicherheitsberater Ge-
neral James Jones (dessen Ernennung
Barack Obama auch in Kreisen der
Streitkräfte, die mehrheitlich John
McCain unterstützt hatten, zusätzlich
stärkt) gesteuert werden. Noch nicht
vollständig abzusehen ist, welche Rol-
le der Präsident selbst für sich im inter-
nationalen politischen Feld in An-
spruch nehmen und welche diesbezüg-
lichen Spielräume er den Ressortchefs
zugestehen wird.

Bei den europäischen Bündnispartnern
der USA generell, aber insbesondere
auch in Deutschland, für das die west-
liche Führungsmacht seit Jahrzehnten
der zentrale internationale Sicherheits-
partner ist, wird mit großer Aufmerk-
samkeit verfolgt, welchen außenpoliti-
schen Kurs die Vereinigten Staaten un-
ter ihrem neuen Präsidenten Barack
Obama einschlagen werden. U.a. ste-
hen dabei folgende zentrale Fragen im
Vordergrund: 

1. Wird die Außenpolitik der Obama-
Administration sich vom Kurs der
Bush-Regierung auch in der Substanz
oder lediglich in Form und Stil verän-
dern? 
2. Wird der in Europa als unilateral
empfundenen, die Partner mitunter
vernachlässigenden Außenpolitik der
scheidenden Administration ein eher

multilateraler, die Europäer einbinden-
der Ansatz folgen? 
3. Würde diese multilaterale, koopera-
tive Außenpolitik dann aber auch ein
stärkeres bündnispolitisches Engage-
ment der Europäer bedeuten – etwa im
Sinne der Aufstockung ihrer Militär-
präsenz in internationalen Krisen und
Konflikten oder auch im Sinne einer
Erhöhung ihrer Wehretats?
4. Welchen Kurs wird die neue Admi-
nistration in Washington in der Frage
der Lösung der Irak- und der Afghanis-
tan-Problematik steuern?
5. Wie wird die neue Administration
sich in der Frage der iranischen Atom-
rüstung verhalten?
6. Welche Haltung wird Washington
in der Frage der Erweiterung der NATO
favorisieren – eine Problematik, die in
engem Zusammenhang mit der Hal-
tung gegenüber Moskau zu sehen ist.
Hier gab es in der jüngeren Vergangen-
heit mitunter erhebliche Differenzen
in der Bewertung zwischen den USA
auf der einen, den Europäern auf der
anderen Seite.
7. Und schließlich: Wie wird die inter-
nationale Finanzkrise sich auf die
transatlantischen Beziehungen auswir-
ken?

Mit diesen und anderen wichtigen Fra-
gen zum politischen Kurs der Obama-
Administration befassen sich die vier
folgenden Beiträge aus der Feder erfah-
rener und ausgewiesener Kenner US-
amerikanischer Politik. Sie verstehen
sich als perspektivische Ausblicke, als
szenarienartige Skizzen, zumal es end-
gültige Antworten auf die erwähnten
Fragen zum Kurs der amerikanischen
Außenpolitik unter Barack Obama und
zur Zukunft der transatlantischen Be-
ziehungen verständlicherweise noch
nicht geben kann.

12 Reinhard C. Meier-Walser
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Karl-Theodor zu Guttenberg, selbst seit
vielen Jahren in der transatlantischen
„Strategic Community“ verankert, be-
tont in seinem Beitrag die konstante
Bedeutung der geteilten Sicherheit als
essenziellem gemeinsamen Interesse
der transatlantischen Gemeinschaft.
Ungeachtet diverser Zankäpfel zwi-
schen den USA und Europa, die es in
der Vergangenheit gab, die gegenwärtig
erkennbar sind und die auch unter Prä-
sident Obama vermutlich nicht voll-
ständig überwunden werden könnten,
stünden die transatlantischen Partner
im 21. Jahrhundert vor vielen neuen
und zum Großteil gemeinsamen inter-
nationalen Herausforderungen, die ei-
ne Revitalisierung der bewährten west-
lichen Zusammenarbeit erforderten.
Angesichts der vielschichtigen, insbe-
sondere auch sicherheitspolitisch di-
mensionierten internationalen Proble-
me im Zeitalter der Globalisierung sei-
en „Deutschland, Europa und die USA
mehr denn je als Partner im weltpoliti-
schen Handeln zu begreifen“.

Ulf Gartzke, als Leiter der Washing-
toner Verbindungsstelle der Hanns-Sei-
del-Stiftung authentischer Beobachter
und Analytiker der politischen Verän-
derungen in der US-amerikanischen
Hauptstadt, vermittelt Eindrücke der
mehrmonatigen Übergangsphase zwi-
schen Obamas Wahlsieg Anfang No-
vember 2008 und der endgültigen Ab-
lösung von George Bush im Januar
2009. Während die scheidende Admi-
nistration in dieser 78 Tage dauernden
Spanne dabei sei, „sich selbst abzuwi-
ckeln“, schmiede Obama seine Mann-
schaft und bereite sich darauf vor, die
größte US-Wirtschafts- und Finanzkrise
bewältigen zu müssen. Diese mehrmo-
natige „Transition Phase“, so Gartzke,
sei nicht zuletzt deshalb so langwierig

und kompliziert, weil nach jedem Re-
gierungswechsel in Washington rund
5.000 bis 6.000 politische Funktionärs-
posten zu vergeben und dazu aufwän-
dige FBI-Sicherheitsprüfungen zu be-
werkstelligen seien.

Johannes Varwick, Experte für Fragen
insbesondere transatlantischer Sicher-
heitspolitik, der vor wenigen Monaten
eine bereits vielbeachtete Monogra-
phie zur Zukunft der institutionellen
Verankerung der transatlantischen Si-
cherheitsarchitektur („Die NATO –
Vom Verteidigungsbündnis zur Welt-
polizei?“) verfasst hat, beleuchtet die
aus europäischer Sicht besonders span-
nende Frage, ob die Außenpolitik Ba-
rack Obamas im Vergleich zu dessen
Vorgänger durch mehr Multilateralis-
mus geprägt sein wird. Varwicks dies-
bezüglicher perspektivischer Ausblick
mutet ambivalent insofern an, als der
Autor einerseits auf Strategien des Wan -
dels in der außenpolitischen Konzep -
tion Obamas hinweist, andererseits
aber auch einschränkend in Rechnung
stellt, dass im politischen System der
USA „hohe Hürden für multilatera-
le Zusammenarbeit eingebaut“ seien.
Letz ten Endes sei auch zukünftig kein
prinzipieller, obligatorischer Multilate-
ralismus von Washington zu erwarten,
sondern ein pragmatischer, die ameri-
kanischen Interessen berücksichtigen-
der „Multilateralismus à la Obama“. 

Jens van Scherpenberg, bei der Stiftung
Wissenschaft und Politik seit vielen
Jahren mit der Analyse transatlanti-
scher Wirtschafts- und Finanzbezie-
hungen befasst, setzt sich mit der inter-
nationalen Finanzkrise und den wirt-
schaftspolitischen Optionen der Regie-
rung Obama auseinander. Auf Grund
des immensen wirtschaftlichen und
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politischen Gewichtes der USA im in-
ternationalen Gefüge sei es nicht nur
für die USA selbst, sondern auch für die
europäischen Partner von großer Be-
deutung, wie die neue Regierung in Wa-
shington mit der Herausforderung der
mittlerweile buchstäblich „globalen“
Finanzkrise umgehe. Vor dem Hinter-
grund der prekären wirtschaftlichen Si-
tuation der USA zum Zeitpunkt des
Amtsantritts der Obama-Administrati-
on sieht Scherpenberg die neue politi-
sche Elite in Washington „unter einem
enormen Entscheidungsdruck“, wobei
er als erste Priorität die Rekapitalisie-
rung der Banken und die Funktions -
fähigkeit des Finanzsektors durch ver-
trauensbildende Maßnahmen sieht.
Kon junkturpolitisch stehe der neuen
Regierung „wenig mehr als klassische

keynesianische Fiskalpolitik“ zur Ver -
fügung, also „massive und kurzfristig
wirksame öffentliche Ausgabenpro-
gram me“, was allerdings mit Blick auf
erstens die Finanzierung und zweitens
die Außenwirkung erhebliche Probleme
generieren werde. Aus Sicht der euro-
päischen Partner insbesondere bedenk-
lich sei die nicht auszuschließende Mög -
lichkeit, dass es unter Präsident Obama
zu hohen staatlichen Subventionspro-
grammen für bestimmte Industriesek-
toren kommen könnte, was unweiger-
lich zu einem internationalen „Sub ven -
tionswettlauf“ führen würde. Dies, so
Scherpenberg, wäre das „fatale protek-
tionistische Äquivalent zum Rück fall in
den zollpolitischen Bilateralismus der
30er-Jahre, der die damalige Weltwirt-
schaftskrise unnötig verlängerte“.
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Deutschland und die USA gründen ih-
re heutigen Beziehungen auf dem Fun-
dament einer engen und gewachsenen
Partnerschaft. Sie ist das genuine Pro-
dukt von Deutschlands „langem Weg
nach Westen“, an dessen Ende die Ver-
ortung der wiedervereinigten Bundes-
republik in der Werte- und Sicherheits-
gemeinschaft der demokratischen Staa-
ten stand. 

Diese besondere Partnerschaft ist ein-
gebettet in die Strukturen und Institu-
tionen, die wir mit anderen europä -
ischen Staaten teilen. Die Einbindung
Deutschlands in euroatlantische Struk-
turen mag uns heute fast selbstver-
ständlich erscheinen, doch wäre diese
ohne die unnachgiebige Verpflichtung
der USA für Frieden und Freiheit in
(West-)Europa undenkbar gewesen. Un-
denkbar beispielsweise ohne die Luft-
brücke, mit der eine – von den USA ge-
führte – Operation die Freiheit (West-)
Berlins gegen die Blockade von UdSSR
und DDR-Regenten verteidigte. Un-
denkbar aber auch ohne den politi-
schen Mut und die Weitsicht von Män-
nern wie Konrad Adenauer und Franz-
Josef Strauß, für die eine volle
Integration des freien und demokrati-
schen Teiles Deutschlands in die Ge-
meinschaft der freien und wehrhaften

Nationen des Westens schon damals
ohne Alternative war. Adenauer und
Strauß wussten nicht immer den „Zeit-
geist“ und die „gefühlte Mehrheit“ der
Bevölkerung auf ihrer Seite. Sie setzten
ihren Kurs der Westbindung jedoch
auch gegen Widerstände und – teils
sehr persönliche – Schmähungen ent-
schlossen durch und stellten damit
wahrhafte politische Führung unter Be-
weis. Wir sollten diesen Beitrag für die
Gestaltung und Verortung des moder-
nen, demokratischen Deutschlands nie
vergessen.

Dies umso mehr, als die damals ge -
troffenen Entscheidungen nicht nur
die Sicherheitsarchitektur der jungen
Bundesrepublik definierten. Auch die
künftige wirtschaftliche und innere
Entwicklung Deutschlands wurde we-
sentlich geprägt durch die Anbindung
der Bundesrepublik Deutschlands an
die freie Welt unter der Führung der
USA. Der Wiederaufbau Deutschlands
nach dem Zweiten Weltkrieg, die Ein-
führung der Sozialen Marktwirtschaft
durch den Transatlantiker Ludwig Er-
hard und auch die Etablierung unseres
repräsentativ-demokratischen Systems
mit einer starken, politisch unabhängi-
gen obersten Judikative wären in dieser
Form ohne die USA undenkbar gewe-

Die Zukunft der 
transatlantischen Beziehungen

Karl Theodor zu Guttenberg
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sen. Auch an der Einheit Deutschlands
und damit an der Einigung Europas
 haben die USA wesentlichen Anteil
 gehabt. Die Erfolgsgeschichte des mo-
dernen Deutschlands ist daher auch
 eine Erfolgsgeschichte der engen trans-
atlantischen Beziehungen. 

Wie jede Freundschaft war auch das en-
ge transatlantische Beziehungsgeflecht
über die Jahre einigen Belastungen aus-
gesetzt. Schwierigkeiten im Umgang
wurden ebenso durch persönliche Dis-
sonanzen geprägt wie auch durch als
divergierend wahrgenommene Interes-
sen diesseits wie jenseits des Atlantiks.
Bereits lange vor dem Irak-Krieg waren
mit sich beschleunigender Frequenz
Meinungsverschiedenheiten zwischen
den Partnern hervorgetreten. Seit dem
Kollaps der UdSSR wurde über die
Transformation der NATO ebenso öf-
fentlich gestritten wie über die der EU.
Internationale Gerichtsbarkeit, Klima-
schutz, nationale Souveränität, Abrüs-
tung, Proliferation und humanitäres
Engagement sind nur einige der Felder,
auf denen die transatlantische Ge-
meinschaft seither nicht immer wie
 eine wirkte. 

Trotz aller Meinungsverschiedenhei-
ten: Die Grundlage der besonderen Be-
ziehung ist bis heute nicht entfallen.
Noch immer teilen Deutschland,
Europa und die USA nicht nur gemein-
same Werte, sondern auch gemeinsa-
me Interessen in zahllosen Bereichen
politischen Handelns. Der neue ameri-
kanische Präsident Barack Obama teilt
diese Einsicht und adressierte bereits
Handlungsbedarf zur Stärkung der be-
währten Gemeinschaft. So legte er
während seiner Kampagne ein klares
Bekenntnis ab, die starke Partnerschaft
der USA mit Europa wieder herzustel-

len. Europa sollte den neuen Präsiden-
ten beim Wort nehmen, denn die Eu-
ropäer haben jeden Grund sich – auch
und insbesondere vor dem Hinter-
grund einer sich weiter wandelnden
Weltordnung – starke, den gemeinsa-
men Institutionen und Werten ver-
pflichtete USA zu wünschen. In einer
Welt des schnellen politischen Wan-
dels und der multipolaren Machtarchi-
tektur kann sich auch Deutschland nur
behaupten, wenn es verlässlich, bere-
chenbar und fest im Westen verankert
ist. Die USA wiederum haben den ab-
nehmenden Grenznutzen unilateraler
Aktionen für seine „hard power“ wie
auch seine unverzichtbare „soft power“
durchaus erkannt.

Geteilte Sicherheit bleibt das essenziel-
le gemeinsame Interesse der transat-
lantischen Gemeinschaft. Im multipo-
laren Staatengeflecht unserer Zeit mit
seinen unübersichtlichen transnatio-
nalen Akteursstrukturen stellen sich
vielfältige sicherheitspolitische Heraus-
forderungen. Nicht nur die westliche
Welt wird in Zukunft zunehmend mit
asymmetrischen Bedrohungen kon-
frontiert werden. Seit den Terroran-
schlägen des 11. September gilt es, die
westliche Welt vor Bewegungen, die
Freiheit und Frieden bedrohen, zu ver-
teidigen. Asymmetrische Konflikte bei-
spielsweise durch den transnationalen
Terrorismus bedrohen nicht nur die
Nationen der transatlantischen Orga-
nisationen, sondern alle freien Völker.
Es ist das vitale Interesse Deutschlands
und Europas, dass eine vernetzte Ant-
wort auf die beschriebenen Herausfor-
derungen gefunden wird. Manches er-
scheint nur realistisch unter einer star-
ken Führung der USA. Erfolg ist jedoch
nur bei Einbeziehung aller verantwor-
tungsbewussten Akteure zu erwarten.
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Der globale Klimawandel, der Kampf
gegen humanitäre Katastrophen, Hun-
ger, Pandemien und Unterentwicklung
bedürfen einer starken transatlanti-
schen Antwort. Auch die ökonomische
Globalisierung erwartet eine weltweite
ordnungs- und entwicklungspolitische
Antwort. Die transatlantische Gemein-
schaft ist daher gefordert, sich zu
 diesem Zwecke in den multilateralen
Organisationen einzubringen. Die Be-
deutung globaler Regime und der – re-
formbedürftigen – Vereinten Nationen
wird steigen müssen, um die vielfälti-
gen globalen Probleme bewältigen zu
können. Um den neuen außen- und si-
cherheitspolitischen Herausforderun-
gen begegnen zu können, werden wir
aber weiterhin zwingend auf Institu-
tionen wie die NATO angewiesen sein,
die strategisch und operativ den Frie-
den in der Welt sichern und den Schutz
der Menschenrechte stärken.

Auch wenn die künftige globale Rolle
der Wirtschaftsmächte China und
 Indien noch nicht klar prognostizier-
bar ist (von einem im demographi-
schen Niedergang befindlichen Russ-
land ganz zu schweigen), so zeichnet
sich ab, dass die globalisierte Welt noch
stärker polyzentrisch und multipolar
strukturiert sein wird. Sie wird zudem
einem ständigen Wandel unterliegen.
Eine der Kooperation und Inklusion
verpflichtete transatlantische Achse ist
in diesem dynamischen Szenario als es-
senzieller Stabilitätsanker nicht nur für
die europäische Sicherheitsarchitektur
zu begreifen. Ein solcher wird auch von
vielen Akteuren gewünscht, die sich
nicht als westlich begreifen. Angesichts
dieser vielschichtigen Gemengelage
sind Deutschland, Europa und die USA
mehr denn je als Partner im weltpoliti-
schen Handeln zu begreifen.

Die EU und die NATO müssen daher
mit Kreativität und unter Zeitdruck We-
ge finden, den Tendenzen zeitweiliger
Sprachlosigkeit und Entfremdung aktiv
zu begegnen. Wer die Antwort auf die
Herausforderungen der neuen dynami-
schen Weltordnung mit ihren transna-
tionalen Akteuren in einer Betonung
größerer sicherheitspolitischer Autono-
mie oder gar in Autarkie sieht, hat die
Globalisierung nicht verstanden. Die
Staaten des „Westens“ werden die neue
Weltordnung nur dann prägend beglei-
ten und gestalten können, wenn sie
sich stärker als bisher als Einheit wahr-
nehmen und diese Einheit in koopera-
tiver, nicht-exklusiver Weise formieren.

Es wäre ein Irrweg, bewährte Formen
westlicher Zusammenarbeit aufzuge-
ben. Im Rahmen exklusiver Achsen
konzipierte neue Instrumente, die auf
Grund ihrer Natur lediglich geeignet
sind, Einzelinteressen zu verfolgen,
werden nicht die Antwort auf drän-
gende Zukunftsfragen bieten. Vielmehr
sind die transatlantischen Partner ge-
fordert, eine Renaissance komplemen-
tärer Strukturen und Prozesse zu beför-
dern. Basierend auf dem Konzept der
transatlantischen Solidarität und Sub-
sidiarität müssen Europa und die USA
in enger Abstimmung eine umfassende
Neuverteilung der Pflichten und Ver-
antwortungen vornehmen. Dies be-
deutet für die Europäer, sicherlich stär-
ker Verantwortung zu übernehmen,
besonders in ihrer eigenen geostrategi-
schen Region. Für die USA bedeutet
dies mehr Einbindung.

Ohne Zweifel bedarf es daher einer
Wiederbegründung eines übergreifen-
den transatlantischen Projektes. Der
NATO-Gipfel in Kehl und Strassburg
2009 könnte hierfür ein geeignetes Po-
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dium bieten. Doch um den zahlreichen
Herausforderungen entsprechend be-
gegnen zu können, wird auch ein nicht
zu unterschätzendes Maß an Verläss-
lichkeit, Kontinuität und „commit-
ment“ benötigt. Vor diesem Hinter-
grund erscheint die Einsicht zielfüh-
rend, dass auch nach dem Amtsantritt
Obamas die transatlantische Agenda
stärker durch Kontinuitäten als durch
Umbrüche gekennzeichnet sein wird.
Manche haben oft den Bruch betont,
den sie mit der Wahl Obamas und sei-
ner vermeintlichen Absage an eine
Kontinuität mit der Bush-Regierung se-
hen. Dieser Bruch wird in der Innen-
politik sehr viel stärker wirken als in der
Außenpolitik. Die Wahl von Barack
Obamas zum nächsten US-Präsidenten
wird zwar ohne Zweifel einige inhalt -
liche und etliche atmosphärische Ver-
änderungen mit sich bringen. Ein
 Paradigmenwechsel amerikanischer
Außenpolitik steht indes nicht zu er-
warten. Der Rückzug der USA in eine
selbstgenügsame Isolation wäre ein sol-
cher Paradigmenwechsel. Hierfür sind
bisher keine Anzeichen erkennbar, we-
der in Obamas politischem Diskurs,
noch in der Auswahl seiner Berater und
Minister.

Die Außenpolitik in der Ära Bush wur-
de als eine Politik der Konfrontation
und der Härte stilisiert. Unermüdlich
werden heute im Gegensatz dazu die
Versprechen Obamas, das Gefangenen-
lager Guantánamo zu schließen sowie
die Ankündigung, mit so genannten
„rough states“, den „Schurken“-Staa-
ten, in Dialog zu treten, als eine Annä-
herung der USA an europäisches Den-
ken interpretiert. Auch Signale, euro-
päische Klimaschutzziele zu prüfen,
werden als ein Moment dieses vielbe-
mühten Wandels festgemacht. Neben

der Euphorie für den neu gewählten
Präsidenten erscheint es angebracht,
die politischen Ziele Obamas genauer
zu betrachten und mit einer gewissen
Sachlichkeit zu beurteilen. Die Frage,
was hinter dem umjubelten Wahl-
kampfstil und der neuen politischen
Rhetorik, die wesentlich um Schlag-
worte wie „Kooperation“ und „Dialog“
kreist, steht, sollte auch im Hinblick
auf die außenpolitischen Ziele analy-
siert werden.

Obama hat in seinem Versprechen
vom „Change“, immer wieder sein Be-
kenntnis zu den transatlantischen Be-
ziehungen und zum Multilateralismus
betont. Sicher ist in einer multipolaren
Welt eine amerikanische Außenpolitik,
die vorrangig auf Dialog und Kommu-
nikation setzt und viele Akteure im
Handeln einbezieht, alternativlos. Es
bleibt jedoch zu hinterfragen, inwie-
fern der amerikanische Multilateralis-
mus das transatlantische Verhältnis
verändern wird. Schon jetzt ist abzuse-
hen, dass bestimmte höhere Anforde-
rungen an Deutschlands aktive Rolle
im transatlantischen Bündnis zu er-
warten sind. 

Bei aller Kontinuität der über Jahr-
zehnte gewachsenen amerikanisch-
deutschen und amerikanisch-europä -
ischen Beziehungen zeichnet sich ab,
dass es neben den gemeinsamen Inte-
ressen in Zukunft weiterhin auch Dif-
ferenzen geben wird. Außenpolitisch
sollten Deutschland und Europa sich
darüber im Klaren sein, dass auch ein
Präsident Barack Obama an die erste
Stelle seines außenpolitischen Han-
delns die amerikanischen Interessen
stellen wird. Es ist absehbar, dass
Deutschland von den USA vor allem zu
höheren Beiträgen zur internationalen

15-19_Guttenberg:15-19  16.01.2009  8:25 Uhr  Seite 18



Die Zukunft der transatlantischen Beziehungen 19

Krisen- und Konfliktbewältigung auf-
gefordert wird. Das gilt vor allem für Af-
ghanistan, wo Deutschland jetzt schon
eine hohe Anzahl von Truppen im Nor-
den stellt und stark zur Stabilität des
krisengeschüttelten Landes beiträgt.
Diesen Forderungen gilt es, vor allem
angesichts der Tatsache, dass Deutsch-
land drittstärkster Truppen steller ist,
mit Selbstbewusstsein, aber auch mit
von Verantwortung gespeister Subs -
tanz zu begegnen. 

Auch die wirtschaftlichen Beziehungen
des transatlantischen Bündnisses wer-
den keinen Paradigmenwechsel durch-
laufen. Gleichzeitig werden Differen-
zen nicht über Nacht verschwinden.
Vor dem Hintergrund der globalen
Wirtschafts- und Finanzkrise wird die
Wirtschaftspolitik des neuen Präsiden-
ten zwar nicht maßgeblich durch 
– während der frühen Kampagne
durchaus vernehmbare – protektionis-
tische Tendenzen geprägt sein. Unter
einer protektionistischen Abschottung
der amerikanischen Absatzmärkte wür-
de Deutschlands stark exportorien -
tierte Wirtschaft auf dem Weltmarkt 
zu leiden haben. Aber auch die USA

würden einen hohen Preis in Form
 einer Abkoppelung von Innovations-
strömen bezahlen müssen. Dennoch
ist eine grundlegende Flexibilisierung
der amerikanischen Haltung in vielen
Fragen des Handels und des geistigen
Eigentums nicht zwingend zu erwar-
ten. 

Der Dialog mit den USA muss von
deutscher und europäischer Seite wei-
terhin selbstbewusst geführt und eige-
ne Ideen, Projekte und Impulse früh-
zeitig wie aktiv eingebracht werden.
Wir sollten als Partner unsere Vorstel-
lungen und Forderungen klar und un-
missverständlich artikulieren. Das ge-
meinsame Ziel und die gemeinsamen
Werte sollten darüber nie vergessen
werden. Sie sind konstitutiv, nicht nur
für den Westen, sondern auch für eine
tragfähige Architektur einer neuen,
sich auf den Idealen von Friede und
Freiheit gründenden Weltordnung. Die
CSU wird sich mit ihrem ganzen au-
ßen- und sicherheitspolitischen Ge-
staltungsanspruch in den Dienst dieses
Zieles stellen. Sie wird mit Kreativität
und Kraft dazu beitragen, den transat-
lantischen Dialog wieder zu beleben.
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Alle vier bzw. acht Jahre ist das größte
politische Stühle-Rück-und-Umzugsri-
tual Amerikas in vollem Gange: It’s
transition time! George W. Bush geht,
Barack H. Obama kommt. Die Admi-
nistration des „lame duck president“
ist zwar derzeit damit beschäftigt, sich
selbst abzuwickeln, muss nun aber ne-
benher auch noch mal eben die größte
US-Wirtschafts- und Finanzkrise der
letzten 70 Jahre bewältigen. So hatte
sich der durch den Irakkrieg und zahl-
reiche andere kontroverse Initiativen
bereits arg gebeutelte 43. Präsident der
USA seinen Abgang von der Weltbüh-
ne und Übergang in die Geschichtsbü-
cher Amerikas nun wahrlich nicht vor-
gestellt. Selbst vielen Konservativen er-
scheint George W. Bush mittlerweile
als Verräter an den eigenen republika-
nischen Idealen von „small govern-
ment“ und „lower taxes“ – Ausgaben-
explosion, Rekord-Haushaltsdefizit und
das expansive Staats- und Sicherheits-
verständnis der Bush-Administration
zeugen von einem anderen Geist. Doch
wen kümmert kurz nach einem solch
historischen Wahlgang der frisch aus-
gebrochene ideologische Grabenkrieg
zwischen christlich-wertkonservativen
Traditionalisten und liberalen Refor-
mern über die zukünftige politische
Ausrichtung der „Grand Old Party“?

Mitten im Washingtoner Advent 2008
waren alle Augen auf Barack Obama ge-
richtet. Bezeichnenderweise ließ sich
aber der President-elect – für Millionen
Amerikaner derzeit ein Hoffnungsträ-
ger und Heilsbringer der besonderen
Art – während dieser „transition phase“
fast nie in der Hauptstadt Amerikas bli-
cken. Vielmehr hat sich Obama mit
den engsten Beratern in seine Heimat
Chicago zurückgezogen, um dort an
der neuen Administration zu feilen.
Das von Barack Obama sorgsam kulti-
vierte Image des ultimativen politi-
schen Outsiders und Reformers passt
dabei ganz zu dem auf einer Welle von
„Wechsel“ und „Hoffnung“ plötzlich
ins mächtigste Amt der Welt katapul-
tierten „Junior Senator from Illinois“.
Und wenn der President-elect das in ei-
nem unscheinbaren Bürogebäude in
der Nähe des Capitol Hill (451 6th St.,
NW für jene, die es genau wissen wol-
len) gelegene Hauptquartier seines
„Obama-Biden Transition Team“ Me-
dienberichten zufolge auch noch nie
von innen gesehen hat, so liefen den-
noch rund um die Uhr die Vorberei-
tungen für den Regierungswechsel am
20. Januar 2009.

Bereits direkt nach dem klaren Wahl-
sieg am 4. November 2008 über John

Warten auf Obama – Politische
Impressionen im US-Advent

Ulf Gartzke
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McCain hat Obama in einem PR-Coup
die Website www.change.gov zum offi-
ziellen Portal des „Office of the Presi-
dent-Elect“ gemacht. Interessierte Bür-
ger konnten sich hier per Mausklick zu-
nächst mit der politischen Agenda der
Obama-Administration vertraut ma-
chen. Dank YouTube-Technologie ist es
auch möglich, sich auf dem PC gleich
die wöchentlichen Ansprachen eines
sehr präsidiabel dreinblickenden Ba-
rack Obamas anzuschauen (Oval Office
Imitat im Hintergrund inklusive). Und
wer Vorschläge zur längst überfälligen
Reform des sündhaft teuren und chro-
nisch ineffizienten amerikanischen US-
Gesundheitssystems hat (über 40 Mil-
lionen Amerikaner haben keine Kran-
kenversicherung), kann sich direkt
virtuell engagieren und seine Ideen
zum Besten geben. Es scheint, als wol-
le Barack Obama das berühmte, 1863
von Abraham Lincoln in der Rede nach
der Schlacht von Gettysburg geprägte
Prinzip des „government of the people,
by the people, for the people“ ins In-
ternet-Zeitalter des 21. Jahrhunderts
übertragen.

Zu guter Letzt präsentierte sich die
www.change.gov-Website auch noch
als eine Rekrutierungsplattform für die
Besetzung der insgesamt 5.000 bis
6.000 bei einem Regierungswechsel zu
vergebenen politischen Funktionärs-
posten. Auch hier galt: Wer sich quali-
fiziert und berufen fühlte, durfte sich
gleich online um einen Job in der Oba-
ma-Administration bewerben. Doch
wer erst im Dezember 2008 mental
 begonnen hatte, seinen „Ich will 2009
einen interessanten Job bei Obama“-
Vorsatz fürs Neue Jahr zu konkretisie-
ren, musste sich hier auf eine ernüch-
ternde Erfahrung gefasst machen: Per-
sönliche Beziehungs- und Kontakt-

netzwerke sind weiterhin die wohl
wichtigsten Eintrittskarten für einen
politischen Administrationsposten in
Washington. Hinzu kommen natürlich
Fachkompetenz und die bereits unter
früheren Regierungen gesammelten
politischen Erfahrungen.

Wer sich realistische Hoffnungen auf
einen der weltweit ca. 60 politischen
US-Botschafterposten (quasi alles Län-
der in relativ sicheren Gefilden mit an-
spruchsvollem Kulturprogramm und
ohne Malariagefahr) macht, sollte ent-
weder ein persönlicher Freund des
 neuen Präsidenten sein oder bereits im
Wahlkampf bei Fundraising Parties
Hunderttausende Dollar für den sieg-
reichen Kandidaten gesammelt haben.
Zumindest ist dies der traditionelle mo-
dus operandi bei der Besetzung von
rund 30% aller amerikanischen Bot-
schafterposten weltweit. Die Vereini-
gung der US-Karrierediplomaten hat in
diesem Zusammenhang Barack Obama
bereits dazu aufgerufen, in seiner Re-
gierung nur noch 10% aller Botschaf-
terposten der USA mit „political ap-
pointees“ zu besetzen. Doch ob der
Kandidat mit der bislang teuersten und
wohl auch besten Wahlkampfmaschi-
ne in der Geschichte Amerikas (rund
680 Millionen Dollar an Wahlkampf-
spenden) zu einem solch revolutionä-
ren Schritt fähig ist, bleibt dahinge-
stellt.

Es ist übrigens genau dieser gewaltige
Wechsel von insgesamt 5.000 bis 6.000
politischen Beamten, der die ameri -
kanische „transition phase“ so lang-
wierig und kompliziert macht. Welche
an dere westliche Demokratie benötigt
schließlich 78 Tage, um das Zepter von
einem Staats- und Regierungschef zum
nächsten zu reichen? Doch selbst die-
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ses eigentlich recht lange Zeitfenster
reicht dafür nicht aus. Es wird wohl 
bis zum Sommer 2009 dauern, bis auch
die letzten politischen Posten in der
Obama-Administration offiziell besetzt
sein werden. Die Kandidaten müssen
schließlich umfangreiche FBI-Sicher-
heitsüberprüfungen über sich ergehen
lassen – spätestens hier könnte es sich
rächen, wenn man vor Jahren daheim
eine illegale Putzfrau beschäftigt hat.
Wer übrigens zu den rund 600 rang-
höchsten Mitgliedern der Administra-
tion zählt (Minister, Staatssekretäre,
Botschafter etc.), muss darüber hinaus
auch noch vom Senat bestätigt werden.
Da jedoch die Demokraten im Ober-
haus des amerikanischen Kongresses
über eine breite Mehrheit verfügen, ist
es für Obama relativ einfach, die eige-
nen Wunschkandidaten auf dem Capi-
tol Hill absegnen zu lassen.

Was die Top-Personen im zukünfti-
gen außen- und sicherheitspolitischen
Team des President-elect anlangt, so
fand Barack Obama mit seiner Ent-
scheidung für Hillary Clinton als US-
Außenministerin, General Jim Jones als
Nationalem Sicherheitsberater sowie
Bob Gates als Verteidigungsminister
(zumindest für ein Jahr) ohnehin be-
reits über die Parteigrenzen hinweg viel
Lob und Anerkennung. Alle drei Perso-
nen gelten schließlich als erfahrene,
moderate Kräfte, welche der US-Au-
ßenpolitik in einer schwierigen Zeit
(Kriege in Afghanistan und Irak, wach-
sende Spannungen mit Russland etc.)
die notwendige Stabilität und Konti-
nuität verleihen können. Bei den links-
pazifistischen Aktivisten an der Basis
der Demokratischen Partei (Michael
Moore, Cindy Sheehan, Code Pink &
Konsorten) hingegen sind Obamas
pragmatische Personalentscheidungen

natürlich bereits als Hochverrat an den
eigenen Prinzipien gewertet worden.

Hillary Clinton hat schließlich 2002
für den Irakkrieg gestimmt, Jim Jones
hätte den exakt gleichen Job auch von
einem President-elect John McCain an-
geboten bekommen können und Bob
Gates wurde für den Pentagon-Posten
ursprünglich von keinem anderen als
George W. Bush höchstpersönlich re-
krutiert. Was war plötzlich aus Obamas
frühem Wahlkampfversprechen „Ich
ziehe innerhalb von 16 Monaten nach
Amtsantritt alle US-Truppen aus dem
Irak zurück“ geworden? All jene, die
nach acht Jahren Bush-Administration
auf einen dramatischen Linksruck in
der amerikanischen Außen- und Si-
cherheitspolitik gehofft hatten, sind
jetzt auf jeden Fall maßlos enttäuscht
und machen ihrem Ärger vor allem
über Internetblogs virtuell Luft. Es ist 
in diesem Zusammenhang eigentlich
erstaunlich, dass die www.change.gov
Website noch nicht von ultra-linken
Computerhackern lahm gelegt wurde.

Zum jetzigen Zeitpunkt – dieser Artikel
wurde bereits Anfang Dezember erstellt
– ist es noch zu früh, die zukünftige
Obama-Administration einer detaillier-
teren personellen und inhaltlichen
Analyse zu  unterziehen. Dafür sind erst
zu wenige Puzzle-Teile bekannt. Per -
sonalentscheidungen auf der ersten,
zweiten, dritten und vierten Hierar-
chieebene werden wichtigen Einfluss
auf Inhalt und Implementierung der
politischen Agenda der neuen Obama-
Administration haben. Grundsätzlich
gilt: Bislang hat Barack Obama gezeigt,
dass er an den Aufbau seines neuen Re-
gierungsteams mit der gleichen Dyna-
mik, Disziplin und Professionalität he-
rangeht, die ihm auch am 4. November
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2008 zu einem historischen Sieg ver-
holfen haben. Während beispielsweise
Bill Clinton 1992 die wohl am schlech-
testen organisierte „transition“ der jün-
geren Vergangenheit hinlegte und kei-
ne einzige Ministernominierung vor
dem Monat Dezember verkündete,
schien Barack Obama bereits am Tag
nach seiner Wahl ziemlich genau zu
wissen, wen bzw. was er will. Selbst
langjährige Beobachter der Politikszene
in Washington sind daher von der Oba-
ma-Transition tief beeindruckt.

Während sich die meisten ausländi-
schen Beobachter naturgemäß zuerst
für die künftige außen- und sicher-
heitspolitische Orientierung einer neu-
en Administration interessieren, könn-
te Barack Obamas wichtigstes histo -
risches Vermächtnis am Ende seiner
vier- oder gar achtjährigen Amtszeit im
Weißen Haus vor allem in einer tief
greifenden Transformation des ameri-
kanischen Wirtschafts- und Sozialsys-
tems bestehen. Die Angst vor dem Fall
ins wirtschaftliche Nichts lässt bei im-
mer mehr Amerikanern den Ruf nach
dem starken und schützenden Staat
laut werden.

Der bekannte konservative Kolumnist
Charles Krauthammer fasste die Situa-
tion Amerikas am 12. Dezember 2008

in der „Washington Post“ wie folgt zu-
sammen: „Obama meinte es ziemlich
ernst, als er sagte, er würde die Welt ver-
ändern. Und jetzt hat er eine nationale
Krise, ein persönliches Mandat, einen
gefügigen Kongress, eine verzweifelte
Öffentlichkeit sowie den größten Topf
Geld in der Geschichte unserer Galaxie
zu seiner Disposition.“ Krauthammer
bezog sich dabei u.a. auf jüngste Me-
dienberichte, denenzufolge Obama ein
gigantisches, knapp 1.000 Milliarden
Dollar schweres Konjunkturpaket zur
Stabilisierung der amerikanischen Wirt-
schaft plant, einen großen Teil davon
in Form von Infrastrukturinvestitio-
nen. „Die Bühne ist bereit für einen
jungen, ehrgeizigen, überaus selbstsi-
cheren Präsidenten – der sich bereits
als eine welthistorische Figur betrach-
tet, bevor er überhaupt vereidigt ist, um
eine Restrukturierung der amerikani-
schen Volkswirtschaft zu beginnen und
die Beziehungen zwischen Regierung
und Volk auf eine neue Grundlage zu
stellen.“ Krauthammer gibt seinen Le-
sern zum Schluss noch einen Ratschlag
mit auf den Weg: „Lassen Sie sich nicht
davon täuschen, dass Bob Gates im
Amt bleibt. Obama wurde nicht ge-
wählt, um die Lage in Afghanistan zu
regeln. Er will Amerika transformieren.
Und er hat das Geld, das Mandat und
den Schneid, es zu ver suchen.“
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1. Wandel als Programm – auch
in der Außenpolitik?

Barack Obama wurde mit dem Verspre-
chen eines grundlegenden Wandels in
allen Politikbereichen zum 44. Präsi-
denten der Vereinigten Staaten von
Amerika gewählt. Im Bereich der Au-
ßenpolitik – der sicher nicht Wahl ent-
scheidend war – dürfte dieser Wandel
jedoch insgesamt weniger radikal aus-
fallen als dies diejenigen, die seinem
Vorgänger „eine der schlechtesten au-
ßenpolitischen Leistungsbilanzen aller
US-Präsidenten“1 bescheinigen, erwar-
ten. Denn erstens war bereits in der
zweiten Amtszeit von George W. Bush
eine Veränderung des stark unilatera-
listisch geprägten Stils zu verzeichnen,
der sich auch im Rückzug neokonser-
vativer Schlüsselakteure wie Wolfowitz,
Bolton oder Rumsfeld zeigte. Zweitens
sind auf Grund der Zwänge des politi-
schen Systems der USA radikale Verän-
derungen in der Außenpolitik unwahr-
scheinlich und drittens steht die neue
außenpolitische Mannschaft Obamas
mit Außenministerin Hillary Clinton,
dem alten und neuen Verteidigungs-
minister Robert Gates und Sicherheits-
berater James Jones an der Spitze nicht
für einen vollkommen neuen Ansatz in
der Außenpolitik. 

Andererseits sind die Herausforderun-
gen, vor denen der neue Präsident im
Bereich der Außenpolitik steht, enorm.
Es handelt sich, wie es Richard Hol-
brooke formulierte, um „eine Respekt
einflößende Agenda“2. Ein Blick auf die
angekündigte außenpolitische Prioritä-
tenliste der neuen Administration lässt
in der Substanz auf ein gehöriges Maß
an Kontinuität schließen. Barack Oba-
ma3 selbst nennt als sicherheitspoliti-
sche Herausforderungen die Verbrei-
tung von Massenvernichtungswaffen,
globalen Terrorismus, Schurkenstaaten
(rogue states), schwache Staaten (weak
states) sowie aufstrebende Staaten, die
die internationale liberale Ordnung he-
rausfordern. Er bewegt sich damit hin-
sichtlich der Problemwahrnehmung
durchaus in der Tradition der Sicher-
heitsstrategien der Bush-Administrati-
on. Die wichtigste inhaltliche Verände-
rung ist, dass das Thema Klimaver -
änderung und globale Erderwärmung
als gleichwertige sicherheitspolitische
Herausforderung zu den genannten
Gefahren gesehen wird und in diesem
Bereich erhebliches amerikanisches
Umsteuern angekündigt wird. Obama
erklärte zudem bei zahlreichen Gele-
genheiten, dass er die amerikanische
Führungsrolle erneuern, internationale
Organisationen reformieren sowie die

Ein neuer Multilateralismus? Das
zukünftige Verhältnis der USA zu
internationalen Organisationen

Johannes Varwick
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amerikanischen Allianzen und Part-
nerschaften stärken wolle.4 In jedem
Fall lässt sich Obama einer außenpoli-
tischen Schule zurechnen, die in den
USA den Garanten der internationalen
Stabilität sehen und in der die USA die
Rolle eines „sanften“ oder „wohlmei-
nenden Hegemons“ einnehmen müss-
ten.5 Der Versuchung, nach den Lasten
des Irakkrieges nach innen zu schauen,
müssten die USA dezidiert widerste-
hen. Der „amerikanische Moment“ sei
nicht vorbei, müsse aber neu begriffen
werden.6

Unabhängig von der Einschätzung, wie
viel Wandel es im Zuge der neuen Ad-
ministration im Bereich der Außenpo-
litik geben wird, steht Obama für einen
Aufbruch, der auch die Außenpolitik
berühren wird. Ob daraus ein neues
Verhältnis der USA zu internationalen
Organisationen und zum Multilatera-
lismus abgeleitet werden kann, soll im
Folgenden analysiert werden. 

2. Sichtweisen internationaler
Organisationen

Die Beurteilung der Frage, welche
Chancen internationale Organisatio-
nen und ein multilateraler Politikstil
haben und wie sich nationale Außen-
politiken dazu verhalten können und
sollen, hängt auch von grundsätzli-
chen Einschätzungen über die Hand-
lungsmöglichkeiten von internationa-
len Organisationen ab, die in Politik
und Wissenschaft je nach normativem
Standpunkt durchaus variieren. Zuge-
spitzt formuliert ergibt sich eine dreifa-
che funktionale Differenzierungsmög-
lichkeit. Die erste Sichtweise sieht in
internationalen Organisationen vor-
nehmlich Instrumente staatlicher Di-

plomatie, d.h., Staaten instrumentali-
sieren internationale Organisationen,
um ihre eigenen Interessen mit deren
Hilfe in einer anarchischen Umwelt
durchzusetzen. Abmachungen sind
wenig verlässlich, weil ein Partner sie je
nach Interesse jederzeit brechen und
das kooperative Verhalten der anderen
Seite ausnutzen kann. Eine zweite
Sichtweise interpretiert internationale
Organisationen vornehmlich als Are-
nen in der internationalen Politik, die
als diplomatische Dauereinrichtungen
unterschiedliche Politikfelder auf spe-
zifischen Kooperationsniveaus behan-
deln; im Unterschied zu der instru-
mentellen Sichtweise werden die inter-
nationalen Organisationen eher als
Rahmen denn als Mittel zum Erreichen
bestimmter Ziele gesehen. Die dritte
Sichtweise weist internationalen Orga-
nisationen eine eigenständige Qualität
als Akteur in der internationalen Poli-
tik zu, der zudem als ursächlicher Fak-
tor in der Lage ist, die Grundmuster in-
ternationaler Politik im Sinne einer
Minderung des anarchischen Grund-
zustands zu verändern.

So ist es nicht verwunderlich, dass es in
der Wissenschaft, aber auch in der Po-
litik der Staaten sehr unterschiedliche
Betrachtungsweisen hinsichtlich der
Bedeutung internationaler Abkommen
und völkerrechtlicher Regeln gibt. Die
beiden Extrempositionen lassen sich
wie folgt zuspitzen: Eine legalistische
Schule sieht in völkerrechtlichen Ar-
rangements ein extrem hohes Gut,
dem politische Erwägungen unterzu-
ordnen sind. Wenn Staaten Verpflich-
tungen eingegangen sind, dann müs-
sen sie sich auch an diese halten, weil
andernfalls eine Grundvoraussetzung
internationaler Kooperation beschä-
digt wird. Es wird akzeptiert, dass durch
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völkerrechtliche Arrangements die
staatliche Souveränität insofern be-
schnitten wird, als dass diese staatli-
ches Verhalten determinieren. Eine po-
litikorientierte Schule stellt völker-
rechtliche Arrangements stärker in
einen politischen Kontext und betont,
dass es letztlich politischen Entschei-
dungen der Regierungen vorbehalten
bleiben soll und muss, ob sich diese an
überstaatliche Regelungen halten oder
nicht. Völkerrechtliche Regelungen
sind ein Abwägungsfaktor unter vielen
anderen und dürfen demnach nicht
den Anspruch erheben, maßgeblich
handlungsleitend zu sein. 

Mit Blick auf die amerikanische Au-
ßenpolitik ist zudem darauf hinzuwei-
sen, dass im politischen System der
USA hohe Hürden für multilaterale Zu-
sammenarbeit eingebaut sind. Gemäß
der amerikanischen Verfassung ist zum
Abschluss von multilateralen Verträ-
gen und dem Beitritt zu internationa-
len Organisationen neben der Zustim-
mung des Präsidenten die Ratifizierung
des Vertragswerkes durch zwei Drittel
der Mitglieder des Senats erforderlich.
Meist ist zudem zur Umsetzung eines
Vertrags die Verabschiedung eines spe-
ziellen Gesetzes durch beide Kammern
des Kongresses erforderlich. Dies ver-
bindet sich mit einer politischen Kul-
tur, die völkerrechtliche Regelungen
nicht als über dem nationalen Recht
stehend begreift.

2.1 Multilateralismus in Theorie
und Praxis

Der Begriff Multilateralismus leidet an
seiner Unschärfe und bringt zahlreiche
Definitions- und Abgrenzungsproble-
me mit sich. Nach einer formal-de-

skriptiven Definition bezeichnet Mul-
tilateralismus die Praxis der Koordina-
tion nationaler Politiken von drei oder
mehr Staaten durch Ad-hoc-Vereinba-
rungen oder Institutionen. Damit ließe
sich nahezu jede Form staatlicher Zu-
sammenarbeit jenseits von Uni- und
Bilateralismus als multilateral bezeich-
nen. Auf der anderen Seite stehen nor-
mativ gehaltvolle Konzepte, die Multi-
lateralismus als Politikstil verstehen,
bei dem die zwischenstaatlichen Bezie-
hungen auf der Basis bestimmter allge-
mein akzeptierter Verhaltensregeln
und Prinzipien ablaufen. Kennzeich-
nend ist in dieser Perspektive eine Kul-
tur der Reziprozität, der gegenseitigen
Verlässlichkeit und des prinzipiellen
Verzichts auf unabgestimmtes Verhal-
ten. Beim konzeptionellen Gegenmo-
dell – dem Unitaleralismus – geht es
dann darum, dass einzelne Staaten sich
vorbehalten, je nach eigener Interes-
senlage alleine und wenn notwendig
auch gegen andere Staaten zu handeln. 

Unterhalb dieser prinzipiellen Unter-
scheidungen kann der Begriff weiter
differenziert werden. Eine mögliche
Eingrenzung wäre, als Definitionskrite-
rium die tendenziell universale Aus-
richtung bzw. das Bemühen um funk-
tionale oder geographische Auswei-
tung der Zusammenarbeit zu nehmen.
Damit würden bestimmte Formen re-
gionaler Kooperation oder thematisch
enge, sachbezogene Zusammenarbeit
als Untersuchungsgegenstand aus-
scheiden. Eine weitere Spezifizierung
ergibt sich aus der Einbeziehung einer
normativen Dimension wie etwa der
Betonung einer regel- und normgelei-
teten Qualität der Zusammenarbeit, die
aus einem gemeinsamen Weltbild re-
sultiert (epistemischer Multilateralis-
mus). Andere Unterscheidungskrite-
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rien beziehen sich auf die „policy“-Di-
mension der Zusammenarbeit (ökono-
mischer, sicherheitspolitischer, um-
weltpolitischer etc. Multilateralismus),
die bestimmenden Akteure (staatlicher
versus transnationaler Multilateralis-
mus), den Verbindlichkeitsgrad der Zu-
sammenarbeit, die Reichweite (offener
versus geschlossener Multilateralis-
mus) oder auch die Machtdimension in
der Zusammenarbeit (hierarchischer
versus egalitärer Multilateralismus). 

In der politischen Praxis neigen vor al-
lem große und mächtige Staaten zu
unilateralem Vorgehen, weil sie sich
von einem unilateralen Handeln eige-
ne Interessenmaximierung verspre-
chen. Selbst wenn solche mächtigen
Staaten nach dem Prinzip ‚so viel Mul-
tilateralismus wie möglich, so viel Uni-
lateralismus wie nötig‘ verfahren wür-
den, d.h., nur im ‚Notfall‘ unilateral
handelten, würde in der Theorie eine
wichtige Voraussetzung für die inter-
nationale Kooperation zumindest be-
schädigt. Denn wer im Einzelfall auch
allein und gegen den Willen seiner po-
tenziellen Partner handelt, darf sich
nicht darüber wundern, wenn dann
auch andere Staaten dies tun. Anders
gewendet: Nur wer sich selbst den Nor-
men der internationalen Kooperation
unterwirft, kann dies auch von ande-
ren erwarten und einfordern. Ohne das
Grundmuster der Interdependenz ist
eine unilateralistische Politik allerdings
wahrscheinlicher. Zu den Grundsätzen
multilateraler Politik gehören das un-
eingeschränkte Verbot von Gewalt zur
Durchsetzung politischer Ziele und die
Erkenntnis, dass nationale Interessen
durch Zusammenarbeit besser durch-
gesetzt werden können als in einem na-
tionalstaatlichen Gegeneinander. Die
Betonung gemeinsamer Interessen ist

mithin entscheidend für eine multila-
terale Politik.

Es hängt also stark von den theoreti-
schen Leitbildern in den betreffenden
Staaten ab, ob eine unilaterale oder
multilaterale Strategie als Erfolg ver-
sprechend angesehen wird. Internatio-
nale Organisationen können nur dann
eine wichtige Rolle in der internatio-
nalen Politik spielen, wenn ihre Mit-
gliedstaaten auf multilaterale Strate-
gien zur Bewältigung der Probleme und
Herausforderungen setzen, d.h., ein Er-
folg ist äußerst voraussetzungsreich. In
der realen Welt zeigt sich, dass diese
Voraussetzungen nicht immer gegeben
sind. 

2.2 Neuer versus alter Multi -
lateralismus

Entlang dieser argumentativen Kon-
fliktlinien zeichnet sich in der Wissen-
schaft eine Dichotomie zwischen zwei
Formen des Multilateralismus ab: der
klassischen und der neuen Form. Wäh-
rend das klassische Verständnis größ-
tenteils dem europäischen entspricht,
zeichnet sich der neue Multilateralis-
mus durch eine lockerere Form von Ad-
hoc-Koalitionen und eine größere Be-
tonung einer Output-Legitimität aus.
Die legalistischen und institutionali-
sierten Formen der eher klassischen
multilateralen Koordinierung und Zu-
sammenarbeit im Rahmen von zentra-
len internationalen Organisationen
wurden insbesondere von der Bush-Re-
gierung als umständlich und ineffektiv
abgewertet. Die fundamentalen Verän-
derungen der internationalen Politik
seit dem Ende des Ost-West-Konfliktes
und insbesondere seit den Terror-An-
schlägen vom 11. September 2001 und
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der US-geführten Invasion des Iraks
vom März 2003 führten auch zu einer
heftigen Debatte über die Bedeutung
und den Nutzen des Multilateralismus.
Mit der amerikanischen Sicherheits-
strategie aus dem Jahre 2002 hat sich
die US-Regierung zwar zum Multilate-
ralismus bekannt, jedoch auch deut-
lich gemacht, dass sie weder in der La-
ge noch willens sein würde, sich bei der
Umsetzung ihrer nationalen Interessen
– vor allem der Gewährleistung der Si-
cherheit der amerikanischen Bürger –
auf internationale Organisationen zu
verlassen. 

Wer nun der Auffassung ist, diesem
amerikanischen Verständnis von Mul-
tilateralismus stünde ein einheitliches
europäisches Verständnis gegenüber,
dem muss entgegnet werden, dass – je-
denfalls jenseits der allgemeinen Aus-
sagen in der europäischen Sicherheits-
strategie – auch in Europa unterschied-
liche Varianten des Denkens über
Multilateralismus anzutreffen sind7: So
ist erstens eine deutsche Denkschule
auszumachen, für die Multilateralis-
mus an sich als ein Gewinn gilt. Ver-
handlung und eine Strategie des langen
Atems werden als die entscheidenden
Parameter gesehen, um eine ordnungs-
politische Alternative zur Macht- und
Gewaltpolitik darzustellen. Zweitens ist
eine französische Denkschule anzutref-
fen, die Multilateralismus primär als In-
strument einer politischen Multipola-
rität sieht, durch die ein Gegengewicht
zu den USA hergestellt werden soll. Da-
bei wird die Konfrontation mit den
USA einkalkuliert, sollte sich Washing-
ton nicht zu gleichberechtigter Koope-
ration mit Europa zusammenfinden.
Drittens kann von einer britischen
Denkschule gesprochen werden, die ei-
nen Kompromiss zwischen beiden erst-

genannten darstellt und eher pragma-
tisch orientiert ist. Das Hauptanliegen
dieser Denkschule ist es, internationa-
le Probleme effektiv und wenn möglich
durch multilaterale Kooperation zu lö-
sen. Dieses gehe aber nur in Kooperati-
on und nicht in Konfrontation mit den
USA. 

3. Obamas Außenpolitik

Internationale Organisationen stellen
für die Politik der USA traditionell le-
diglich ein Mittel zum Zweck und kein
Ziel an sich dar. Dies ist keine Entwick-
lung, die sich erst seit dem Jahre 2001
durchgesetzt hat. Obgleich die USA
nach 1945 von der Vorstellung einer
multilateralen Ordnung geleitet wur-
den und nahezu alle wichtigen multi-
lateralen Organisationen von den Ver-
einten Nationen über die Welthan -
delsorganisation, den Internationalen
Währungsfonds bis hin zur Nordat -
lantikorganisation auf amerikanische
Initiative zurückgingen, können die
 Erfahrungen der amerikanischen Re-
gierungen mit internationalen Organi-
sationen in den vergangenen Jahren si-
cher nicht durchweg als positiv be-
schrieben werden. Die mangelnde
Effizienz, die damit häufig verbundene
Einschränkung der amerikanischen
Handlungsfreiheit sowie geringe Kos-
tenersparnisse für die USA haben daher
zu einer weniger positiven Perzeption
von multilateralen Entscheidungsme-
chanismen beigetragen als in Europa.8

Zwar hatte die Regierung Clinton unter
dem deutlichen Einfluss von Made-
leine Albright eine Politik des so ge-
nannten durchsetzungsfähigen Multi-
lateralismus (assertive multilateralism)
verfolgt, dies bedeutet jedoch nicht,
dass die Clinton-Administration unila-
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terale Maßnahmen grundsätzlich aus-
geschlossen hätte. Schon in der Natio-
nalen Sicherheitsstrategie der Clinton-
Administration aus dem Jahre 1999
wird der unilaterale Einsatz der ameri-
kanischen (Militär-)Macht nicht ausge-
schlossen. 

Was bedeuten diese Überlegungen nun
für die Frage nach dem künftigen Ver-
hältnis der USA zum Multilateralismus
und den internationalen Organisatio-
nen? Zunächst bietet Obama eine Pro-
jektionsfläche für jeweils eigene Wün-
sche und Vorstellungen in Europa und
andernorts. Das außenpolitische Pro-
gramm der neuen Administration wird
sich aber weniger an externen Erwar-
tungen ausrichten, sondern an den
Faktoren orientieren, die die Außenpo-
litik bestimmen. Diese lassen sich mit
der Formel „3 I plus F plus E“ konzep-
tionalisieren. Es sind mithin in erster
Linie Interessen (I), Institutionen (I),
Ideen (I) und Fähigkeiten (F), die die
außenpolitischen Handlungsmöglich-
keiten und -optionen bestimmen. Zu-
dem ist es eine alte Erfahrung, dass die
Realität die Aussagen aus dem Wahl-
kampf schnell relativieren wird (E). So
versprach etwa Franklin Roosevelt
1940, dass er keine amerikanischen
Truppen in auswärtige Kriege schicken
würde, Lyndon Johnsen erklärte 1964
keine Bodentruppen nach Vietnam zu
entsenden und George W. Bush trat im
Jahr 2000 mit dem Versprechen an,
dass seine Außenpolitik die USA nie-
mals wieder in „nation-building“-
Prozesse verwickeln würde. Die Reali-
tät – oder besser gesagt, die sich je-
weils schnell ändernde außenpoliti-
sche Problem-Agenda – hat solche
 Ankündigungen schnell zu Makulatur
werden lassen. Insofern gilt das alte
Bonmot, des britischen Premierminis-

ters MacMillan, der bekanntlich auf 
die Frage, was ihn in seiner Amtszeit
am meisten herausforderte, entgegne-
te: „Events, my dear, events!“. 

Anlässlich der Vorstellung seines au-
ßenpolitischen Teams am 1. Dezember
2008 erklärte Obama abermals die
Grundzüge seiner Außenpolitik. In ei-
ner unsicheren Welt ist es nach den
Worten des künftigen US-Präsidenten
Zeit für einen pragmatischen Neuan-
fang. Um dabei Erfolg zu haben, be-
dürfe es einer neuen Strategie, die fach-
kundig alle Kräfte Amerikas vereine.
Militärische, diplomatische und ge-
heimdienstliche Kräfte der USA müss-
ten integriert werden in eine gemein-
same Politik des guten Beispiels. „Wir
werden unsere Fähigkeiten verbessern,
um unsere Gegner zu bekämpfen und
unsere Freunde zu stärken. Wir werden
alte Allianzen erneuern und neue und
andauernde Partnerschaften formen.
Wir werden der Welt einmal mehr zei-
gen, dass Amerika ebenso unnachgie-
big in der Verteidigung unseres Volkes
ist, wie es fest der Wahrung unserer
 Interessen und Werte verpflichtet ist“.
Die designierte Außenministerin, Hil-
lary Clinton, sagte bei gleicher Ge -
legenheit, die USA benötigten mehr
Partner und Verbündete und weniger
Gegner. Angesichts der enormen He-
rausforderungen in der Welt müssten
die USA künftig alle politischen Mittel
nutzen, um Frieden und Freiheit zu si-
chern. „Amerika kann die Probleme
nicht ohne die Welt lösen, und die
Welt kann die Probleme nicht ohne die
USA lösen“, sagte Clinton. Militärische
Macht allein sei nicht ausreichend, um
die Ideale Amerikas zu sichern.9 Das au-
ßenpolitische Team Obamas lässt sich
aber durchaus als „realpolitisches De-
mento des großen Wandels, den Oba-
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ma vor der Wahl verkündigt hatte“10,
deuten. Der neue Verteidigungsminis-
ter Gates symbolisiert schon durch die
Tatsache, dass er auch in der Bush-
Administration in gleicher Funktion
 tätig war, erhebliche Kontinuität im
 Bereich der Verteidigungspolitik, und
auch der ehemalige NATO-Oberbe-
fehlshaber in Europa, James Jones, eig-
net sich als neuer nationaler Sicher-
heitsberater kaum für Experimente in
der Sicherheitspolitik. Hillary Clinton
als künftige Außenministerin gehörte
zwar zu den scharfen Kritikern der
Bush-Außenpolitik, vertritt aber durch-
aus eine harte Linie bei der Wahrung
und Durchsetzung amerikanischer In-
teressen. 

Auch Obama steht in einer außenpoli-
tischen Tradition, in der sich „Ideale,
Interessen, Moral und Macht untrenn-
bar mischen“11. Vermutlich bezieht
sich der Aufbruch in der neuen US-
Außenpolitik in erster Linie auf den Po-
litikstil, der sich vorwiegend an der Be-
tonung von Partnerschaften und Alli-
anzen festmachen lässt. Um die ameri-
kanische Führungsrolle in der Welt zu
erneuern, so Obama, „beabsichtige ich,
die Allianzen, Partnerschaften und Ins -
titutionen zu erneuern, die notwendig
sind, um gemeinsamen Bedrohungen
zu begegnen und gemeinsame Sicher-
heit zu stärken. Notwendige Reformen
dieser Allianzen und Institutionen sind
aber nicht damit zu erreichen, indem
man andere Staaten dazu nötigt, die
Veränderungen nachzuvollziehen, die
wir zuvor alleine ausgebrütet haben.
Sie gelingen vielmehr nur dann, wenn
wir andere überzeugen dass sie ihren
Anteil an effektiven Partnerschaften
haben“12. Auch in seiner Berliner Rede
vom Juli 2008 erklärte Obama in sehr
allgemeiner Form, dass es zu Partner-

schaft und Zusammenarbeit zwischen
den Nationen keine Alternative gebe.
„Es ist der Weg, der einzige Weg, um
unsere gemeinsame Sicherheit und un-
sere gemeinsame Menschlichkeit vo-
ranzubringen“.13

Hintergrund dabei dürfte allerdings
nicht das Bekenntnis zu einem prinzi-
piellen Multilateralismus sein, sondern
er dürfte vielmehr in den sich abzeich-
nenden Macht- und Strukturverände-
rungen des internationalen Systems be-
gründet liegen. Denn der unipolare
Moment der USA ist in jedem Fall vor-
bei und die Führungsmacht USA steht
vor der Herausforderung, sich an die
bestehende internationale Ordnung
an zupassen. Dies gilt für eine Reform
der Vereinten Nationen und der NATO
ebenso wie für die bessere Einbindung
aufstrebender Mächte wie Brasilien,
 Indien, Nigeria oder Südafrika.14

Für zwei wichtige internationale Orga-
nisationen, nämlich die Vereinten Na-
tionen und die NATO, ergeben sich aus
dem Regierungswechsel in den USA
neue Chancen. Allerdings sind auch
hier keine grundlegend neuen Ansätze
zu erwarten. Die Zeiten, in denen die
Vereinten Nationen in Washington für
irrelevant erklärt wurden, dürften mit
Obama vorbei sein. Die Nominierung
seiner engen außenpolitischen Berate-
rin, Susan Rice, als UN-Botschafterin
zeigt, dass den VN Bedeutung beige-
messen wird. Allerdings hat Obama
ebenfalls deutlich gemacht, dass die
VN dringend reformiert werden müs-
sen und eine Verpflichtung zu multila-
teralem Handeln geradezu mit einer
Verpflichtung zur Reform verbunden
werden muss. Dies war ebenfalls ein
wichtiges Anliegen der Bush-Adminis-
tration und es bleibt abzuwarten, wie
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in Washington reagiert wird, wenn sich
Reformen als nicht durchsetzbar erwei-
sen sollten. Abzuwarten bleibt auch, ob
dann stärker auf Formen des neuen
Multilateralismus – wie etwa G-20, Glo-
bal Energy Forum oder ein in den USA
immer wieder diskutiertes Konzert der
Demokratien als Gegenmodell zu den
VN – ausgewichen werden wird. 

Bezüglich der NATO hat Obama mehr-
fach erklärt, dass er die Allianz stärken
wolle. Im Wahlprogramm heißt es aber
auch deutlich, dass die Verbündeten
dazu gebracht werden sollen, mehr
Truppen in kritischen Einsätzen wie
 Afghanistan zur Verfügung zu stellen
und auch der Entscheidungsprozess in
der NATO gestrafft werden solle. Auch
bei der Streitfrage Erweiterung um
Georgien und die Ukraine werden sich
in der Substanz keine großen Unter-
schiede zur Bush-Politik ergeben. In
beiden Fällen wird es aber den Partnern
möglicherweise schwerer fallen, ameri-
kanische Forderungen abzuwehren.
Denn wenn die amerikanischen Inte-
ressen geschmeidiger vorgetragen wer-
den und dies mit einer Rhetorik des
Mitentscheidens bzw. mit tatsächli-
chem Einfluss auf eine gemeinsame
Strategie in wichtigen Fragen verbun-
den wird, dann werden die Partner ih-
re Beiträge erhöhen müssen. Insofern
könnte sich der amerikanische Ruf
nach Partnerschaften und Multilatera-
lismus als besonders geschickte Varian-
te der Debatte um Lasten- und Risiko-
teilung erweisen. 

4. Bilanz

Wie jeder Regierungswechsel bietet
auch der Wechsel in den USA Chancen
für eine neue Politikgestaltung. Aus

 europäischer und deutscher Sicht ist es
zu begrüßen, dass in Washington eine
Administration ins Amt kommt, die
sich offener zu Partnerschaften und
multilateraler Zusammenarbeit be-
kennt, als dies die Vorgängerregierung
getan hat. Unabhängig davon muss die
EU aber noch mehr tun, um die inter-
nationale Agenda effektiver zu gestal-
ten. Der Hohe Vertreter der EU für die
Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik (GASP), Javier Solana, formu-
lierte dies kürzlich auf einer Rede in
 Paris wie folgt: „Vor allem müssen wir
daran arbeiten, die Agenda zu bestim-
men und nicht nur zu reagieren. Es
stimmt zwar, dass heutzutage kein
 internationales Problem ohne Mitwir-
kung der EU diskutiert wird. Aber Mit-
wirkung ist nicht zu verwechseln mit
wirklicher Mitentscheidung. Wir ver-
bringen nach wie vor zu viel Zeit damit,
in Europa zu diskutieren, wer etwas
 sagen soll, anstatt selber zu sagen, was
wir tun wollen“.15 Um diese alte euro-
päische Krankheit – die destruktive
Vielstimmigkeit – zu heilen, ist es nicht
zuletzt erforderlich, dass die Neuerun-
gen des derzeit auf Eis liegenden Lissa-
bon-Vertrags wie die Schaffung eines
europäischen Außenministers (der sich
nicht so nennen darf) und die Verbes-
serungen im Bereich der politischen
Führungsfähigkeit der EU auch bald
Realität werden. Wenn Europa mit ei-
ner Stimme spricht und zu fairer Las-
ten- und Risikoteilung bereit ist, be-
stünden bei einer ganzen Reihe von
Fragen gute Chancen auf eine gemein-
same transatlantische Politik und die
‚Respekt einflößende Agenda‘ könnte
sicher mit guten Chancen auf Pro-
blemlösungen bearbeitet werden. Dies
würde sich auch positiv auf die Rele-
vanz internationaler Organisationen
auswirken. 
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Im Ergebnis dürfte die künftige Außen-
politik der USA durch einen pragmati-
schen Multilateralismus à la Obama ge-
kennzeichnet sein.16 Der Erwartung,
dass sich die USA nun widerspruchslos
in den Geleitzug einer vermeintlichen
internationalen Gemeinschaft einrei-
hen werden, ist jedoch vehement zu wi-
dersprechen. Dazu weicht das amerika-
nische Verständnis von Multilateralis-
mus zu sehr vom europäischen
Durchschnitt ab und versteht sich vor-
nehmlich als ein Instrument amerika-
nischer Außenpolitik. Selbst liberale In-
ternationalisten argumentieren, dass
die USA zwar eine generelle Präferenz
für Multilateralismus haben sollten,

zeitweise aber ein Alleingang zu bevor-
zugen sei.17 Dies hat auch Obama un-
missverständlich deutlich gemacht, et-
wa in der Frage, ob bei sicherheitspoli-
tischen Fragen in jedem Fall ein Mandat
des VN-Sicherheitsrats notwendig sei.18

Vor Illusionen über die amerikanische
Bereitschaft, sich von internationalen
Organisationen oder multilateralen
Verbünden Einschränkungen bei Fra-
gen von wichtigen nationalen Interes-
sen gefallen zu lassen, muss also aus-
drücklich gewarnt werden. Die transat-
lantischen Flitterwochen dürften sehr
kurz werden. Das spricht nicht dage-
gen, sie zu genießen.
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1. Einführung

Die gegenwärtige internationale Fi-
nanzkrise ist längst über das Stadium
der Suche nach Schuldigen hinausge-
wachsen und hat in ihren globalen
Ausmaßen und ihren Rückwirkungen
auf die reale Wirtschaft systemischen
Charakter angenommen. Dass sie in
den USA begonnen hat und sich dort in
ihren wirtschaftlichen und sozialen
Auswirkungen besonders verheerend
entfaltet, bleibt aber für die Beurteilung
ihrer internationalen politischen Fol-
gen relevant. 

Es ist daher von entscheidender Bedeu-
tung nicht nur für die USA selbst, son-
dern angesichts des wirtschaftlichen
und politischen Gewichts der Vereinig-
ten Staaten für die Weltwirtschaft und
die internationalen Beziehungen, wie
die Krise dort weitergeht und wie die
neue Regierung unter dem Präsidenten
Obama mit dieser Herausforderung
umgeht.

In der folgenden Kurzanalyse wird zu-
nächst die wirtschaftliche Ausgangsla-
ge dargestellt, vor der die neue ameri-
kanische Administration bei ihrer
Amtsübernahme steht. In einem zwei-

ten Punkt werden die Folgen der Fi-
nanzkrise für die internationalen Be-
ziehungen skizziert und abschließend
die wirtschaftspolitischen Handlungs-
optionen der nächsten amerikanischen
Regierung und deren Folgen für Europa
angesprochen.

2. Zum Stand der Krise zu
 Beginn des Jahres 2009

Was im Juni 2007 als Subprime-Krise in
den USA angefangen hat und sich
dann zunehmend zu einer allgemeinen
Bankenkrise der westlichen Industrie-
länder ausweitete, hat sich inzwischen
zu einer schweren Weltwirtschaftskrise
entwickelt. Nicht nur in den USA, son-
dern auch in Europa und den übrigen
Industrieländern wird es zur tiefsten
und wahrscheinlich längsten Rezession
seit dem 2. Weltkrieg kommen. Das
globale Wirtschaftswachstum ist im
vierten Quartal 2008 zum Erliegen ge-
kommen und wird auch 2009 noch
nicht wieder aufleben. Auch die letzte
verbliebene Wachstumslokomotive der
Weltwirtschaft, die Volksrepublik Chi-
na, zeigt Schwäche und wird 2009 ei-
nen massiven Wachstumseinbruch er-
leiden.

Die Finanzkrise und die 
wirtschaftspolitischen Optionen

der Regierung Obama

Jens van Scherpenberg
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Auch der Welthandel steht unter er-
heblichem Druck und zwar nicht nur
auf Grund des Nachfrageeinbruchs in
großen Importmärkten, sondern ganz
unmittelbar auch deshalb, weil die
 allgemeine Kreditklemme zu wachsen-
den Problemen bei der kurzfristigen
Außenhandelsfinanzierung führt. Die
Bereinigung der Bankbilanzen um
wertlose Aktiva wird noch lange weiter
gehen, die Kapitalbasis der Banken
schwächen und die Bereitschaft zu
neuer Kreditvergabe lähmen. Die Re-
zession und die Zahlungsprobleme
ganzer Volkswirtschaften werden auch
noch weitere Positionen in den Aktiva
der Bankbilanzen entwerten und die
Banken tiefer in den Strudel reißen so-
wie immer mehr große Industrieunter-
nehmen. Das im Oktober 2008 aufge-
legte amerikanische 700 Mrd. $-Pro-
gramm zur Stützung der Banken ist
bereit fast aufgebraucht und reicht
nicht, da die Rekapitalisierung allein
der amerikanischen Finanzinstitutio-
nen weit über eine Billion $ erfordert.

Durch die Stützungsmaßnahmen für die
Banken (und zunehmend auch für In-
dustrieunternehmen wie für die „gro ßen
Drei“ der amerikanischen Autoindus-
trie, General Motors, Ford und Chrys -
ler, geplant) einerseits, den Einbruch
des Steueraufkommens andererseits
wird auch die Nettoneuverschuldung
der USA nach der jüngsten Schätzung
des Congressional Budget Office1 auf
1,186 Billionen $ im laufenden Haus -
haltsjahr 2009 (1.10.2008–30.9.2009)
steigen. Das entspräche  etwa 8,3% 
des für 2009 prognostizierten BIP von
14,2 Bn. $ und brächte die Staatsschuld
(10,7 Bn. $ am 1.12.2008) auf 12 Bn. $
und damit in die Nähe von 100% des
BIP, einem Wert, der zuletzt zwischen
1945 und dem Koreakrieg erreicht

 wurde. Auch von der Budget seite her
gehen die USA also denkbar schlecht
vorbereitet in die  Krise.

Derweil geraten Millionen privater
Haushalte in den USA derzeit und in
den kommenden Monaten durch stei-
gende Hypothekenbelastung bei gleich-
zeitigem Verfall des Werts ihrer Häuser
sowie durch hohe Schulden aus Ver-
braucherkrediten, Ausbildungsdarlehen
und Kreditkartenkäufen in die Über-
schuldung und damit in die Zahlungs-
unfähigkeit, vor allem wenn sie durch
 Arbeitslosigkeit oder Lohnkürzungen
auch noch Einkommenseinbußen hin-
nehmen müssen. Die damit einherge-
henden Zahlungsausfälle auf ausste-
hende Kredite bringen zugleich weite-
re Bilanzprobleme für die Banken.
Auch der private Konsum, mit gut 70%
des BIP die unermüdliche Triebkraft 
des amerikanischen Wirtschaftswachs-
tums der letzten Jahre, bricht ein. Die
Indices des Verbrauchervertrauens sind
auf einen Tiefstand gefallen.2

Durch den rezessionsbedingten Rück-
gang der Rohstoff- und Güterpreise
 sowie der Löhne ist vorübergehend
 eine Deflation zu befürchten. Dadurch
nimmt die reale Belastung der Schuld-
ner weiter zu, während die Geldpolitik
in die Liquiditätsfalle gerät: Der Leit-
zins, inzwischen auf dem historischen
Tiefstand von 0–0,25%, kann nicht un-
ter Null gesenkt werden. 

3. Auswirkungen der Krise 
auf die internationalen
 Beziehungen

In seiner Regierungserklärung zur Fi-
nanzkrise vom 25. September 2008,
nach dem Zusammenbruch der Invest-
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mentbank Lehman Brothers, erklärte
Finanzminister Steinbrück: „Die USA
werden ihren Status als Supermacht des
Weltfinanzsystems verlieren. Das Welt-
finanzsystem wird multipolarer.“3 Ob
allerdings der bislang global dominie-
rende amerikanische Finanzsektor oder
gar die USA selbst in ihrer internatio-
nalen Position gegenüber anderen gro-
ßen Wirtschaftsmächten wirklich ge-
schwächt aus der Krise hervorgehen,
das ist noch sehr die Frage.

In der Internationalen Politischen
Ökonomie wird zwischen absoluten
und relativen Gewinnen unterschie-
den und die These formuliert, dass
Staaten nicht mit absoluten Wohl-
standsgewinnen zufrieden sind, son-
dern für sie die relativen wirtschaftli-
chen Gewinne im Vergleich zu anderen
Staaten im Vordergrund stehen, also
die Entwicklung der internationalen
Kräfteverhältnisse. Dasselbe gilt natür-
lich für die relativen und absoluten
Verluste, die die einzelnen Volkswirt-
schaften z.B. jetzt in Folge der Finanz-
marktkrise und der durch sie ausgelös-
ten Rezession erleiden. Eigene volks-
wirtschaftliche Verluste erscheinen
einer Regierung tragbar, so sie geringer
ausfallen als die der anderen Staaten,
auch wenn dies ökonomisch gesehen
irrational ist, weil gemeinsames Han-
deln möglicherweise die absoluten Ver-
luste sehr viel wirksamer begrenzen
könnte. 

Das ist der Hintergrund, vor dem die
Serie großer internationaler Konferen-
zen zur Finanzkrise zu sehen ist, die in
der ersten Gipfelkonferenz der G204

am 15. November 2008 in Washington
einen ersten Höhepunkt fand. Wichtig
an dieser Konferenz war vor allem, dass
sie die nachhaltige Bedeutungsver-

schiebung hin zu den G20 dokumen-
tiert, zu Lasten der G7/8, die sich über-
lebt haben dürften. Dies dürfte sich
auch 2009 bestätigen, zumal dann die
G8 unter einem eher schwachen Vor-
sitz (Italien) stehen, bei den G20 aber
Großbritannien den Vorsitz führen
wird.

Im Übrigen aber ist jeder Versuch einer
politischen Bilanz der internationalen
Finanzkrise verfrüht. Das zeigt sich
schon daran, dass es in der hektischen
Diskussion dieser Wochen für jeden der
maßgeblichen internationalen Akteure
diametral entgegengesetzte Meinun-
gen gibt, was die Auswirkungen der Kri-
se auf seine internationale Position an-
geht. Dies sei im Folgenden für die
USA, die EU, China und die übrigen
Emerging-Market- und Ölexportländer
mit ihren großen staatlichen Anlage-
fonds (Sovereign Wealth Funds) kurz
erläutert.

3.1 Die USA

Hinsichtlich der USA gibt es auf der ei-
nen Seite die Sorge, dass die neue Re-
gierung dem US-Finanzsektor, aber wo
nötig auch der amerikanischen verar-
beitenden Industrie mit massiven Sub-
ventionen Wettbewerbsvorteile gegen-
über den ausländischen Konkurrenten
in der Bewältigung der Rezession ver-
schaffen will. Auch wird der US-Wirt-
schaft dank ihrer größeren Flexibilität
eine bessere Anpassungsfähigkeit an
die Herausforderungen der Krise zuge-
traut als den europäischen Volkswirt-
schaften.

Aber es gibt andererseits auch die Ver-
mutung, dass die Krise die Fähigkeit 
der USA zu globaler Machtprojektion

34-41_Scherpenberg:34-41  16.01.2009  8:27 Uhr  Seite 36



Die Finanzkrise und die wirtschaftspolitischen Optionen 37

nachhaltig beeinträchtigen könnte.
Nicht zuletzt stellt sich die Frage, wer
eigentlich den enormen Anstieg der
US-Staatsverschuldung und das damit
weiterhin hochgehaltene Leistungsbi-
lanzdefizit finanzieren soll. Daraus
folgt die Sorge vor einer neuerlichen
starken Dollarschwäche. Sollte es dazu
kommen und sollte in der Folge aus der
Krise ein monetärer Multipolarismus
von Dollar, Euro und einem asiatischen
Währungsblock hervorgehen, wie es
sich bereits andeutet, würde eine der
wichtigsten ökonomischen Grundla-
gen der weltpolitischen Führungsposi-
tion der USA – die Dominanz des Dol-
lar als Welthandels- und reservewäh-
rung – verloren gehen.

3.2 Die EU

Noch Ende September/Anfang Oktober
2008 glaubte man, die EU-Länder wür-
den weniger von der Krise betroffen
sein als die USA. Inzwischen ist klar,
dass die europäischen Banken zum gro-
ßen Teil noch schlechter kapitalisiert
sind als die amerikanischen und zudem
erheblich in Ländern exponiert sind,
die bereits zahlungsunfähig geworden
sind oder kurz vor einem Staatsbank-
rott stehen wie manche osteuropä -
ischen Staaten. Zudem ist absehbar, dass
die Rezession der Realwirtschaft wegen
der weltweit einbrechenden Nachfrage
gerade die starken europäischen Ex-
portindustrien, namentlich die deut-
sche Investitionsgüterindustrie, schwer
treffen. Eine der größten Sorgen gilt
 zudem der divergierenden wirtschaft -
lichen Entwicklung in der Eurozone, 
in der insbesondere Italien und Grie-
chenland erheblich gefährdet sind und
ohne den Rückgriff auf das währungs-
politische Instrument der Abwertung

zu sehr drastischen wirtschaftspoli -
tischen Einschnitten gezwungen sein
könnten.

Auf der anderen Seite ist gerade der
Euro ein stabilisierendes Element in der
Krise für die Wirtschaften der Euro -
zone. Nicht auszudenken, wenn die
Unternehmen gegenwärtig auch noch
innereuropäische Wechselkursverwer-
fungen wie zuletzt Anfang der 90er-
Jahre zu verkraften hätten. Zudem ge-
hen einige EU-Länder von einer gesün-
deren Ausgangsbasis bei der Staats-
verschuldung und den Budgetdefiziten
in die Krise als andere, aber auch als die
USA. Namentlich Deutschland hätte
durchaus den fiskalpolitischen Hand-
lungsspielraum, sich durch ein sehr
substanzielles staatliches Konjunktur-
programm als Wachstumslokomotive
für die EU und besonders die Eurozone
anzubieten. Andere Euroländer stoßen
allerdings sehr viel schneller an die
Grenzen der nationalen Kreditfähig-
keit. Auch wenn sie nicht unter dem Ri-
siko eines Verfalls ihrer Währung zu lei-
den haben, können auch sie sich nicht
grenzenlos, ohne Risiko der Zahlungs-
unfähigkeit, verschulden. Das zeigen
die gestiegenen Zins-Spreads etwa ita-
lienischer und griechischer Staatsanlei-
hen gegenüber der Benchmark-Bun-
desanleihe.

3.3 China

China konnte zwar durch sein Anfang
November 2008 verkündetes eigenes
Konjunkturprogramm in Höhe von
fast 600 Mrd. $ seine fiskalpolitische
Handlungsfähigkeit beweisen, schnell
kehrten aber auch da wieder die Sorgen
der Märkte zurück, ob dieses Programm
in Anbetracht des massiven Einbruchs
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der Exporte ausreichen wird, die Wirt-
schaft auf einem stabilen Wachstums-
pfad zu halten. Ein Wachstum von 6%,
wie es für 2009 angenommen wird,
kommt in China angesichts der hohen
Zahl jährlich neu auf den Arbeitsmarkt
drängender Arbeitskräfte praktisch ei-
ner Rezession gleich. Viele sehen Chi-
na daher geschwächt. Und die wach-
sende Zahl sozialer Unruhen im Land
scheint ihnen Recht zu geben.

Auf der anderen Seite ist China nicht
nur die drittgrößte Wirtschaftsnation
der Welt, es hat mit fast zwei Billionen $
auch die größten Währungsreserven 
– von denen nach Schätzungen gut
zwei Drittel auf Dollar lauten. Es könn-
te diese Reserven nicht nur einsetzen,
um den inländischen Konsum – und
die chinesischen Importe – zu stimu-
lieren und so den Zusammenbruch der
Exportnachfrage zu kompensieren. Vor
allem hat China ökonomisch und zu-
nehmend auch politisch das Potenzial
für eine regionale Führungsrolle, die
die währungspolitische Integration in
Ostasien vorantreiben könnte. Dazu
hat es schon durch seine konstruktive
Rolle gegenüber seinen Nachbarn wäh-
rend der asiatischen Finanzkrise von
1997/98 eine solide und seitdem weiter
ausgebaute Grundlage gelegt.5

3.4 Die Emerging-Markets und die
Ölexportländer mit ihren
Staatsfonds 

Noch vor kurzem von vielen Ökono-
men als Stützen der Weltkonjunktur
gesehen sind sie heute selbst in erheb-
lichen Schwierigkeiten. Das gilt für Bra-
silien, für Indien, für Russland ohne-
hin, dessen privater Sektor unter rie -
sigen Auslandsschulden leidet. Die

Währungen der betreffenden Länder
verlieren massiv an Wert gegenüber
dem Dollar und dem Euro. Aber auch
die Staatsfonds wurden inzwischen
von der Krise erfasst und mussten wie
jeder Aktienbesitzer auf ihre Invest-
ments starke Verluste hinnehmen. Zu-
dem fließen neue Mittel angesichts des
stark gefallenen Ölpreises und des sta-
gnierenden Welthandels spärlicher und
die Nothilfe der Staatsfonds ist zuneh-
mend in ihren Heimatländern gefragt. 

Andererseits verwalteten die Fonds
2007 einen Betrag von insgesamt wohl
über 2 Billionen $, davon 800 Mrd. al-
lein der Staatsfonds von Abu Dhabi. Sie
bleiben damit eine bedeutende Kapi-
talquelle in einer Zeit wachsender Kre-
ditknappheit.

4. Handlungsoptionen für die
Regierung Obama

Die neue amerikanische Regierung un-
ter Präsident Barrack Obama steht von
Beginn an unter einem enormen Ent-
scheidungsdruck. Welche Handlungs-
optionen hat sie überhaupt und welche
Folgen könnten sich daraus ergeben?

Zunächst gilt es weiterhin, durch ver-
trauensbildende Maßnahmen wie der
Rekapitalisierung der Banken die Funk-
tionsfähigkeit des Finanzsektors wieder
herzustellen. Allein das ist immer noch
eine Herkulesaufgabe, denn die Ban-
kenkrise ist angesichts der neuen He-
rausforderungen der realen Wirtschaft
– durch ein wachsendes Volumen not-
leidender Verbraucher- und Unterneh-
menskredite – noch längst nicht über-
wunden. Die Probleme der  Citigroup,
die am 23. November 2008 den ameri-
kanischen Finanzminister Paulson ver-
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anlassten, staatliche Garantien von
 Höhe von 305 Mrd. Dollar für Ver-
bindlichkeiten des Konzerns aus zu -
spre chen, sind dafür nur ein Hinweis.
Es wird noch sehr viel mehr an staatli-
chen Kapitalzuschüssen nötig werden.
Insgesamt sind bereits jetzt staatliche
Kapitalstützungsmaßnahmen und Ga-
rantien in Höhe von etwa zehn Billio-
nen Dollar ausgezahlt oder übernom-
men worden.6

Konjunkturpolitisch bleibt, nachdem
die Federal Reserve ihr geldpolitisches
Pulver weitgehend wirkungslos ver-
schossen hat, wenig mehr als klassische
keynesianische Fiskalpolitik, also mas-
sive und kurzfristig wirksame öffent -
liche Ausgabenprogramme. Präsident
Obama plant ein Konjunkturprogramm
für zwei Jahre in Höhe von bis zu 1,3
Billionen $, das wären mehr als 9,1%
des BIP.7 Das Auflegen eines  solchen
Konjunkturprogramms wie auch die
Zahlungen für die Banken und die da-
mit einhergehende dramatisch wach-
sende Staatsverschuldung bringen aber
in offenen Volkswirtschaften zwei Pro-
bleme mit sich. 

4.1 Die Finanzierung

Da Steuererhöhungen kaum in Frage
kommen, kann sich der Staat nur ent-
weder auf dem inländischen Kapital-
markt verschulden – dann drohen stei-
gende Zinsen und Crowding-Out-Ef-
fekte, die die private Kreditaufnahme
weiter erschweren. Oder er verschuldet
sich im Ausland, wie in der Präsident-
schaft von George Bush mit seinem
„geborgten Aufschwung“ von 2002/4
geschehen.8 Aber der Appetit ausländi-
scher privater Anleger an Dollaranla-
gen ist schon seit ein paar Jahren weit-

gehend zum Erliegen gekommen. Das
bereits bislang hohe amerikanische
Leistungsbilanz- und Budgetdefizit
wurde zuletzt zunehmend durch aus-
ländische Zentralbanken finanziert,
vor allem von der japanischen und chi-
nesischen. Von der Staatsschuld von
knapp zehn Billionen Dollar Ende 2007
wurden ca. 42% von Regierungsein-
richtungen wie dem Rentenversiche-
rungs-Trust-Fund gehalten, 58% auf
dem Kapitalmarkt platziert. Von diesen
hielten ausländische Investoren ins -
gesamt knapp die Hälfte. Unter den
ausländischen Investoren wiederum
waren China und Hongkong mit 22%,
Japan mit 21%, UK mit 11%, Ölexpor-
teure mit 7%, karibische Finanzzentren
mit 5% und Brasilien mit 5% die größ-
ten Anlegerländer (andere 29%). Ange-
sichts dieses hohen Bestandes bereits
vom Ausland gehaltener Staatsschuld-
papiere und angesichts der wachsen-
den Bedeutung ausländischer Zentral-
banken als deren Käufer ist nicht davon
auszugehen, dass eine Finanzierung der
massiven Schuldenexpansion im lau-
fenden und kommenden Haushalts-
jahr durch das Ausland möglich ist. Da-
mit bleibt als dritte Möglichkeit eigent-
lich nur Keynesianismus pur, nämlich
die Verschuldung des Staates bei der
Zentralbank, indem diese selbst massiv
Staatsschuldpapiere übernimmt, wie es
Fed-Gouverneur Ben Bernanke Anfang
Dezember 2008 auch ankündigte.9

4.2 Die Außenwirkung

Man sollte sich von den Beschlüssen
des G20-Gipfels am 15. November 2008
zur Stimulierung der Weltkonjunktur
nicht täuschen lassen. Sie sind als State-
ments eines staatenübergreifenden ge-
meinsamen Willens weitgehend dekla-
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matorisch. Barack Obama hielt sich
vom G20-Gipfel nicht nur aus proto-
kollarischen Gründen fern, sondern
auch, weil er sich seine eigenen Optio-
nen nicht durch von ihm mitgetragene
Entscheidungen seines Vorgängers ein-
engen lassen wollte. Sollte seine Regie-
rung nach Amtsübernahme ein Kon-
junkturprogramm in der angedeuteten
außerordentlichen Höhe auflegen, wird
sie sich damit allerdings möglicherwei-
se ein populistisches Problem eigener
Art einhandeln, nämlich den Anspruch
aus dem Kongress heraus sicherzustel-
len, so dass ein solches öffentliches
Ausgabenprogramm zum Konjunktur-
anreiz primär der inländischen Wirt-
schaft und damit dem inländischen
 Arbeitsmarkt zugutekommt, anstatt zu
erhöhten Importen und damit zu er-
höhter Beschäftigung in anderen Län-
dern zu führen. 

Ein pauschale Vermehrung der Kauf-
kraft der Verbraucher etwa durch Steu-
ersenkungen, durch Erhöhung von so-
zialen Transferleistungen oder durch
höhere Entlohnung im öffentlichen
Sektor würde z.B. mit hoher Wahr-
scheinlichkeit überproportional dem
Import von Konsumgütern zugute-
kommen. Diese Art von beschäfti-
gungspolitischen Streuverlusten aber
werden die USA ebenso wie andere
Staaten, nicht zuletzt Deutschland,
 vermeiden wollen, und genau darin
liegt die Gefahr für den Welthandel
und damit für einen baldigen Weg aus
der Krise.

Unter Obama könnte es zu hohen
staatlichen Subventionsprogrammen

für bestimmte Industriesektoren kom-
men, wie sie für die Autoindustrie be-
reits angedacht sind. Und es ist zu be-
fürchten, dass dies andernorts Schule
machen wird, wie die Diskussion um
Opel in Deutschland zeigt. Niemand
wird bei diesem Subventionswettlauf
unter dem Zeichen der Erhaltung von
nationalen Arbeitsplätzen danach fra-
gen, ob er WTO-konform ist. Aber er
wäre das fatale protektionistische Äqui-
valent zum Rückfall in den zollpoliti-
schen Bilateralismus der 30er-Jahre, der
die damalige Weltwirtschaftskrise un-
nötig verlängerte. 

In einem solchen Subventionswettlauf,
bei dem der Stärkere gewinnt – in die-
sem Fall wären das diejenige Staaten,
die die höchste internationale Kredit-
würdigkeit und damit die geringsten
 Finanzierungsprobleme bei der Auf-
bringung der entsprechenden Subven-
tionsprogramme haben –, liegt eine
weitaus größere Gefahr für die Welt-
handelsordnung als in einer von man-
chen befürchteten Zurückhaltung Oba-
mas gegenüber weiteren Handelsab-
kommen. 

Viel hängt also davon ab, dass die füh-
renden Wirtschaftsmächte der G20
nicht in eine „Rette sich, wer kann“-
Politik verfallen, sondern mit der
 neuen Regierung Obama zusammen zu
kooperativen, koordinierten Program-
men gegen die Krise finden, die den
größten Vorteil für alle versprechen,
auch wenn sich dabei für die einzelnen
Volkswirtschaften unterschiedliche un-
mittelbare Kosten-Nutzen-Relationen
ergeben.
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1. Das EU-Beitrittsgesuch der
Türkei im Spiegel beid -
seitiger Identitätsfindung

In den bisherigen Erweiterungsrunden
der Europäischen Union stand die Be-
reitschaft der Mitgliedstaaten, die je-
weiligen Beitrittskandidaten aufzuneh-
men, stets außer Frage. Das Beitrittsge-
such der Türkei hingegen stößt a priori
nicht auf ungeteilte Zustimmung. Ins-
besondere in Frankreich und Öster-
reich, wo es verbindliche Volksabstim-
mungen geben wird, aber auch in
Deutschland existiert eine breite und
stabile Mehrheit der Bevölkerungen ge-
gen einen möglichen Beitritt der Türkei
zur Europäischen Union.1

Die Frage der Beitrittsfähigkeit der Tür-
kei und die der Erweiterungsfähigkeit
der EU berühren die Identitäten beider
Seiten, die jeweils in einem tief grei-
fenden Prozess der Identitätsfindung
begriffen sind. Durch die türkische Ge-
sellschaft geht ein Riss zwischen na-
mentlich in Militär und Justiz verorte-
ten Kemalisten, einst die Protagonisten
einer nach Europa gewandten Türkei,
die bei einem EU-Beitritt das laizisti-
sche Staatsmodell gefährdet sehen, und
konservativ-islamischen Kreisen, die
heute die Annäherung an die EU nicht

zuletzt um ihrer innenpolitischen Zie-
le willen anstreben. In der Europä -
ischen Union wurde in Folge der Er-
weiterung um die mittel- und osteuro-
päischen Staaten die Debatte über die
Finalität der Integration wiederbelebt,
wobei dem Postulat einer immer enge-
ren Union2 das Modell einer gelocker-
ten Wirtschaftsgemeinschaft entgegen-
setzt wird, deren maßgebliche Verfech-
ter in Großbritannien und der Tsche-
chischen Republik nicht von ungefähr
zu den stärksten Befürwortern einer
Aufnahme der Türkei in die EU zählen.

Die Beitrittsverhandlungen der Euro-
päischen Union mit der Türkei werden
somit auf beiden Seiten von internen
Richtungsstreitigkeiten begleitet. Diese
offenen Kontroversen lassen sich auch
nicht durch den Umstand kaschieren,
dass erstmals bereits begonnene Bei-
trittsverhandlungen ausdrücklich er-
gebnisoffen geführt werden.3 Vielmehr
ist zu konstatieren, dass anders als bei
allen bisherigen Beitrittskandidaten
ein Nein zur Aufnahme der Türkei 
in mehreren EU-Mitgliedstaaten als
durchaus möglich, wenn nicht gar
wahrscheinlich erscheint. Zudem ist
ein Stimmungsumschwung gegen ei-
nen EU-Beitritt in der Türkei selbst
nicht auszuschließen.4

Tertium datur – Zum Antrag der
Türkei auf EU-Mitgliedschaft

Thomas Silberhorn
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2. Die Türkei zwischen Laizis-
mus und Islamisierung

Zweifellos ist die Perspektive einer EU-
Mitgliedschaft ein Motor für Reformen
in der Türkei. Die allerdings bewegen
sich auf einem schmalen Grat, wie die
ernüchternden Fortschrittsberichte der
Europäischen Kommission belegen.5

Die an Schärfe zunehmende Auseinan-
dersetzung zwischen laizistisch-kema-
listischen und islamisch-konservativen
Kräften, die in dem Verbotsverfahren
gegen die AKP vor dem türkischen Ver-
fassungsgericht gipfelt, offenbart die
innere Zerrissenheit des Landes und
stellt die innenpolitische Stabilität
ernsthaft in Frage.

An der Rolle des Militärs und bei der Re-
ligionsfreiheit zeigt sich exemplarisch,
dass die Türkei mit einer Annäherung
an die Europäische Union zu Entschei-
dungen gezwungen sein wird, die zu ei-
ner Gefährdung ihrer inneren Stabilität
führen können. So ist das Primat der
Politik gegenüber dem Militär eine un-
verzichtbare Voraussetzung für einen
Beitritt zur EU. Für das Militär hinge-
gen würde durch eine uneingeschränk-
te parlamentarische Kontrolle zugleich
seine Garantenstellung für die kemalis-
tische Staatsordnung beseitigt, was als
eine Gefahr der Islamisierung wahrge-
nommen wird.6 Ebenso unabdingbar
für eine Aufnahme in die EU ist die Ge-
währung von Religionsfreiheit, wovon
die Türkei in der Praxis weit entfernt
ist, obgleich sie sich schon als Vertrags-
staat der Europäischen Menschen-
rechtskonvention dazu verpflichtet
hat.7 Ohne die Diskriminierung und
Marginalisierung christlicher und jüdi-
scher Minderheiten zu verkennen8, ist
ersichtlich, dass die staatliche Einfluss-
nahme durch das Amt für religiöse An-

gelegenheiten vornehmlich die Kon-
trolle der islamischen Mehrheit be-
zweckt. Auch die Religionsfreiheit birgt
nach laizistischem Verständnis offen-
bar die Gefahr einer unerwünschten Is-
lamisierung. 

Die beschriebenen Dilemmata zwi-
schen einer Annäherung an die EU und
der Erhaltung des türkischen Laizismus
kann nur die Türkei selbst lösen. Dabei
ihre Stabilität im Innern zu bewahren,
ist eine Voraussetzung dafür, dass die
Europäische Union die Reformprozesse
in der Türkei mit Erfolg unterstützen
kann.

3. Die EU zwischen Unter -
stützung der Türkei und
Nachgiebigkeit

Eine möglichst enge Kooperation zwi-
schen der EU und der Türkei liegt un-
bestritten im beiderseitigen strategi-
schen Interesse. Sie hat zudem mit der
Mitgliedschaft der Türkei in der NATO
und dem Europarat sowie mit dem Ab-
kommen von Ankara9 eine beachtliche
Tradition. Die in Art. 28 dieses Assozia-
tionsabkommens eröffnete Perspektive
für die Türkei erschöpfte sich allerdings
in einer Verpflichtung zur Prüfung der
bloßen Möglichkeit eines Beitritts, die
sich überdies allein auf die vormalige
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
bezog und unter dem Vorbehalt des
Funktionierens des Abkommens stand. 

Erst 1997 stellte der Europäische Rat
der Türkei eine Vollmitgliedschaft in
Aussicht10 und bekräftigte 1999, dass
die Türkei „Mitglied der Union werden
soll“11. Mit der daraufhin 2001 unter-
zeichneten Beitrittspartnerschaft und
Heranführungsstrategie wurde ein Pro-
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gramm für die Annäherung der Türkei
an die EU etabliert, das schließlich in
die Eröffnung von Beitrittsverhandlun-
gen mit dem Ziel einer Mitgliedschaft 
– wenngleich als ein „Prozess mit offe-
nem Ende“12 – mündete.

Trotz vielfältiger Unterstützung durch
die EU ist die Türkei den von ihr einge-
gangenen Verpflichtungen bislang nicht
nachgekommen. Mit der Weigerung,
das Zusatzprotokoll vom 29. Juli 2004
zum Ankara-Abkommen zu ratifizieren
und ihre See- und Flughäfen für zy-
priotische Schiffe und Flugzeuge zu öff-
nen, blockiert sie die Ausweitung des
freien Warenverkehrs auf das EU-Mit-
glied Zypern und versucht damit, eine
de facto-Anerkennung der Republik Zy-
pern zu vermeiden. Die Türkei hat da-
mit eine einstige Vorbedingung für den
Beginn der Beitrittsverhandlungen bis
heute nicht erfüllt. Gleichwohl wurden
die Verhandlungen mit dem Ziel eines
Beitritts am 3. Oktober 2005 eröffnet.13

Im Ergebnis wurde es der Türkei so er-
möglicht, die Anerkennung der Repu-
blik Zypern als Faustpfand für den ei-
genen EU-Beitritt einzusetzen. Dass die
Türkei die ihr gesetzte Frist, das Zusatz-
protokoll zum Ankara-Abkommen bis
2006 zu ratifizieren14, verstreichen ließ,
konnte daher nicht überraschen. Die
Reaktion der EU, acht Verhandlungs-
kapitel zu suspendieren, mit den Ver-
handlungen im Übrigen aber fortzu-
fahren15, mag die Türkei als Bestäti-
gung ihrer konsequenten Haltung und
als Duldung der fortgesetzten Missach-
tung ihrer Verpflichtungen gegenüber
der Republik Zypern und der gesamten
EU auffassen.

Diese Nachgiebigkeit der EU fand ihre
Fortsetzung in der Aufnahme Bulga-

riens und Rumäniens zum 1. Januar
2007 unter Hintanstellung der Erfül-
lung der Beitrittsvoraussetzungen, was
den Reformdruck in diesen Ländern
spürbar gehemmt hat und ihre Inte-
gration in der EU bis heute erschwert.
Es liegt auf der Hand, dass solche ein-
seitigen Vorleistungen die vereinbarten
Maßstäbe unterminieren und die Sorge
vor einer Aufweichung der Beitritts -
kriterien durch politische Rabatte be-
gründen. 

Für die Christlich-Soziale Union lag da-
rin der tragende Grund, ungeachtet der
Hinnahme ergebnisoffener Verhand-
lungen die Ablehnung einer EU-Voll-
mitgliedschaft der Türkei in ihrem
 neuen Grundsatzprogramm zu veran-
kern.16 Der Relativierung der objekti-
ven Kriterien für einen EU-Beitritt be-
gegnet die CSU so mit einer Konkreti-
sierung ihrer subjektiven Zielsetzung,
die im Folgenden näher begründet wer-
den soll.

4. Die räumliche Dimension
 einer gemeinsamen Identität
in der EU

Das Beitrittsgesuch der Türkei stellt die
Europäische Union – und natürlich
auch die Türkei selbst – vor die Frage
nach ihrem Selbstverständnis. Für das
Ziel einer politischen Union, das zwei
Drittel der Deutschen teilen17, ist eine
gemeinsame Identität der Unionsbür-
ger unerlässlich. Ein Gefühl der Zu-
sammengehörigkeit wird sich aller-
dings nur auf der Grundlage geteilter
geschichtlicher und kultureller Erfah-
rungen entwickeln lassen. Deren prä-
gende Kraft stößt indessen notwendig
an geographische Grenzen, denn die
Verbreitung gemeinsamer Erfahrungen
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vollzieht sich stets in einem bestimm-
ten einheitlichen Raum.18 Die Heraus-
bildung einer gemeinsamen Identität
hat somit eine räumliche Dimension.
Die Europäische Union findet deshalb
neben den geographischen auch dort
ihre Grenzen, wo geschichtliche und
kulturelle Gemeinsamkeiten fehlen. 

Die Türkei und die EU bilden keinen
solchen durch geteilte Erfahrungen be-
gründeten, hinreichend einheitlichen
Geschichts- und Kulturraum. Sie wei-
sen im Gegenteil gravierende Unter-
schiede im Verständnis fundamentaler
Prinzipien der europäischen Rechts-
und Wertegemeinschaft auf. Obgleich
die Türkei demokratisch und rechts-
staatlich verfasst ist und sich zur Wah-
rung der Grund- und Menschenrechte
verpflichtet hat, steht die Verfassungs-
wirklichkeit mit diesen grundlegenden
europäischen Werten nicht in Ein-
klang. Dies belegen die Stellung des Mi-
litärs und die Lage der Religionsge-
meinschaften in der Türkei ebenso wie
etwa die verbreitete Praxis von Ehren-
verbrechen und Zwangsheiraten.

Zwar sind die Gemeinsamkeiten der
Unionsbürger mit den politischen und
wirtschaftlichen Eliten im Westen der
Türkei spürbar größer als mit den an
den Grenzen zum Iran, dem Irak und
Syrien lebenden Menschen. Dennoch
ist unverkennbar, dass sich in der tür-
kischen Geschichte und Kultur ein Ver-
ständnis demokratischer und rechts-
staatlicher Prinzipien sowie von Grund-
und Menschenrechten – mithin die
 politischen Kriterien des Europäischen
Rates von Kopenhagen für einen Bei-
tritt zur Europäischen Union19 – aus -
geprägt hat, das sich von dem Ver-
ständnis in den EU-Mitgliedstaaten
 unterscheidet. 

Die Einschätzung, die Türkei sei ein
kulturell nicht zu Europa gehörendes
Land, besitzt auch die größte Erklä-
rungskraft für die ablehnende Haltung
der Deutschen zu einem EU-Beitritt der
Türkei.20 Der christliche Glaube hinge-
gen ist für diesen empirischen Befund
praktisch ohne Bedeutung.21 Ohnedies
geht es nicht um die Frage der Religi-
onszugehörigkeit, wohl aber um das
Verständnis von Religionsfreiheit, das
in der EU durch ihr christlich-jüdisches
Erbe, durch Humanismus und Aufklä-
rung eine von der Türkei verschiedene
kulturelle Prägung erfahren hat. 

Der Umstand, dass in der Türkei die für
das Selbstverständnis der EU als politi-
sche Union grundlegenden Wertefragen
nach nahezu 100 Jahren Kemalismus,
fast 60 Jahren Mitgliedschaft im Euro-
parat und mehr als 40 Jahren Assoziati-
on mit der EU nicht zufrieden stellend
gelöst werden konnten, lässt die Ent-
wicklung einer gemeinsamen Identität
im Zuge der Beitrittsverhandlungen in-
nerhalb weniger Jahre nicht erwarten.
Die Chronologie der Kooperation zwi-
schen der Türkei und der Europäischer
Union legt vielmehr nahe, Alternativen
zu einer EU-Vollmitgliedschaft der Tür-
kei zu entwickeln. Andernfalls steht zu
befürchten, dass die EU im Falle einer
Aufnahme der Türkei ihre Integrations-
kraft überdehnt, ihre innere Homoge-
nität verliert und letztlich das Ziel einer
politischen Union gefährdet. 

5. Zur Notwendigkeit eines
 dritten Wegs

Das Scheitern eines Beitritts der Türkei
droht auch im Hinblick auf die zu er-
wartenden Folgen für die EU. Auf Grund
wachsender sozioökonomischer Dispa-
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ritäten könnten vor allem die Gemein-
same Agrarpolitik und die Strukturpo-
litik nur mit auf lange Zeit erheblichen
Mehrkosten und nicht ohne substan-
zielle Reformen für die Türkei geöffnet
werden.22 Aus sicherheitspolitischer
Perspektive führt eine EU-Integration
der Türkei keineswegs zwingend zu ei-
nem Zuwachs an Stabilität, sondern
kann in dem schwierigen geopoliti-
schen Umfeld mit langen Grenzen zu
Syrien, dem Irak und dem Iran sogar
das Gegenteil bewirken, wenn man et-
wa die Auseinandersetzungen der tür-
kischen Armee mit den Kurden im
Nord-Irak 2007/2008 in Betracht zieht. 

Die Beitrittsverhandlungen der EU mit
der Türkei können jedenfalls, wenn sie
nach dem Prinzip „Alles oder Nichts“
geführt werden, durchaus im Nichts
enden. Der außenpolitische Schaden
wäre kaum absehbar. An Stelle der Di-
chotomie eines „Drin oder Draußen“
gilt es deshalb, einen dritten Weg zu er-
öffnen. Er liegt in der Diversifizierung
der Kooperations- und Integrationsfor-
men zwischen der EU und ihren Nach-
barstaaten.

Für die Türkei mag zwar vorerst keine
Veranlassung bestehen, andere Optio-
nen als eine Vollmitgliedschaft in der
Eu ropäischen Union in Betracht zu zie-
hen, solange ein Beitritt Ziel der Ver-
handlungen ist. Spätestens vor einem
drohenden Scheitern aber wird sich die
Türkei einem dritten Weg nicht ver-
schließen können, denn eine mög-
lichst enge Anbindung an Europa liegt
in ihrem wohlverstandenen eigenen
Interesse und ist für sie ohne ernst hafte
Alternative.

Demgegenüber sieht sich die Europä -
ische Union unabhängig von der Tür-

kei vor die Aufgabe gestellt, einen drit-
ten Weg zwischen EU-Mitgliedschaft
und Europäischer Nachbarschaftspoli-
tik zu entwickeln. Ein Blick auf die
 Unterschiedlichkeit der südlichen und
östlichen EU-Anrainer macht deutlich,
dass differenzierende Modelle von en-
gerer Kooperation bis zur Teilintegra -
tion in EU-Strukturen unabdingbar
sind, um jedem einzelnen Nachbar-
staat Rechnung tragen zu können, der
der Europäischen Union nicht beitre-
ten kann oder will. 

6. Zur Ausgestaltung eines
 dritten Wegs

Eine Diversifizierung der Kooperati-
ons- und Integrationsformen zwischen
der Europäischen Union und ihren
Nachbarstaaten erweitert den Hand-
lungsspielraum beider Seiten. Wäh-
rend es den Nachbarn offen steht, ihre
Beziehungen zur EU nach ihren eige-
nen Interessen flexibel zu gestalten,
wird es der Europäischen Union er-
möglicht, nach der Bereitschaft und
Fähigkeit ihrer Nachbarn zur Vertie-
fung der Beziehungen zu differenzie-
ren. 

Die in Bezug auf die Türkei diskutierten
Modelle reichen von Formen intergou-
vernementaler Zusammenarbeit wie
Privilegierte Partnerschaft23, Erweiterte
Assoziierte Mitgliedschaft24 oder Euro-
päischer Wirtschaftsraum Plus25 bis zu
Konzepten einer gestuften Mitglied-
schaft26, die eine partielle Integration
auf supranationaler Ebene vorsehen.
Allen gemeinsam ist das Ziel, die Türkei
möglichst eng an die EU-Strukturen zu
binden, sollte sich eine Vollmitglied-
schaft der Türkei nicht verwirklichen
lassen.27
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Die thematische Variationsbreite eines
dritten Weges, die hier nur skizziert
werden kann, unterliegt nur wenigen
Grenzen. So stellt ein Plus gegenüber
dem Status quo der seit 1996 bestehen-
den Zollunion das Minimum dar, wäh-
rend das Maximum dort liegt, wo die
Integrationskraft der EU überdehnt
würde, etwa bei einer unbegrenzten
Freizügigkeit oder einer vollständigen
Einbeziehung der Türkei in die Ge-
meinsame Agrarpolitik und die Struk-
turpolitik. Innerhalb dieser Grenzen ist
eine vertiefte Zusammenarbeit im Rah-
men der Gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik und der Europäischen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik
sowie in den Bereichen Justiz und In-
neres ebenso vorstellbar wie die Erwei-
terung der Zollunion zu einer umfas-
senden Freihandelszone oder gar ei-
nem teilintegrierten Binnenmarkt.

In institutioneller Hinsicht reichen die
Differenzierungsmöglichkeiten von der
Einrichtung gemeinsamer Gremien28

bis zur Einbindung der Türkei in den
Rat, sei es durch bloße Teilnahme- und
Konsultationsrechte, sei es durch sek-
torale Mitentscheidungsrechte.29 Die
Gewährung beschränkter Mitentschei-
dungsrechte kann jedoch nur in Be-
tracht kommen, so weit der Türkei eine
Teilintegration ermöglicht wird, wobei
ein Vetorecht in jedem Fall auszu-
schließen ist.

Die konkrete Ausgestaltung eines drit-
ten Weges wird maßgeblich von der
politischen und wirtschaftlichen Ent-
wicklung der Türkei sowie von ihrer Be-
reitschaft zum Souveränitätsverzicht
abhängen. Aufgabe der EU ist es, die

Kooperations- bzw. Integrationstiefe
entsprechend zu konditionieren. So
muss bereits in den laufenden Beitritts-
verhandlungen darauf geachtet wer-
den, nur solche Verhandlungskapitel
zu öffnen, die für die einvernehmlich
angestrebte Form der engeren Koope-
ration oder Teilintegration in Frage
kommen.

7. Ausblick

Eine Diversifizierung der Kooperations-
und Integrationsformen der Europä -
ischen Union mit ihren Nachbarn ent-
spricht nicht nur dem gemeinsamen
Interesse, einvernehmlich die best-
mögliche Vertiefung der beiderseiti-
gen Beziehungen anzustreben. Sie trägt
auch der im Zuge der Globalisierung
wachsenden Herausforderung Rech-
nung, die vorhandenen Inseln regio-
naler Integration miteinander zu ver-
knüpfen. Nicht auf Blockbildung, son-
dern auf die Vernetzung der Schnitt-
stellen kommt es an.

Die Türkei befindet sich an einer sol-
chen geostrategischen Schnittstelle
zwischen Europa und ihren östlichen
Nachbarn. Ihrer Schnittstellenfunktion
kann sie jedoch nicht mit einer voll-
ständigen Integration in die EU, son-
dern nur dadurch gerecht werden, dass
sie ihre Annäherung an die EU mit dem
Ausbau ihrer politischen, ökonomi-
schen und kulturellen Beziehungen zur
Kaukasusregion und zum Mittleren Os-
ten verknüpft. Je besser der Türkei dies
gelingt, desto größeren Nutzen würden
vertiefte Beziehungen zur Türkei auch
der Europäischen Union bieten.
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1. Einführung

Die Gewichte in der SPD haben sich in
den vergangenen beiden Jahrzehnten
massiv verschoben. Typisch für die tra-
ditionelle Sozialdemokratie waren ihre
hohe Organisationskraft und ihre feste
Verwurzelung vor Ort. Erfolge feierte
sie häufiger bei Kommunal- und Land-
tagswahlen als im Bund. Noch Hans-Jo-
chen Vogel pries bei seinem Abschied
als SPD-Vorsitzender die „schmucke
Riege“ von sozialdemokratischen Mi-
nisterpräsidenten, die während seiner
Amtszeit bei Landtagswahlen große
Siege errungen hatte. Als die SPD mit
Gerhard Schröder 1998 im Bund an ih-
re Erfolge in den Ländern anknüpfen
und wieder den Kanzler stellen konnte,
waren 11 der 16 Länderregierungschefs
Sozialdemokraten, darunter die Minis-
terpräsidenten von Nordrhein-Westfa-
len und Niedersachsen. Sieben Jahre
später, am Ende der rot-grünen Koali -
tion, stellte die SPD noch in fünf Bun-
desländern den Regierungschef und
Rheinland-Pfalz war das einwohner-
stärkste Bundesland mit SPD-geführter
Regierung. Schröders Regierungspolitik
und vor allem seine „Agenda 2010“ gel-
ten gemeinhin als Ursache für Mitglie-
derverluste, demoskopischen Sinkflug
und Wahlniederlagen in Ländern und
Kommunen. Im Bund aber gelangen in

den Wahlkämpfen 2002 und 2005
 bemerkenswerte Aufholjagden aus zu-
nächst aussichtslos erscheinender Lage.

Während die SPD in den vergangenen
Jahren insgesamt schwächer wurde,
baute die Bundesebene in der Partei ih-
re Stellung gegenüber der mittleren
Ebene der Landes- und Bezirksverbän-
de und auch gegenüber den Unterglie-
derungen aus. Auszehrung von unten
und Zentralisierung nach oben prägen
das Bild der SPD. Dieses Bild zeigen vor
allem die Parteifinanzen: Die Finanz-
kraft der Landes- und Bezirksverbände
sinkt, die Bundespartei wird wohlha-
bender. Einnahmen erzielen die Partei-
en hauptsächlich aus Beiträgen, staat -
lichen Zuwendungen, Spenden und
 Erträgen ihres Vermögens. Die staatli-
chen Mittel fließen ungefähr im Ver-
hältnis zwei zu eins der Bundespartei
und ihren Landesverbänden zu. Sie
sind von allen Einnahmearten die sta-
bilste. Die drei anderen Einnahmear-
ten lassen sich in der SPD schwer-
punktmäßig einer Gliederungsebene
zuordnen: Spenden können vor allem
die Untergliederungen einwerben, von
den Mitgliedsbeiträgen erhalten die
Landes- und Bezirksverbände einen
überdurchschnittlichen Anteil, die Ver-
mögenseinnahmen konzentrieren sich
beim Vorstand. 

SPD: von den Füßen 
auf den Kopf gestellt

Andreas Feser
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Diese drei Einnahmegruppen haben
sich in den letzten Jahren spürbar un-
terschiedlich entwickelt. Während die
Einnahmen aus Spenden und Beiträ-
gen gesunken sind, konnten die Ein-
nahmen aus Vermögen gesteigert wer-
den. Die Steigerung der Einnahmen der
SPD aus Vermögen und unternehmeri-
scher Tätigkeit, die sich zwischen 1997
und 2006 mehr als verfünffacht haben,
kommt ausschließlich dem Parteivor-
stand zugute. Auf der Bundesebene
sind die Einnahmen aus Vermögen
nach den staatlichen Mitteln zur zweit-
wichtigsten Einnahmequelle aufge-
rückt. Die Zuordnung der Einnahme-
quellen auf die drei Ebenen und ihre
unterschiedliche Entwicklung lässt in
der SPD den Parteivorstand immer
 stärker werden. Sein Anteil an den
 Gesamteinnahmen wächst zwischen
1997 und 2006 von 31,7% auf 40,0%
an. Die Einnahmen der Landes- und
Bezirksverbände gehen auch in ab -
soluten Zahlen zurück, ihr Anteil
schrumpft deutlich von 35,8% auf
29,8%. Der Anteil der Gliederungen
sinkt von 32,1% auf 30,2%.

Das Reinvermögen – der Überschuss al-
ler gebuchten Vermögenspositionen
über die Schuldpositionen – der Glie-
derungen ist mit rund 60 Millionen €
in den letzten zehn Jahren stabil ge-
blieben. Das Reinvermögen aller Lan-
des- und Bezirksverbände ist von 27
Millionen € auf drei Millionen € ge-
sunken – und das Reinvermögen des
Vorstands von 76 Millionen € auf 84
Millionen € gestiegen. Das Auf und Ab
beim Reinvermögen stempelt die Lan-
des- und Bezirksverbände zu den gro-
ßen Verlierern des parteiinternen Wett-
bewerbs um die finanziellen Ressour-
cen. Ihnen scheint jede finanzielle
Grundlage für eine eigenständige poli-

tische Arbeit verloren gegangen. Wäh-
rend die Gliederungen sich knapp be-
haupten können, gelingt dem Partei-
vorstand ein großer Sprung nach vorne.
Er dominiert finanziell die Partei.

2. Presse und
 Parteiunternehmen

Zur Tradition der Arbeiterbewegung ge-
hören nicht nur Gewerkschaften und
Parteien, sondern neben einem bunten
Strauß von Vereinen für alle Lebensla-
gen auch vielfältige Unternehmen, vor
allem Druckereien und Verlage. Die
örtlichen und regionalen Gliederun-
gen der SPD betrieben eine Vielzahl ei-
genständiger Parteizeitungen. Das alles
ist Geschichte. Schon vor drei Jahr-
zehnten zog die SPD die Notbremse
und vereinte Not leidende Parteifirmen
zur Sanierung unter Dachgesellschaf-
ten der Bundespartei. Dachgesellschaft
für den Unternehmensbereich der SPD
ist die „Deutsche Druck- und Verlags-
gesellschaft GmbH“ (DDVG)1. Unter
dem Dach der DDVG sind Medienbe-
teiligungen und Eigenbetriebe der SPD
zusammengefasst. Die Eigentümerstel-
lung nimmt für die SPD die Schatz-
meisterin Dr. Hendricks, MdB wahr2.
Die Strategie, aus dem Apparat der Par-
tei als eigenständige Firmen ausgeglie-
derte Dienstleistungen einerseits mit
profitablen Minderheitsbeteiligungen,
andererseits unter dem Dach einer ge-
meinsamen Holding zu verbinden, ist
erfolgreich. Nicht die Sparten Verlage,
Druck, Handel oder Tourismus, son-
dern die Medienbeteiligungen machen
die Holding profitabel. 

Die Ergebnisse der Sparte Verlage, zu
der nicht nur der „Vorwärts“ gehört,
werden seit 2001 nicht mehr einzeln
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ausgewiesen. „Vorwärts-Buch“, „Part-
has-Verlag“ und „Verlag für Berlin-
Brandenburg“ sollen in wenigen Jah-
ren Millionenverluste angehäuft ha-
ben3. Das Hamburger Stadtmagazin
„Szene Hamburg“, auf dessen Erwerb
und Konsolidierung die SPD wenige
Jahre zuvor noch stolz war4, wurde
nach Ermittlungen der Staatsanwalt-
schaft gegen den DDVG-Geschäftsfüh-
rer wegen gefälschter Auflagenanga-
ben5 2004 wieder veräußert6. Ebenfalls
nicht lange  gehalten wurde die Beteili-
gung am  Berliner „Wegewerk Medien-
labor“7. Engagiert ist die SPD nach wie
vor bei „Öko-Test“ und – trotz kriti-
scher Kommentare8 – beim Kinder-
und Jugendmedien-Anbieter „Tivola“.
An der Öko-Test-Dachgesellschaft9 hält
sie ebenso die Mehrheit wie bei Tivola-
Publishing10. Eine 2002 begründete ge-
meinsame Gesellschaft mit dem Verlag
der Jugendbuchreihe „Was ist Was“ ist
nach dem SPD-Einstieg bei „Tivola“
wieder aufgegeben worden11. Seit kur-
zem beteiligt sich „Tivola“ am Inter-
net-TV-Kanal für Vorschulkinder „pik-
cha.tv“12, – ein Geschäftsfeld, auf dem
eine Firma mit Parteibeteiligung ganz
sicher noch viel weniger zu suchen hat.

Einschneidenden Umstrukturierungen
wurde die Sparte Druckereien unter-
worfen. 2003 wurden zwei Druckereien
in Karlsruhe13 und Hildesheim14 im We-
ge eines Management-Buy-Out15 mit
Verlust veräußert16. Der Betrieb in Lü-
beck wurde 2004 in ein „joint-venture“
eingebracht17. Somit verfügt die DDVG
noch über zwei Druckereien in Lübeck18

und Braunschweig19, die ihr mehrheit-
lich gehören und gute Erträge erzie-
len20. In der Sparte Handel werden die
größten Umsätze im Handel mit Zei-
tungspapier  erwirtschaftet. Mit einer
wenig glücklichen Hand agierte lange

die Werbemittelfirma „Image“, die seit
1999 gemeinsam mit dem Parteivor-
stand zur Mitgliederbindung eine „SPD-
Card“ entwickelte21. Sie geriet mehr-
fach in den Verdacht bedenk licher In-
teressenverflechtungen zwischen Wirt-
schaft und Politik22: mit irreführend
übertriebener Renditewerbung23, mit
als Großspende aus Luxemburg zusam-
mengefassten Provi sionen aus einem
Lotto-System24, mit einer hohen Wer-
bekostenpauschale für die Empfehlung
bestimmter  Riester-Vorsorge-Verträge25,
mit einem exklusiven Stromsparange-
bot eines Energieversorgers auf der Su-
che nach politischem Beistand26 sowie
mit günstigen Karten einer von rot-grü-
nen Regierungswerbekampagnen über-
durchschnittlich profitierenden Kino-
kette27. Das beziehungsreiche Schaltfeld
„SPD-Card – da steckt viel drin“28 hat
die SPD von der Homepage genommen.
Ein Schaltfeld „RotGut“29 führt nun zur
„Image“30, die im Internet keine Hin-
weise auf Partnerfirmen mehr gibt.

Die Konzentrationstendenzen im deut-
schen Zeitungsmarkt haben die Me-
dienbeteiligungen der DDVG im Wett-
bewerb der Zeitungsverlagshäuser
Schritt für Schritt nach vorne rücken
lassen. Auch nach den vorsichtigen
Maßstäben der Marktanteilsmessung
ist die DDVG seit 2006 in den Kreis der
zehn größten Verlagsgruppen aufge-
stiegen – einen Platz hinter der Mad-
sack-Gruppe31 („Hannoversche Allge-
meine Zeitung“ und andere), an der die
DDVG wiederum die größte Einzelbe-
teiligung hält32. 2008 schied der Süd-
deutsche Verlag aus, der nach der Über-
nahme von 81,3% der Anteile durch
die Verlagsgruppe Stuttgarter Zeitung/
Rheinpfalz/Südwestpresse seine wirt-
schaftliche Eigenständigkeit verloren
hatte. Die DDVG ist damit auf Platz
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neun. Betrachtet man nicht die Markt-
anteile – bei deren Berechnung die Auf-
lagenzahl einer Zeitung nur entspre-
chend dem Kapitalanteil am Verlags-
haus berücksichtigt wird –, sondern die
Gesamtauflage der Zeitungen, an de-
nen die DDVG eine Beteiligung hält,
erscheinen ihre publizistischen Ein-
flusspotenziale noch deutlich größer.
Mit einer Auflage von 1.709.300 im ers-
ten Quartal 2008 erreicht sie aktuell ei-
nen Anteil von 10,6% an der Gesamt-
auflage aller Abonnementzeitungen
von 16.116.547 und so betrachtet bei
diesen für die Meinungsbildung wich-
tigen Publikationen Platz zwei33.

Ganz überwiegend gehören der DDVG
Anteile an regionalen Abonnementzei-
tungen – ein Medium, das durch die
Veränderungen der Informationsange-
bote langfristig an Bedeutung gewon-
nen hat. Denn während etwa die Viel-
falt der Fernsehprogramme die Rolle je-
des einzelnen Kanals schwächt, haben
die meisten Regionalzeitungen keine
Konkurrenz und sind auch im lokalen
Rundfunk, bei Anzeigenblättern und
im Internet gut aufgestellt. Die SPD hat
mit ihren Verlagsbeteiligungen in Sach-
sen, Niedersachsen und Hessen eine
starke, in Nordrhein-Westfalen, Thü-
ringen und Bayern eine jeweils regional
bedeutsame Stellung. Die Zahl der Zei-
tungsverlage mit SPD-Beteiligung ist in
den letzten Jahren gewachsen. Zwar zog
sich die DDVG vom „Vogtland-Anzei-
ger“ zurück34, in Hessen aber wurde bei
mehreren Blättern zugekauft. Die DDVG
hält direkt oder indirekt Anteile an den
Verlagen der folgenden Zeitungen35:

• „Hannoversche Allgemeine“ und
„Neue Presse Hannover“ (23,083%36);
beide Zeitungen erreichen mit vie-
len regionalen Ausgaben und Titeln

und ihren Schwesterblättern („Göt-
tinger Tageblatt“, „Hildesheimer All -
gemeine“, „Wolfsburger Allgemei-
ne“, „Peiner Allgemeine Zeitung“,
„Gandersheimer Kreisblatt“ und vie-
le mehr) eine Gesamtauflage von
354.800.

• „Sächsische Zeitung“, Dresden
(40%37); sie erzielt mit ihren regio-
nalen Ausgaben und Schwesterblät-
tern („Döbelner Anzeiger“) größten-
teils im früheren DDR-Bezirk Dres-
den eine Auflage von 278.200. Im
gleichen Verlagshaus erscheint die
„Morgenpost für Sachsen“, deren
Ausgaben in Dresden und Chemnitz
täglich 95.000 mal verkauft werden.

• „Leipziger Volkszeitung“ und
„Dresdner Neueste Nachrichten“
(11,541%38); die beiden Zeitungen
aus dem gleichen Verlag haben vor
allem im früheren DDR-Bezirk Leip-
zig eine starke Stellung und erzielen
mit regionalen Ausgaben, Titeln und
Schwesterblättern („Naumburger
Zeitung“) eine Auflage von 226.000.

• „Frankfurter Rundschau“ (40%39);
die „Frankfurter Rundschau“ hat in
Südhessen eine starke Stellung und
erscheint in einer Auflage von
153.700. Der Einstieg der DDVG bei
dem traditionsreichen linksliberalen
Blatt war 2004 heftig umstritten40.
Die SPD-Schatzmeisterin verteidigte
den Zugriff als einzige Chance zum
Überleben der Zeitung41. Die SPD er-
warb damit erstmals eine Beteili-
gung im Segment der „bundeswei-
ten Qualitätszeitungen“42. 

• „Neue Westfälische“, Bielefeld
(57,5%43); sie erreicht im Raum Ost-
westfalen-Lippe einschließlich re-
gionaler Ausgaben und Titel eine
Auflage von 153.300. 

• „Westfälische Rundschau“, Dort-
mund (13,1%44); die Rundschau
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 erreicht im westlichen Westfalen, 
in Dortmund und den umliegen-
den Kommunen einen auf 140.000
geschätzten Anteil an der Ge -
samtauflage der Blätter der WAZ-
Gruppe.

• „Freies Wort“, Suhl, und „Süd -
thüringer Zeitung“, Bad Salzungen
(30%45); beide Zeitungen melden ge-
meinsam eine schwerpunktmäßig
im früheren DDR-Bezirk Suhl abge-
setzte Auflage von 75.700.

• „Frankenpost“, Hof (35%46); sie er-
scheint im nördlichen Oberfranken
in einer Auflage von 50.900.

• „Nordbayerischer Kurier“, Bayreuth
(31,5%47); das Blatt erzielt in der
oberfränkischen Bezirkshauptstadt
und der umliegenden Region eine
Auflage von 38.800.

• „Cellesche Zeitung“ (5,7%48); die
Zeitung erscheint in der Region
 Celle in einer Auflage von 31.500.

• „Oberhessische Presse“, Marburg
(11,772%49); die Presse erreicht im
Kreis Marburg-Biedenkopf eine Auf-
lage von 30.300.

• „Neue Presse“, Coburg (30%50); sie
erscheint in Stadt und Landkreis
 Coburg in einer Auflage von 26.700.

• „Waldeckische Landeszeitung/Fran -
kenberger Zeitung“ (23,083%51); die
Zeitung erzielt im Kreis Waldeck-
Frankenberg eine Auflage von
24.900.

• „Cuxhavener Nachrichten“, Cux -
haven, und „Niederelbe Zeitung“,
Otterndorf (32,5%52); die beiden
Zeitungen erscheinen in einem
2005 fusionierten Verlag und errei-
chen im Kreis Cuxhaven gemein-
sam eine Auflage von 21.300.

• „Neue Gelnhäuser Zeitung“
(11,772%53); das Blatt vertreibt im
Main-Kinzig-Kreis eine Auflage von
8.200.

Viele Verlage, an denen die DDVG be-
teiligt ist, sind auch bei lokalen Rund-
funksendern engagiert. Indirekt ist die
DDVG so bei 27 privaten Rundfunk-
sendern in acht Bundesländern betei-
ligt54. Beim weit über Rheinland-Pfalz
hinaus beliebten Sender „RPR1“, einem
der zehn größten privaten Rundfunk-
sender Deutschlands55, der 2008 mit  ei -
ner Tagesreichweite von 1,815 Millionen
Hörerinnen und Hörern zum 17. Mal in
Folge Spitzenreiter in seinem Bundes-
land war56, ist die DDVG auch direkt
beteiligt (Gesamtbeteiligung 11,4%57).

Die Strategie der Minderheitenbeteili-
gungen verbindet die SPD geschäftlich
mit großen Verlagen. Die DDVG leistet
dabei den Partnern durchaus gute
Diens te. So hat sie 2003 für kurze Zeit
die „Frankenpost“ ganz übernommen,
um dem Süddeutschen Verlag aus einer
kartellrechtlichen Klemme zu helfen58.
Die Marktanteile der DDVG-Partner an
allen Tageszeitungen summierten sich
im Jahr 2000 auf 35,7%, aktuell werden
44% erreicht. Seit neuestem sind die
vier auflagenstärksten Zeitungsverlage
alle Partner der DDVG. Ein Partner, der
aus unterschiedlichen Verlagshäusern
Informationen bündeln und in allen
großen Verlagshäusern als Partner
Empfehlungen aussprechen kann, hat
Einflussmöglichkeiten, die gerade für
eine politische Partei bedeutsam sind.
Denn für freie Journalisten wird es im-
mer wichtiger, für mehrere Verlagshäu-
ser arbeiten zu können59, und auch im
Journalistenberuf wird auf dem Weg zu
Führungspositionen berufliche Mobili-
tät erwartet. 

Trotz solcher Einflusspotenziale und
des namhaften Beitrags zu den Parteifi-
nanzen ist die Freude der SPD an ihren
Unternehmensbeteiligungen politisch
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nicht immer ungetrübt, etwa wenn mit-
ten in einer heftigen Kampagne gegen
Lohndrückerei und für Mindestlöhne
berichtet wird, dass die SPD am viel ge-
scholtenen Post-Konkurrenten „Pin-
Group“ selbst beteiligt ist60. Als beson-
ders ärgerlich empfindet die SPD Fragen
nach ihrem Einfluss auf Zeitungen, die
ihr zum Teil gehören. Die SPD bestreitet
nachdrücklich jeden Versuch der Ein-
flussnahme und die betroffenen Redak-
tionen bestätigen dies immer wieder.
„In den Jahrzehnten des Miteinanders
hat es nie einen Versuch der SPD gege-
ben, die überparteiliche und unabhän-
gige Linie unserer Zeitung zu beeinflus-
sen“, so der damalige stellvertretende
„Frankenpost“-Chefredakteur Mergner
bei einem Redaktionsbesuch der SPD-
Schatzmeisterin61. Sein Blatt lieferte im
Landtagswahlkampf 200362 und im
Bundestagswahlkampf 200563 je ein be-
sonders bezeichnendes Beispiel für „un-
abhängige Berichterstattung“. Auf ih-
ren Sonderseiten zum Einstieg der
DDVG betonte die Redaktion der
„Frankfurter Rundschau“: „Es ist kein
Fall bekannt, in dem die DDVG auch
nur versucht hätte, sich in redaktionel-
le Belange einzumischen“64. Dieser Op-
timismus hielt nicht lang. Ende August
2005 erhielt der damalige „FR“-Chefre-
dakteur Storz einen Brief der SPD-
Schatzmeisterin, die Kritik an der Be-
richterstattung des Blattes zur Linkspar-
tei übte und einen Text zur Veröf-
fentlichung empfahl – vergeblich65. Ein
knappes Jahr später war Storz seinen Job
los und natürlich wurde über politische
Hintergründe spekuliert66. Auch andere
Berichte über Personalien stellen Fra-
gen: Wurde ein zu CDU-naher Kandidat
für die Chefredaktion der „Hannover-
schen Allgemeinen“ verhindert67? Wur-
de Rau-Sprecher Schrott hofer auf Druck
des scheidenden Bundespräsidenten an

die Spitze der Redaktion der „Westfä -
lischen Rundschau“ berufen68?

Ohne Frage eindeutig war dagegen
 offenbar der Arbeitsvertrag des Chefs
des Stadtmagazins „Szene Hamburg“ zu
Zeiten der DDVG-Beteiligung. Dort war
ausdrücklich festgehalten, die DDVG
„stehe der SPD nahe“ und die sich aus
diesem Verhältnis ergebende grund-
sätzliche Haltung sei bei der Arbeit zu
respektieren69. „Natürlich begegnen ei-
nem ganz gewissenhafte Kollegen in
der Redaktion, die einen vorauseilen-
den Gehorsam haben, den die Partei
aber gar nicht will, glaube ich“70, wur-
de die Motivationslage in den Redak-
tionen von Ex-Chefredakteur Timpe
von der „Neuen Westfälischen“ be-
schrieben. Und die SPD-Schatzmeiste-
rin hielt fest: „Auch dort, wo wir nur
30% oder 40% der Anteile haben, kann
in der Regel nichts ohne uns passie-
ren“71. Nicht einmal das muss übrigens
auch für die Gliederungen der SPD eine
gute Nachricht sein, wie sich 2008 in
Hessen gezeigt hat. Eine vernichtende
demoskopische Bestandsaufnahme zu
den Linksbündnis-Plänen der SPD-Lan-
deschefin wurde ausgerechnet in der
„Frankfurter Rundschau“ veröffent-
licht72. Und als ein Stimmenimitator
Frau Ypsilanti mit Müntefering-Stimme
in ein längeres Telefongespräch verwi-
ckelte73, war sie mit einem Radiosender
verbunden, an dem ihre Partei eben-
falls einen Anteil hält74. Den Radiosen-
der vertritt in dem von der Hessen-SPD
angestrengten Prozess nun Ex-Kanzler
Schröders frühere Anwaltskanzlei75.

3. Grundbesitz

Das wirtschaftliche Eigentum an allen
Immobilien der SPD liegt nach dem Or-
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ganisationsstatut der Partei beim Bun-
desvorstand. Aus der Geschichte der
SPD heraus und weil Parteien lange
nicht als grundbuchfähig galten, treten
Treuhänder als Eigentümer auf – ur-
sprünglich oft lokale und regionale
Funktionsträger, später immer öfter
 juristische Personen76. Der Liegen-
schaftsbesitz der Partei in den alten Län-
dern umfasste Ende 1981 insgesamt 47
Objekte77. Diese hatten zumeist schon
vor 1933 der SPD gehört, waren von der
Nazi-Diktatur enteignet und nach 1945
– teils in quälend langen Verfahren – zu-
rückgegeben worden. Das Ende der
DDR eröffnete der SPD die Chance,
auch dort 1933 von den Nazis und 1946
von den Kommunisten enteignetes Ver-
mögen zurück zu bekommen. 330 An-
träge auf Restitution enteigneten Par-
teivermögens hat die „Konzentration“
im Auftrag der SPD gestellt, 300 weitere
im Namen der 1933 ebenfalls verbote-
nen und enteigneten Arbeitersportver-
eine78. Im Rechenschaftsbericht für
2000 gab die SPD die Zahl ihrer Immo-
bilien mit – zusätzlich zum Willy-
Brandt-Haus – bundesweit 7179 an, für
2001 mit 7980. Dem Parteitag 2003
konnte Schatzmeisterin Wettig-Daniel-
meier berichten, die Arbeiten zur
Durchsetzung der Restitutionsansprü-
che seien weitgehend abgeschlossen, 36
Grundstücke habe die SPD zurück er-
halten, von denen 14 als nicht sanie-
rungsfähig veräußert seien oder zum
Verkauf stünden81. Im Rechenschafts-
bericht 2002 gab die SPD letztmals die
Zahl ihrer treuhänderisch für den Par-
teivorstand gehaltenen Immobilien an,
und zwar mit 8882. Der wichtigste Treu-
händer ist die „Konzentration“83. Sie
hat im Rahmen dieser Aufgabe in den
vergangenen Jahren Grundstücke in
München, Wilhelmshaven, Göttin-
gen84, Euskirchen und Jerusalem erwor-

ben85. Der Grundbesitz geht beim Par-
teivorstand in die Vermögensbilanz mit
den Anschaffungs- und Herstellungs-
kosten ein86. Da beispielsweise bei resti-
tuierten Grundstücken Anschaffungs-
kosten nicht anfallen, sind diese „zu-
nächst mit Null“ im Rechenschaftsbe-
richt erfasst, „nach erfolgter Sanierung
werden diese Kosten angegeben“87.

Die SPD geht für ihren Grundbesitz mit
der „Konzentration“ den gleichen Weg,
auf dem sie für die Eigenbetriebe und
Pressebeteiligungen mit der DDVG be-
reits am Ziel ist, nämlich den Weg der
Zusammenfassung zu einem bundes-
weit einheitlich geführten, ausschließ-
lich über die Bundesschatzmeisterin
gesteuerten Unternehmen. Die „Kon-
zentration“ wurde 1946 als Dachgesell-
schaft aller Parteibetriebe wieder ge-
gründet88. Heute kümmert sich die
 Gesellschaft, die seit 1998 ihren Sitz in
Berlin hat89, im Wesentlichen um die
„Entwicklung und Verwaltung von
Grundstücken und Grundstücksrech-
ten“90. Die Eigentümerstellung nimmt
für die SPD auch hier die Schatzmeiste-
rin Dr. Hendricks, MdB wahr91. Die his-
torische Vielfalt rechtlich selbstständi-
ger Treuhandgesellschaften schrumpft.
In den vergangenen zehn Jahren
 wurden Gesellschaften in Bielefeld92,
 Augsburg93, Bayreuth94, Regensburg95,
Würz burg96, Berlin97, Springe98, Wil-
helmshaven und Wuppertal99 mit der
„Konzentration“ verschmolzen oder
vereinigt. Sie boten früher örtlichen
Funktionären der SPD Einfluss und Ge-
staltungsmöglichkeiten, die jetzt nicht
mehr bestehen. Derzeit sind als Grund-
stücks-Treuhänder neben der „Konzen-
tration“ noch sieben weitere Kapital -
gesellschaften, drei Personengesell-
schaften, drei Vereine und zwei Treu-
handbesitzgesellschaften tätig100. 
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Der von den lokalen und regionalen
Gliederungen der SPD nicht zu schul-
ternde Sanierungsbedarf der Immobi-
lien unterstützt den Konzentrations-
kurs der „Konzentration“. Die SPD be-
tont den schlechten Zustand der
Immobilien, die ihr in den neuen Län-
dern zurück gegeben wurden. Es habe
sich um einen Bautenbestand gehan-
delt, „der sich ausnahmslos in einem
desolaten Zustand befand und drin-
genden Sanierungsbedarf aufwies“101.
Auch in den alten Bundesländern sei
bei vielen Parteihäusern ein „Moderni-
sierungsstau102“ mit „erheblichem Sa-
nierungsbedarf103“ zu beklagen. Projek-
tierung und Durchführung der unver-
meidlichen Sanierungsmaßnahmen
sind zu einem Schwerpunkt der Tätig-
keit der „Konzentration“ geworden104.
Saniert wurden in den letzten 15 Jahren
Gebäude in Magdeburg, Leipzig, Chem-
nitz105, Bayreuth, Coburg, Hof, Heil-
bronn, Krefeld, Hameln106, Troisdorf,
Wuppertal107, Regensburg, Springe,
Stralsund, Strausberg, Würzburg108,
Recklinghausen109, Wilhelmshaven,
Göttingen und Esslingen110. Großen
Wert legt die „Konzentration“ dabei auf
den Denkmalschutz und die Wiederbe-
lebung und Pflege der Tradition der
Häuser. Doch während die Tradition
der Arbeiterbewegung vielfältig und lo-
kal verwurzelt war, bündelt die „Kon-
zentration“ die Traditionspflege nach
einem bundesweit einheitlichen Kon-
zept. Der gemeinsame Auftritt der so -
zialdemokratischen Immobilien auf der
von der Werbeagentur111 der beiden
Göttinger Kommunalpolitiker Lars Gar-
gulla112 und Gregor Motzer113 gestalte-
ten Homepage der „Konzentration“
präsentiert mittlerweile 37 Immobilien
in 34 größeren und kleineren Städ-
ten114. Aus unwidersprochen gebliebe-
nen früheren Berichten ist weiterer

Grundbesitz der SPD in 27 Städten115

bekannt. Insgesamt ist beim Grundbe-
sitz der SPD deutlich weniger für Trans-
parenz gesorgt als bei den Unterneh-
mensbeteiligungen116. Die „Konzentra-
tion“ bemüht sich bei Immobilien in
zentraler Lage um renommierte Mieter.
In Halle residiert das „Institut für Wirt-
schaftsforschung Halle“ in einem von
der „Konzentration“ betreuten Gebäu-
de117, für das Ollenhauerhaus in Bonn
wurden erst die Telekom118 und dann
die Pizzerien-Kette Vapiano119 als Mie-
ter gewonnen. In der Regel werden, so
die SPD, die Immobilien der Partei von
ihren Gliederungen genutzt120. Die Fra-
ge, ob diese Mieter in den Genuss ver-
billigter Mieten kommen, ist nicht zu-
letzt für SPD-Verbände von Interesse,
die keine Räume in einem parteieige-
nen Gebäude nutzen. Sie ist aus regel-
mäßig öffentlich zugänglichen Unter-
lagen nicht zu beantworten. Nachweis-
lich zu geringe Mieten haben schon
einmal zu einer Rüge durch die Bun-
destagsverwaltung geführt121.

In Bayern ist die „Konzentration“ auf
dem Weg der Zusammenfassung des
SPD-Grundbesitzes schon fast am Ziel.
Sie ist in fünf der sieben Regierungsbe-
zirke vertreten, darunter in Oberfran-
ken sogar zweimal. Alle älteren Gebäu-
de wurden in den vergangenen Jahren
saniert, in Regensburg wurde sogar neu
gebaut. Früher eigenständige Grund-
stücksgesellschaften, die mit der örtli-
chen SPD personell verflochten waren,
wurden aufgelöst und auf die „Kon-
zentration“ verschmolzen.

• In Augsburg bietet die „Konzentra -
tion“ acht Wohnungen in einem
1910 errichteten Vorderhaus so-
wie Garagen und Gewerberäume im
ein Jahrzehnt später entstandenen
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Rückgebäude zur Vermietung an122.
Die 1947 als „Neue Augsburger
Buchdruckerei und Verlagsanstalt
GmbH“ gegründete123 „Grund-
stücksverwaltungsgesellschaft Augs-
burg Rosenaustraße 40 mbH“ ver-
legte 2001 ihren Sitz nach Berlin124

und wurde 2002 auf die „Konzen-
tration“ verschmolzen. Das Wohn-
gebäude wurde 2006 saniert und die
Fassade denkmalgerecht erneuert.

• Das „Friedrich-Puchta-Haus“ in Bay-
reuth wurde 2001 grundlegend sa-
niert und neu gestaltet125. Die 1913
an gleicher Stelle für die Büros der
Bayreuther SPD und die Druckerei
der „Fränkischen Volkstribüne“ er-
worbenen Gebäude wurden 1945 bei
einem Luftangriff zerstört. Das von
den Nazis enteignete Grundstück er-
hielt die wieder entstandene „Bay-
reuther Druckerei und Verlagsanstalt
GmbH“ 1948 zurück. 1957/58 wurde
das Wohn- und Bürohaus gebaut.
Der Sitz der „Grundstücksverwal-
tungsgesellschaft Bayreuth mbH“
wurde 2000 nach Berlin verlegt126

und die Gesellschaft auf die „Kon-
zentration“ verschmolzen. Das Anwe-
sen umfasst 11 Wohnungen, ein An-
bau bietet den Geschäftsstellen von
Unterbezirk, Stadt- und Kreisver-
band der SPD in Bayreuth Raum127.

• In Coburg erwarb die „Konzentra -
tion“ aus Wiedergutmachungs-Mit-
teln 1983128 die Hälfte eines zu An-
fang des 20. Jahrhunderts errichteten,
denkmalgeschützten Doppelhauses,
das 2001 umfassend saniert wurde.
Im Erdgeschoss des dreigeschossigen
Gebäudes sind die Geschäftsstellen
des Stadtverbands129 und des Unter-
bezirks130 der SPD untergebracht. Die
„Coburger Volksblatt Buchdruckerei
und Verlagsanstalt GmbH“, in der
von 1912 bis 1933 das von der Co-

burger SPD verantwortete „Coburger
Volksblatt“ erschien, hat diese Lie-
genschaft nie genutzt. 

• Das „Georg-von-Vollmar-Haus“ in
der Münchner Innenstadt wurde vor
knapp 50 Jahren errichtet131. Die
SPD hat es vor einigen Jahren von
der „Volksfürsorge“ gekauft132. Das
siebenstöckige Gebäude beherbergt
die Büros für den Landesverband
Bayern, den Bezirksverband Ober-
bayern und die Unterbezirke Mün-
chen Stadt und Land der SPD133 so-
wie im Erdgeschoss ein Restaurant
und ein Theater und im Oberge-
schoss fünf Wohnungen. Die Fassa-
de wurde 2007 überarbeitet und ein
optimaler Wärmeschutz geschaffen.

• In Regensburg hat die „Konzentra -
tion“ 2002 ein modernes vierge-
schossiges Bürohaus mit Ladenge-
schäften im Erdgeschoss errichtet134.
Das Grundstück in einem heute zum
Bürostandort entwickelten Gewer-
begebiet hatte die „Oberpfälzisch-
Niederbayerische Verlagsdruckerei
GmbH“ 1952 erworben. An der
1919 gegründeten135 Verlagsgesell-
schaft der „Volkswacht für Ober-
pfalz und Niederbayern“ hielt die
„Konzentration“ 35%136. 

• Das „Hanns-Heinz-Bauer-Haus“ in
Würzburg wurde von der örtlichen
SPD 1912 erworben und beherberg-
te die Parteibüros sowie Druckerei
und Verlag des „Fränkischer Volks-
freund“. Das Grundstück erhielt die
SPD 1958 zurück, die völlig kriegs-
zerstörten Gebäude wurden 1959
wiederaufgebaut137. An der für die
Liegenschaft zuständigen „M. Walt-
her & Co Gesellschaft mbH“ hielt die
„Konzentration“ einen Anteil von
50%138. Das Hofgebäude wurde von
der „Konzentration“ in den Jahren
2001 und 2002 von Grund auf sa-
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niert. Es beherbergt heute neben der
Geschäftsstelle der SPD-Unterfran-
ken und den Büros der örtlichen Bun-
destags- und Landtagsabgeordneten
der SPD auch einen Kostümverleih.

Ein Stück mehr Eigenständigkeit be-
wahrt hat sich in Nürnberg die 1947
wieder gegründete „Fränkische Verlags-
anstalt und Buchdruckerei GmbH“139.
Die „Konzentration“ hält einen Anteil
von 42% des Stammkapitals von
255.646 €140. Schwerpunkt der Sachan-
lagen der Gesellschaft sind Gebäude in
Nürnberg141, darunter das „Karl-Bröger-
Haus“ mit den Geschäftsstellen der SPD
für Nürnberg und Mittelfranken142.

4. SPD ohne Mitte

Den nach den Vorschriften des Bewer-
tungsgesetzes ermittelten Wert ihrer
Beteiligungen an Unternehmen hat die
SPD in ihrem Rechenschaftsbericht für
2003 zum Stichtag 1.1.2003 mit
165.257.923 €143 angegeben, den Wert
ihres Haus- und Grundvermögens mit
92.006.500 €. Nach den Vorschriften
des Parteiengesetzes erfolgt die nächste
entsprechende Bewertung nach fünf
Jahren zum 1.1.2008 und wird 2010
veröffentlicht144. Vergleicht man die
nach dem Bewertungsgesetz ermittel-
ten Wertangaben mit den Summen, die
in den Spalten „Haus- und Grundver-
mögen“ und „Beteiligungen an Unter-
nehmen“ des aktuellen Rechenschafts-
berichts angegeben sind145, dann
könnte die SPD „stille Reserven“ in

 Höhe von 132.145.567 € mobilisieren,
über die allein der Parteivorstand ver-
fügt und die zu dem offiziell ausgewie-
senen Reinvermögen des SPD-Partei-
vorstands von 84 Millionen € noch
hinzu gedacht werden müssen.

Das Übergewicht der Bundesebene über
die Landesverbände der SPD entfaltet
Wirkung über die Partei hinaus. Auf die
unterschiedliche Schlagkraft der Sozial-
demokratie in Landtags- und Bundes-
tagswahlkämpfen müssen sich die
Wettbewerber einstellen. Bedenk licher
ist, dass auch dem föderalen  Gefüge der
Verfassung eine wichtige Stütze fehlt,
wenn in einer großen Partei die institu-
tionellen Anliegen der Länder nicht
mehr mit Nachdruck vertreten werden
können. Die aktuelle bildungspoliti-
sche Debatte veranschaulicht, unter
welchen Druck die verfassungsrechtli-
che Zuständigkeitsverteilung gesetzt
werden kann, weil die SPD offenbar kei-
nen Bildungspolitiker aus den Ländern
mehr in ihren Reihen hat, der sich zu-
traut, seine Kompetenz zu verteidigen.

Was im Verhältnis von Auszehrung der
Mittelebene und „demokratischem
Zentralismus“ des Parteivorstands in
der SPD Ursache und was Wirkung ist,
ist schwer zu entschlüsseln. Seit länge-
rem schon verstärken beide Entwick-
lungen sich gegenseitig. Klar ist aber,
die eigenen Strukturen könnte die SPD
aus eigener Kraft ändern. Die SPD muss
sich – wie das Marx beanspruchte, mit
Hegels Philosophie geleistet zu haben –
„vom Kopf wieder auf die Füße stellen“.
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Das aktuelle Buch

Khanna, Parag: Der Kampf um die
Zweite Welt. Imperien und Einfluss
in der neuen Weltordnung. Berlin:
Berlin Verlag, 2008, 624 Seiten, € 26,00.

Rund zwei Jahrzehnte nach dem Ende
des Kalten Krieges und dem damals
prognostizierten Beginn einer „neuen
Weltordnung“ (George Bush sen.) ist
diese postsowjetische Ord-
nung durch die Kräfte der
Globalisierung, durch be-
drohliche globale sicher-
heitspolitische Herausfor-
derungen (Terrorismus,
Proliferation etc.), neue
weltpolitische Prioritäten
(Klimawandel, Energiever-
sorgung etc.) sowie Verän-
derungen in der internatio-
nalen Machthierarchie der
Staaten (Aufstieg Chinas, Indiens etc.)
bereits wieder in Frage gestellt. 

Einige Autoren, die nach dem „unipo-
lar Moment“ (einzige Supermacht USA)
unmittelbar nach dem Ende des Kalten
Krieges später den Übergang zu einer
multipolaren globalen Machtverteilung
zu erkennen glaubten, diagnostizieren
heute eine „nonpolare“ Weltordnung
– was immer das auch bedeuten soll.
Andere halten dagegen polbildende
Kräfteverteilungen auch in der neuen
weltpolitischen Mächtekonstellation
des noch jungen 21. Jahrhunderts durch-
aus für möglich, allerdings gehen sie
meist übereinstimmend von einem Ab-
stieg der USA und damit von zumin-
dest zum Teil neuen Machtpolen aus. 

In diese zweite Kategorie weltpolitischer
Analyse- und Deutungsversuche ist die
provokante Publikation Parag Khannas

einzuordnen, die 2008 im englisch-
sprachigen Original („The Second World.
Empires and Influence in the New
World Order“) bei Random House, New
York, erschien und innerhalb kurzer
Zeit bereits in über zehn Sprachen über-
setzt wurde.

Khannas über 600 Seiten umfassende
Studie soll belegen, dass die
USA ihre führende Rolle als
Weltmacht Nr. 1 während
der Präsidentschaft George
W. Bushs endgültig verloren
hätten. Drei „Imperien“ neu-
en Stils, nämlich China, die
Europäische Union und die
„angeschlagene Supermacht
USA“ würden, so der Autor,
der im US-amerikanischen
Präsidentschaftswahlkampf

des Jahres 2008 den demokratischen
Kandidaten und späteren Wahlsieger
Barack Obama außenpolitisch  beraten
hat, in Zukunft um die glo bale Führung
wetteifern. Das zentrale außenpolitische
Interesse dieser drei Global Player, die
allein Khanna für willens und von ih-
ren Fähigkeiten und Ressourcen her für
befähigt sieht, eine globale Führungs-
rolle zu erreichen, sei auf die Staaten der
„Zweiten Welt“ gerichtet, jener großen
und doch allenthalben unterschätzten
Gruppe von Staaten in Ostasien, La-
teinamerika, dem Mittleren Osten, Zen-
tralasien und Osteuropa, in denen der
„Wohlstand der Ersten Welt auf das
Elend der Dritten Welt prallt“. Die
Struktur der zukünftigen Weltordnung
werde maßgeblich davon beeinflusst,
wie diese Staaten wie Brasilien, Mexiko,
Indonesien, Malaysia, Ägypten, Türkei,
Russland etc. die Herausforderungen
der Globalisierung bewältigen würden.
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Sie hänge außerdem davon ab, wie die-
se Staaten auf die Strategien Chinas, der
USA und der EU reagieren würden, sie
– die Zweite Welt – für ihre globalen
Ambitionen zu instrumentalisieren (et-
wa im Sinne der Rivalität um die Roh-
stoffe der Schwellenländer).

Parag Khanna, 1977 im nordindischen
Kanpur geboren, ist Direktor der „Glo-
bal Governance Initiative“ und Senior
Research Fellow des „American Strate-
gy Program“ im Think Tank „New
America Foundation“. Er hat nahezu
100 Länder bereist, spricht sechs Spra-
chen (darunter auch Deutsch), hat in
vielen internationalen Fach- und Pu-
blikumszeitschriften publiziert und
wurde vor kurzem vom Magazin „Es-
quire“ in die Liste der 75 einfluss-
reichsten Persönlichkeiten des 21. Jahr-
hunderts aufgenommen.

Ungeachtet dieser beeindruckenden
Auszüge aus dem insgesamt beein -
druckenden Oeuvre (vgl. www.parag -
khanna.com/bio.) einer noch jungen
Forscherpersönlichkeit hat Khanna sich
mit dem selbstgestellten Anspruch ei-
ner Gesamtbetrachtung des weltpoliti-
schen Kräftespiels unter besonderer Be-
rücksichtigung der Einflussfaktoren der
Geopolitik und der Globalisierung doch
ein wenig verhoben – dies zumal er
sich bereits im Vorwort seiner Studie
explizit auf den britischen Universal-
gelehrten Arnold Toynbee und dessen
zwölfbändiges Werk „Der Gang der
Weltgeschichte“ beruft, dessen Nach-
folge anzutreten er, wie Viktor Mauer
in der Neuen Zürcher Zeitung zu Recht
moniert, „nicht ganz unbescheiden be-
ansprucht“.

So werden beispielsweise die Begriffe
„Weltimperium“, „globales Weltimpe-

rium“ (?), „Imperium“, „Supermacht“,
„Großmacht“ ohne präzise politikwis-
senschaftliche Unterscheidung ver-
wendet. Der Leser erfährt weder, warum
Brüssel das „neue Rom“ sein soll, wa-
rum die USA gegenwärtig die Rolle des
„perfiden Albion“ spielten und warum
Khanna Indien in seinen Betrachtun-
gen kein eigenes Kapitel gewidmet hat.
Ziemlich kühn mutet auch – gerade vor
dem Hintergrund einer geopolitischen
Argumentation – an, dass Khanna Russ-
land geradezu abschreibt. Nicht nur,
dass er dem Atomstaat und Energiegi-
ganten, der über das größte Flächenge-
biet der Welt verfügt, den Weltmacht-
status abspricht und ihn in der Zweiten
Welt einordnet, sondern er behauptet
gar, dass man aufgrund der dünnen Be-
siedelung des russischen Staatsgebietes
„aus demographischen Gründen ei-
gentlich gar nicht mehr von einem
Land sprechen kann“ (S. 135).

Auch die nullsummenartig anmuten-
de, den behaupteten Abstieg der USA
zu begründen versuchende Schlussfol-
gerung: „Eben weil alle Großmächte
Kernwaffen besitzen, ist wirtschaftliche
Macht heute wichtiger als militärische
Macht“ (S. 17), kann politikwissen-
schaftlich betrachtet jedenfalls nicht
ohne Weiteres nachvollzogen werden.

Und schließlich, am Ende der dicken
Studie, deren primäres Ziel die Beweis-
führung für die zukünftige weltpoliti-
sche Dominanz der drei „neuen Impe-
rien“ USA, China und EU sein sollte,
heißt es lapidar, dass „wir auf alternati-
ve Szenarien für eine von diesen drei
Mächten dominierte Weltordnung ein-
gehen müssen“ (S. 473). Alle drei Su-
permächte, so argumentiert der Autor,
wobei er seine eigene Gedankenfüh-
rung nicht unwesentlich verwässert,

66 Das aktuelle Buch
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„werden sich vielleicht zurückziehen,
wenn sie ihr gegenwärtiges Engagement
nicht beibehalten können oder wenn
sich die Verschmelzung mit ihren Peri-
pherien als zu schwierig erweist.“ Doch
könne man ungeachtet dessen „darauf
wetten, dass der schicksalhafte histori-
sche Kreislauf von Aufstieg, Niedergang
und Konflikten weitergehen wird“. Die-
se weder sonderlich originelle noch
strittige Behauptung wird wohl keine
Gegenwette provozieren.

Als Fazit bleibt festzuhalten, dass Khan-
nas Buch Stärken und Schwächen in
sich vereint. Interessante Eindrücke,
aufschlussreiche Vor-Ort-Beobachtun-
gen und anregende Lektüre präsentiert
der Band in seinem breiten Panorama

(macht)politischer Veränderungen rund
um den Globus, den Khanna bereist
und mit scharfem Blick für relevante
Entwicklungen betrachtet hat. Diese
Teile des Buches lesen sich, so hat Wil-
fried von Bredow in der Frankfurter All-
gemeinen Zeitung schlüssig geurteilt,
wie die „klugen Reiseberichte eines Paul
Rohrbach oder Klaus Mehnert“. Diesen
Positiva stehen allerdings einige frag-
würdige Thesen, unbewiesene Annah-
men und politikwissenschaftliche Wi-
dersprüchlichkeiten gegenüber, die
sowohl die eingangs erwähnte Grund-
these des Autors als auch seine zu de-
ren Untermauerung gedachte Gedan-
kenführung angreifbar machen.

Reinhard C. Meier-Walser
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Buchbesprechungen

Geissbühler, Simon (Hrsg.): Der ame-
rikanische Neokonservatismus und
die Außenpolitik der USA. Wien: Lit
Verlag, 2008, 210 Seiten, € 24,90. 

Kein Rückblick auf die Außenpolitik
George W. Bushs wird ohne den Begriff
des „Neokonservatismus“ auskommen.
Spätestens seit dem Irakkrieg 2003 war
„Neokonservatismus“ ein Kampfbe-
griff, der die Geisteshaltung der Kriegs-
befürworter erhellen sollte, aber deren
intellektuellen Hintergrund eher ver-
dunkelte. Inzwischen sind auch hier zu
Lande einige differenzierende Studien
erschienen, die den Neokonservatis-
mus aus seiner Entwicklung heraus er-
klären und seinen Einfluss auf die Au-
ßenpolitik der Vereinigten Staaten dis-
kutieren. Dennoch ist der vorliegende
Sammelband eine wertvolle Ergänzung
der bestehenden Forschungslage und
zwar vor allem auf Grund der in diesem
Zusammenhang leider seltenen, nüch-
ternen Unaufgeregtheit, mit der er sei-
nem Thema begegnet.

Der Herausgeber hat den Band in drei
Abschnitte aufgeteilt. Im ersten kom-
men vier Neokonservative in Beiträgen
zu Wort, die nicht für diese Publikation
verfasst, sondern aus vorhergehenden
Veröffentlichungen zusammen mon-
tiert wurden. Dies bietet wenig Neues,
zumal sich die Texte von Joshua Mu-
ravchik, Douglas Murray, Max Boot
und Anne Bayefsky nicht wie erhofft zu
einem Kaleidoskop neokonservativen
Denkens ergänzen. Noch weniger
durch dacht ist der zweite Abschnitt,
der aus einem einzigen, recht kurzen
Interview mit Michael Ledeen vom
American Enterprise Institute besteht.
Ledeen vertritt die Auffassung, dass die

Regierung Bush in keiner Weise eine
neokonservative Politik verfolgt habe,
wird aber nicht gedrängt, dies stichhal-
tig zu begründen. Das Interview illus-
triert somit zwar die Heterogenität der
vermeintlichen neokonservativen „Be-
wegung“, verschafft aber keine tieferen
Einblicke. Insgesamt wirkt die Auswahl
der neokonservativen Stimmen zufällig
und inkonsequent, zusammengestellt
ohne übergreifendes Erkenntnisinte-
resse – auch weil die prominentesten
Neokonservativen wie Irving und Wil-
liam Kristol, Norman Podhoretz, Jeane
Kirkpatrick, Robert Kagan und Charles
Krauthammer nicht vertreten sind.
Wer sich für eine kluge Zusammenstel-
lung neokonservativer Essays interes-
siert, ist mit Irwin Stelzers „The Neocon
Reader“, 2004 bei Grove Press erschie-
nen, besser bedient.

Diese Schwächen macht der dritte Ab-
schnitt, der mehr als zwei Drittel des
schmalen Bandes umfasst, allerdings
spielend wett. Fünf Nachwuchswissen-
schaftler bekommen hier Gelegenheit,
einzelne Aspekte des Neokonservatis-
mus zu analysieren und zu bewerten.
Selten genug: Alle Beiträge argumentie-
ren auf einem hohen Niveau und sind
– ungeachtet kleinerer Nachlässigkei-
ten in Ausdruck und Redaktion – sehr
gut zu lesen. Manche Überschneidung
bzw. Wiederholung bleibt dabei nicht
aus, zumal einige Autoren für ihren Bei-
trag lediglich ältere Texte überarbeitet
haben. Aber im Kern finden sich eine
Reihe kluger Beobachtungen zu Entste-
hung und der politischen Wirkung des
Neokonservatismus (Geissbühler, Gre-
ve) und zum gerade in Deutschland
gerne bemühten Zerrbild des Neokon-
servatismus (Fischer). Es gelingt den
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Autoren, die Vielgestaltigkeit der neo-
konservativen Ideenwelt aufzuzeigen
und zugleich die einigenden Charakte-
ristika des außenpolitischen Neokon-
servatismus herauszuarbeiten. Die für
den Neokonservatismus typische Mi-
schung aus idealistischen und inte -
ressensgeleiteten Motiven bei gleich -
zeitiger (Über-)Betonung militärischer
Macht – „Woodrow Wilsons Traum,
Theodore Roosevelts Mittel“ (Geiss-
bühler) – erfährt dabei zu Recht beson-
dere Aufmerksamkeit. Dass Alexandra
Homolar-Riechmann zum Abschluss
noch umfassend mit dem hartnäckigen
Vorurteil aufräumt, der gegenwärtige
Neokonservatismus stehe in einem
sinnfälligen Bezug zu den Schriften des
Philosophen Leo Strauss, ist eine be-
sondere Freude. Bemerkenswert ist fer-
ner, dass die Autoren mehrheitlich eine
Festlegung vermeiden, welche Rolle der
Neokonservatismus zukünftig in den
außenpolitischen Debatten Amerikas
spielen wird – und Greve und Geiss-
bühler darüber zu unterschiedlichen
Einschätzungen kommen. Sicherlich
hat die schwierige Situation im Irak die
übermäßig optimistischen Neokonser-
vativen diskreditiert, aber wie auch die-
se Aufsatzsammlung zeigt, sind die
Grundannahmen des Neokonservatis-
mus tief in der politischen Kultur Ame-
rikas verwurzelt. Daher bleibt abzuwar-
ten, ob seine Vertreter nicht doch
schon bald wieder eine Renaissance er-
leben werden. Schon jetzt steht jedoch
fest, dass seine gut recherchierten und
überzeugend aufbereiteten Analysen
den vorliegenden Band zu einem Ge-
winn für die Außenpolitik- und Ameri-
kaforschung machen, dem über den
zeithistorischen Moment andauerndes
Interesse zu wünschen ist.

Patrick Keller

Kronenberg, Volker/Puglierin, Jana/
Keller, Patrick (Hrsg.): Außenpoli-
tik und Staatsräson. Festschrift für
Chris tian Hacke zum 65. Geburtstag.
Baden-Baden: Nomos Verlag, 2008,
307 Seiten, € 59,00.

Prof. Dr. Christian Hacke, der renom-
mierte Bonner Politikwissenschaftler,
wurde mit dem Erreichen des 65. Le-
bensjahres emeritiert. Pünktlich zum
Ereignis erscheint die zu seinen Ehren
aufgelegte Festschrift. In der von Volker
Kronenberg, Patrick Keller und Jana Pu-
glierin herausgegebenen Publikation
„Außenpolitik und Staatsräson“ wer-
den neben dem akademischen und
 politischen Lebensweg Hackes die
Grundkonstanten seiner primären For-
schungsfelder dargestellt.

Der Stellenwert und Einfluss Christian
Hackes auf die politikwissenschaftliche
Disziplin der Internationalen Politik
lässt sich durch eine Betrachtung des
Inhaltsverzeichnisses der Festschrift be-
reits erahnen. Eingeleitet durch ein
Grußwort des ehemaligen Bundesau-
ßenministers Hans-Dietrich Genscher
liest sich „Außenpolitik und Staatsrä-
son“ wie ein „Who is Who“ der realis-
tisch denkenden akademisch-politi-
schen Prominenz Deutschlands. So ist
es den Herausgebern gelungen, neben
dem ehemaligen Organisator der
Münchner Sicherheitskonferenz, Horst
Teltschik, auch dessen Nachfolger, den
ehemaligen deutschen Botschafter in
Washington und London, Wolfgang
Ischinger zu gewinnen.

Von akademischer Seite betrachtet ist
ein Großteil Hackes wegbegleitender
Gefährten, nicht minderer Prominenz,
in der Autorenschaft vertreten. Mit Til-
man Mayer, Joachim Krause, Wichard
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Woyke, Gottfried-Karl Kindermann
oder Hans-Peter Schwarz sind nur eini-
ge der wirklich hervorragend ausge-
wählten Autoren der Festschrift ge-
nannt.

All diesen ist eine Tatsache gemeinsam
und verbindet sie mit dem Denken und
Wirken Christian Hackes – ihre realisti-
sche Grundposition.

Beim Lesen der Kapitel „Deutschland &
Europa“, „USA & Transatlantische Be-
ziehungen“ und „Realismus & Poli -
tisches Denken“ lässt sich anhand
 Hackes primärer akademischer For-
schungsschwerpunkte eine verantwor-
tungsvoll-realistische Argumentations-
linie im Sinne der vom Gewürdigten
selbst stets mit Nachdruck vertretenen
Denkschule nachzeichnen.

Der Grundtenor der Autoren ist es, das
realistisch Machbare von dem idealis-
tisch Wünschbaren zu unterscheiden.
Nach Max Webers verantwortungsethi-
scher Grundmaxime gilt es, die Folgen
des politischen Handelns fortwährend
im Auge zu behalten. Durch diese, vom
politischen Realismus geprägten Bei-
träge ist eine Publikation entstanden,
welche sich von neueren Forschungs-
ansätzen postmoderner Provenienz ab-
setzt, ohne diesen ihren Geltungsan-
spruch zu nehmen. Somit kann „Au-
ßenpolitik und Staatsräson“ auch als
ein einführendes Werk gehobenen An-
spruchs gelesen werden, welches die
real existierenden Prozesse und Struk-
turen Internationaler Politik betont.

Gerade angesichts deutscher „Zivil-
machtsträumereien“, eines weiterhin
fragmentierten Europas und einer ge-
schwächten Hegemonialmacht USA
tut man gut daran, sich die grundle-

genden Determinanten internationaler
Politik erneut zu Gemüte zu führen.
Macht und Verantwortung, so hätte
der Band ebenfalls tituliert werden
können, stehen hierbei an vorderster
Stelle. Diese Verantwortung schließt
dabei auch das im deutschen Diskurs
schwer behandelbare Feld des Patrio-
tismus ein. Denn gelten nationaler, eu-
ropäischer und internationaler Friede
sowie wirtschaftliche Prosperität wei-
terhin als konstitutive Ziele deutscher
Außenpolitik, so darf sich Deutschland
eines aufgeklärten Patriotismus, „als
Zement, der die Säulen sowie das ge-
meinsame Haus, die Nation, zusam-
menhält: um der Freiheit des Men-
schen als Bürger willen“, nicht ver-
schließen. „Denn dieser [steht] einem
europäischen Engagement keineswegs
[entgegen], sondern [setzt] diesen not-
wendig voraus.“ (Volker Kronenberg,
S. 60–61). Somit kann auch von einer
Verantwortung zum Patriotismus ge-
sprochen werden.

Stehen die (in sich gefestigten) euro-
päischen Nationen erst als Union zu-
sammen, so ist die transatlantische
 Gemeinschaft mit den USA die nahe-
liegendste Verbindung, ja für viele der
Autoren die „conditio sine qua non“ ei-
ner pluralistisch-demokratischen Wer-
tegemeinschaft. Dazu müsse Europa
 jedoch sich seiner realpolitischen Ver-
antwortung stärker bewusst werden
und als dementsprechend handelnder
Akteur auf der Weltbühne auftreten.
Denn nur auf diese Weise könnten
nach dem Zwist über den Irakkrieg
2003 neue transatlantische Beziehun-
gen geschaffen werden (Wolfgang
Ischinger, S. 127).

Eine selbst- und verantwortungsbe-
wusste Rolle Deutschlands, Europas
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und der transatlantischen Gemein-
schaft in der internationalen Politik
waren stets Grundforderungen Chris -
tian Hackes. Um negative Folgen zu
verhindern, welche durch die Fehlein-
schätzung von Macht und Verantwor-
tung entstehen können, war er immer-
während bemüht, diese Zielsetzungen
in einem realpolitischen Licht zu be-
trachten. Denn „Realpolitik“, so zitiert
Tilman Mayer in seinem hervorragen-
den Beitrag Ludwig August von Ro-
chau, „findet ihre Aufgabe nicht in der
'Verwirklichung von Idealen', sondern
in 'der Erreichung konkreter Zwecke',
und sie weiß sich, unter allem Vorbe-
halt, mit halben Resultaten, zu begnü-
gen, wenn die ‚ganzen‘ nun einmal bis
auf weiteres nicht zu haben sind.“
(Ludwig August von Rochau, nach: Til-
man Mayer, S. 249).

Mit seinem analytischen Scharfsinn
und seinen an konkreten Lösungen
komplexer Fragen der Internationalen
Politik orientierten Kommentaren hat
Christian Hacke die deutsche Politik-
wissenschaften lange Zeit enorm be-
reichert und wird sich hoffentlich wei-
terhin zu Wort melden, sollte es an rea-
listischen Einschätzungen mangeln.
Dass es Hacke gelungen ist, eine Reihe
von deutschen Politikwissenschaftlern
zu prägen, zeigen nicht zuletzt seine
Schülerinnen und Schüler. Abgesehen
von kleineren handwerklichen Feh-
lern wie einem fehlenden Schriften-
verzeichnis des Gewürdigten, haben
Kronenberg, Puglierin und Keller mit
„Außenpolitik und Staatsräson“ eine
äußerst gelungene Festschrift vorge-
legt, welche den Spagat zwischen Wür-
digung und Information gekonnt aus-
führt.

Alexander Wolf

Miller, David: Grundsätze sozialer
Gerechtigkeit. Frankfurt/New York:
Campus Verlag, 2008, 382 Seiten,
€ 34,90.

Die amerikanische Originalausgabe
von David Millers Werk „Principles of
Social Justice“ ist bereits 1999 bei Har-
vard University Press und erst jüngst in
deutscher Übersetzung erschienen. An-
gesichts der auch bei uns seit geraumer
Zeit geführten politischen und gesell-
schaftlichen Debatte über die soziale
Gerechtigkeit ist es sicher schade, dass
dieses grundlegende Werk erst jetzt ei-
ner größeren deutschsprachigen, inte-
ressierten Leserschaft zugänglich ge-
macht wurde.

Die Lektüre des Buches zeigt dennoch
sofort, dass die Erkenntnisse des mitt-
lerweile am Nuffield College in Oxford
Sozialphilosophie und politische Theo-
rie lehrenden Wissenschaftlers trotz
dieser zeitlichen Verzögerung aktueller
denn je sind. Passen sie doch in die all-
gegenwärtige politische Auseinander-
setzung und gesellschaftliche Fragestel-
lung über die höchst kontrovers ge-
führte Debatte zu den insbesondere
auch sozialen Entwicklungen unserer
Zeit.

Axel Honneth weist in seinem Vorwort
zu Recht darauf hin, „dass dem Wert
der Gleichheit ein gewisser Vorrang bei
der Behandlung von Gerechtigkeits-
problemen in der politischen Sphäre
eingeräumt wurde“. Genau dies ist es
aber, was in der heutigen politischen
Diskussion aus bestimmter ideologi-
scher Sicht den Blick auf den eigentli-
chen Kern des Gerechtigkeitsbegriffs
trübt – und damit den Unmut von Da-
vid Miller erregt. Für Letzteren bedeu-
tet, die Gleichheit zum alleinigen Prin-
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zip zu machen, die Theorie von der
 Praxis zu trennen und somit eine Dif-
ferenziertheit tatsächlicher Gerechtig-
keitsüberzeugungen zu ignorieren. Mil-
ler versucht, eine Lösung von Vertei-
lungskonflikten durch die Anwendung
von drei Gerechtigkeitsprinzipien (zum
Beispiel in Anlehnung an Michael
 Walzers Werk „Spheres of Justice“ von
1983) herbeizuführen.

Es überrascht nicht, wenn Miller von
dem Vorherrschen des Prinzips der
Gleichverteilung zum einen im staatli-
chen Bereich, des Verdienstprinzips
zum anderen im wirtschaftlichen Be-
reich und des Bedürfnisprinzips zum
Dritten bei den Wertegemeinschaften
ausgeht. Somit setzt er alles daran, dem
– nicht zuletzt bei eher linksorientier-
ten politischen Gruppierungen vor-
herrschenden – Monismus der herr-
schenden Gerechtigkeitstheorien den
Kampf anzusagen und in der Prägung
der alltäglichen Gerechtigkeitstheorien
durch die drei unabhängigen und ei-
genständigen Prinzipien das Wort zu
reden. Somit liegt das eigentliche, uns
in Deutschland erst jetzt, aber keines-
wegs zu spät nahe gebrachte Verdienst
Millers darin, drei wesentliche Prin -
zipien sozialer Gerechtigkeit zu un -
terscheiden und sie verschiedenen
Sphären zuzuordnen. Damit stellt sich
Miller in gewisser Weise gegen die
Grundannahme von John Rawls, der
seine seit Beginn der Sieb zigerjahre
wegweisende „Theorie der Gerechtig-
keit“ ausschließlich aus der fiktiven
Grundannahme von der ursprüngli-
chen Gleichheit aller, dem so genann-
ten ‚Urzustand‘, ableitet, ohne jegliche
in der Praxis erkennbare Differenzie-
rungen vorzunehmen. Natürlich weiß
auch Miller, dass seine Theorie der so-
zialen Gerechtigkeit als eine „realisti-

sche Utopie“ bezeichnet werden kann,
so wie das Rawls letztlich auch von sei-
ner Theorie später zugeben musste.
Miller verfolgt schließ lich den Zweck,
„Grundsätze zur Regelung von sozia-
len Beziehungen auszuarbeiten, denen
sich gewöhnliche Menschen aus freien
Stücken anschließen können“ und
meint damit, dass die Menschen eher
in einer utopischen Gesellschaft mit
Institutionen leben (wollen), die ihren
Vorstellungen, was dem entspricht,
was sie unter Gerechtigkeit verstehen,
gerecht werden – zugleich aber die
Grenzen des tatsächlich Möglichen an-
erkennen. 

Miller erkennt, dass die Idee der sozia-
len Gerechtigkeit nur unter bestimm-
ten Voraussetzungen (er nennt sie „An-
wendungsbedingungen“) sinnvoll ist.
Hierzu zählt er „eine begrenzte Gesell-
schaft, deren Mitglieder sich so stark
miteinander identifizieren, dass sie den
Wunsch verspüren, untereinander Ver-
teilungsgerechtigkeit zu praktizieren“ –
was durchaus der Rawlsschen Annah-
me vom Urzustand entsprechen könn-
te. Zudem benötigt er eine typischer-
weise staatliche Institution, „welche
die Grundstruktur einer derartigen Ge-
sellschaft so gestalten kann, dass sie ei-
ne gerechte Verteilung von Rechten,
Gelegenheiten und Ressourcen hervor-
bringt“ – um sich auch hiermit wieder
eher Rawls anzunähern statt sich von
dessen Sichtweise zu entfernen.

In einem ersten Kapitel hinterfragt Mil-
ler den Geltungsbereich der sozialen
Gerechtigkeit und stellt fest, dass es in
absehbarer Zukunft nicht möglich sein
wird, die nach seinen Prinzipien bzw.
Voraussetzungen modellierte soziale
Gerechtigkeit auf globaler Ebene zu se-
hen, sondern sie vordringlich auf der
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Basis von Grundrechtsschutz und der
Vermeidung von Ausbeutung begreifen
müsste. Damit reduziert er den An-
spruch auf die Herstellung von sozialer
Gerechtigkeit auf den nationalen Rah-
men und dessen Gegebenheiten. Ein
aus dieser Erkenntnis resultierender
Entwurf einer Gerechtigkeitstheorie
(vgl. zweites Kapitel) fußt nun auf drei
Beziehungsformen, die eben global
nicht herzustellen sind. Als erste Form
nennt er die solidarische Gemein-
schaft, die er als Mitglieder einer relativ
stabilen und durch ein gemeinsames
Ethos verbundene Gruppe von Men-
schen mit einem Zusammengehörig-
keitsgefühl versteht. Hinzu tritt der
Zweckverband, der auf Grund ökono-
mischer Beziehungen Ziele und Zwe-
cke am besten in Zusammenarbeit mit
anderen realisiert. Schließlich sieht er
in der Staatsbürgerschaft moderner
freiheitlicher Demokratien die dritte
Vergesellschaftungsform seiner Gerech-
tigkeitstheorie. Das Ausbalancieren
dieser drei Beziehungsformen führt
nach Miller zur Entwicklung einer
 pluralistischen Gerechtigkeitstheorie,
die es in die Praxis umzusetzen gelte.

Im folgenden Kapitel setzt sich Miller
mit der Sichtweise der Sozialwissen-
schaft und der politischen Philosophie
auseinander und trennt diese scharf
voneinander, wenngleich er der empi-
rischen Gerechtigkeitsforschung der
Sozialwissenschaftler schließlich doch
die normativen Gerechtigkeitsgrund-
sätze der politischen Philosophen zu-
misst und diese Argumentation mittels
der Überlegungen von Rawls und an-
deren überprüft. Die nachfolgenden
Kapitel gewinnen dadurch an Bedeu-
tung, dass Miller seine ‚Anwendungs-
bedingungen‘ oder Prinzipien sozialer
Gerechtigkeit nunmehr anhand von

empirischen Untersuchungen und Fak-
ten zu verifizieren versucht. So zählt er
etwa bezüglich der Bedeutung einer
Verteilungsgerechtigkeit in der Denk-
weise der Leute die Faktoren Beruf, An-
strengung und erzielte Resultate auf.
Miller weist zugleich darauf hin, dass
die Verteilungsgerechtigkeit lediglich
eines der genannten Kriterien zur Be-
urteilung von sozialer Gerechtigkeit
darstellt und auch durch Kriterien zur
Bewertung der wesentlichen Institutio-
nen und Praktiken einer Gesellschaft
hinsichtlich der Verfahrensweisen und
Ergebniserzielung ergänzt werden muss.
Des Weiteren wendet er sich der Er-
kenntnis zu, dass Gerechtigkeit eng mit
der Verdienstidee verbunden ist. Hier-
bei grenzt er sich stark von MacIntyre
ab, der davon ausgeht, dass jedem
Menschen das zu geben ist, was er ver-
dient. In diesem Zusammenhang be-
schäftigt er sich mit der Entwicklung ei-
nes eigenen Verdienstkonzeptes, in-
dem er sowohl eine positive wie eine
negative und zudem eine pluralistische
Auffassung voneinander unterscheidet
und schließlich der Letzteren durch
Anerkennung unterschiedlicher Ver-
dienste in diesem Zusammenhang den
Vorzug gibt. 

Nach Ansicht des Verfassers lässt sich
bei den Darlegungen Millers eine
schwerpunktmäßige Auseinanderset-
zung mit dem Verdienstprinzip ausma-
chen, da sich die Kapitel Fünf bis Neun
in verschiedener Form damit beschäfti-
gen, ehe der Autor auf das Bedürfnis-
prinzip und den Zusammenhang zwi-
schen Gleichheit und Gerechtigkeit
eingeht. Ist in Bezug auf die Frage nach
dem Stellenwert von Bedürfnissen für
die soziale Gerechtigkeit ein gewis-
ses Ausweichen Millers feststellbar, so
spricht er dezidierter von einer kom-
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plexen Gleichheit, die sich gegen eine
pauschale einfache Verteilungsgleich-
heit wendet und sich auch nicht als
‚egalitäre Gerechtigkeit‘ begreifen lässt.
Seine Empfehlung lautet, zwei Arten
von Gleichheit zu unterscheiden: eine
Verteilungsgleichheit, die nur bedingt
ein Gebot der Gerechtigkeit darstellt
und eine Statusgleichheit oder soziale
Gleichheit, durch die sich Ungleich-
heiten der sozialen Klasse wegen der
Einkommens- und Bildungsunterschie-
de ergeben.

Schließlich versucht Miller, sich mit der
Zukunft der sozialen Gerechtigkeit hin-
sichtlich der Globalisierung und dem
Multikulturalismus zu beschäftigen um
letztendlich zu der Schlussfolgerung zu
gelangen, dass sich das Streben nach
sozialer Gerechtigkeit dadurch wesent-
lich schwieriger gestalten wird. Eine Lö-
sung dieses Problems scheint er nur da-
rin zu sehen, dass intensiver über die
Frage des jeweiligen Geltungsbereichs
von sozialer Gerechtigkeit nachgedacht
werden müsse. Mit dieser Schlussfolge-
rung seiner umfangreichen Darstellung
kommt es Miller offensichtlich sehr da-
rauf an, die nicht zuletzt schon durch
Rawls, Walzer, MacIntyre und andere
angefachte wissenschaftliche Debatte
um das, was als Gerechtigkeit und ins-
besondere soziale Gerechtigkeit ver-
standen werden kann, voranzutreiben.
Er vermag in großer Ausführlichkeit die
ihm bedeutsamen Aspekte bzw. Prinzi-
pien äußerst fundiert und beweiskräftig
darzulegen, ohne jedoch eine eindeuti-
ge und auch den Anspruch der Allge-
meingültigkeit erhebende und zugleich
für die praktische Umsetzung absolut
geeignete Theorie vorzulegen. 

Es ist ein Werk, das auch und gerade die
politisch Verantwortlichen und gesell-

schaftlich Engagierten zum Nachden-
ken anzuregen vermag und nicht allein
deshalb schon von grundlegender Be-
deutung für die weitere wissenschaftli-
che und gesellschaftspolitische Be-
schäftigung mit der sozialen Gerech-
tigkeit ist.

Peter Eisenmann

Harth, Thilo/Woyke, Wichard: Die
Europäische Union konkret. Opla-
den: Budrich-Verlag, 2008, 156 Seiten,
€ 12,90.

Der Verfassungsvertrag der EU, der
2005 in zwei Volksabstimmungen in
den Niederlanden und Frankreich ab-
gelehnt wurde, hat deutlich gemacht,
dass der Einigungsprozess weniger an
seinen ehrgeizigen Zielen denn an dem
Unvermögen der Politik scheiterte,
dem Bürger ein weniger umfangreiches
und verständliches Dokument zu prä-
sentieren. Abgesehen von einigen we-
nigen Experten und solchen Politikern,
die sich von Berufs wegen mit Europa
beschäftigen, ist heute unter der EU-
Bevölkerung kaum einer in der Lage,
die Frage nach Funktion, Zweck und
Werteverständnis in der Union ange-
messen zu beantworten. Auch der nach
zähen Verhandlungen gefundene Kom-
promiss in Form des Lissaboner Ver-
tragswerks, der erst dann in Kraft tritt,
wenn die Iren zu einer „Revision“ 
ihres „Neins“ bewegt werden können,
ändert daran wohl nur wenig, denn
mit ihm ist ein nicht weniger kompli-
ziertes Dokument entstanden. Es könn-
te der Union zwar helfen, ihre Hand-
lungsfähigkeit zu erweitern, dürfte aber
kaum dazu angetan sein, die EU im
 Bewusstsein ihrer Bürger fest zu ver -
ankern. 
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Um eben dies zu erreichen, fordern 
die Verfasser des vorliegenden Bandes
größere Investitionen in die europa -
politische Bildungsarbeit. In der Tat
 offenbart ein Blick in Schulthemen
hierzulande, dass die Geschichte des
europäischen Einigungsprozesses nur
unzureichend behandelt wird. Die ers-
te vergleichende Analyse der Rahmen-
lehrpläne aller deutschen Bundeslän-
der durch die Europäische Akademie
Berlin (2007) kommt zu dem Ergebnis,
dass „Europa“ lediglich als Randthema
in deutschen Lehrplänen und im Fach-
unterricht auftaucht. Einen Grund
hierfür sehen die Verfasser auch in der
schwierigen und komplexen Europa-
materie, die auch Lehrern und politi-
schen Bildnern der außerschulischen
Arbeit Probleme bereite. Zwar gäbe es
eine Fülle an kompetenter und umfas-
sender Information über Europa, es
mangele aber an Arbeiten, die trotz der
Komplexität und Kompliziertheit des
„Mehrebenensystems Europa“ in der
Lage sind, die zentralen Fragen in
Europa kurz und prägnant zu beant-
worten. Ihren Beitrag verstehen Harth
und Woyke daher zunächst als Orien-
tierungshilfe für eben diese Fragen und
weniger als eine weitere Darstellung zu
der vielfältigen institutionellen Wirk-
lichkeit der EU, die über die vertragli-
chen Bestimmungen hinaus auch die
Praxis der Verfahrensabläufe und den
historischen Wandel der Institutionen
in den Blick nimmt. 

Um das Interesse an Europa zu fördern,
nehmen die Verfasser vor allem die gro-
ßen Fragen nach den politischen Wei-
chenstellungen in Europa in den Blick
– die nach der Friedenssicherung in
Europa, nach möglicher weiterer Ver-
gemeinschaftung ausgewählter Politik-
felder und schließlich nach dem Ver-

hältnis der EU zu ihren Nachbarn. Letz-
tere Frage nimmt, wohl auch vor dem
Hintergrund der im Zusammenhang
mit der Ablehnung des Verfassungsver-
trags geäußerten Sorgen in der EU vor
einer zunehmenden Überdehnung, ja
gar Überfremdung der Gemeinschaft,
den größten Teil des Bandes in An-
spruch; so beschäftigen sich die Verfas-
ser nicht nur mit den identitätspoliti-
schen Konsequenzen der Erweiterung
im Allgemeinen, sondern in einzelnen
Kapiteln auch detailliert mit der Frage
nach den Grenzen Europas im Westen,
Osten, Süden und schließlich zur isla-
mischen Welt (Türkei). Die Frage nach
der Vertiefung wird hingegen lediglich
in einem Kapitel aufgeworfen und hät-
te wohl etwas mehr Gewicht verdient
gehabt. 

Dies ändert aber nichts daran, dass die
von den Autoren angesprochenen
Punkte in der Tat die derzeit drängen-
den in der Gemeinschaft sind. Nach
nahezu 15 Jahren Vertiefungsprozess
(seit Maastricht) bedurfte die Union ei-
nes Innehaltens, ob weitere Schritte in
Richtung Vergemeinschaftung nicht
nur weiterhin notwendig, sondern vor
allem auch von der Bevölkerung ver-
kraftbar sind. Anschaulich erörtern die
Verfasser daher, wie neben der Hoff-
nung der Bürger auf Stabilitätstransfer
nach außen durch die Erweiterung
auch Ängste vor zunehmenden Vertei-
lungskämpfen stehen – eine Sorge, die
es zu entschärfen gilt, indem man
nüchtern auf den ohnehin stattfinden-
den globalen Wettbewerb verweist – ,
welche alternativen Zukunftsmodelle
für einen flexibleren Integrationspro-
zess der Union in Frage kommen, wel-
che Perspektiven die Neumitglieder der
Gemeinschaft dabei einbringen kön-
nen, welche Voraussetzungen über-
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haupt für eine gemeinsame europäi-
sche demokratische Gesellschaft als Al-
ternative zur nationalstaatlichen gege-
ben sind, welche Auswirkungen eine
stärkere Rolle der EU in der Außen- und
Sicherheitspolitik auf das Verhältnis zu
den Vereinigten Staaten hat und wie
sich schließlich die EU gegenüber ihrer
neuen Peripherie nach der Erweiterung
positionieren sollte. Abgerundet wird
die Darstellung durch ein anschauli-
ches Kapitel darüber, wie sehr der ein-
zelne EU-Bürger mittlerweile von Ent-
scheidungen der Europäischen Union
ganz unmittelbar betroffen ist, ohne
dass er dies wahrnimmt. Verbunden
damit ist der Appell der Verfasser, sich
mit Hilfe ihrer Argumentationshilfen
daher intensiver mit der komplizierten
Materie auseinanderzusetzen. 

Stefan Fröhlich

Sauer, Frank: Die Rückkehr der Bom-
be? Nichtgebrauch von Nuklearwaf-
fen und internationaler Terrorismus.
Saarbrücken: VDM Verlag Dr. Müller,
2008, 172 Seiten, € 68,00.

Kommt es im neu eingeläuteten Zeital-
ter der internationalen Terroristennetz-
werke auch zur „Rückkehr der Bombe“,
wie der Titel der zu einem Buch erwei-
terten Diplomarbeit von Frank Sauer
fragt? Gemeint ist damit die in den Me-
dien verbreitete Befürchtung, dass Nu-
klearwaffen in die Hände von Terroris-
ten gelangen könnten und dadurch die
Möglichkeit des Nuklearterrorismus
bestünde. Konkret möchte Sauer auf
folgende Fragen Antworten geben:
„Wer könnte womit einen Anschlag
verüben?“und „Wie wahrscheinlich ist
die erfolgreiche Durchführung eines
Anschlags und wie schwerwiegend

 wären die Folgen?“. Auf den Punkt
 gebracht: „Ist Nuklearterrorismus tat-
sächlich eine ‚akute Bedrohung‘ oder
mehr ein ‚politisches Schreckge-
spenst‘?“ (S. 3) Mit diesen Fragen trifft
Sauer den Kern einer seit den Neunzi-
gerjahren (Giftgas-Anschlag der Aum-
Shinrikyo-Sekte in Tokio) vorhande-
nen und seit den Terroranschlägen
vom 11. September 2001 intensiv ge-
führten Debatte. 

Der Autor geht bei der Beantwortung in
zwei Schritten vor. Er knüpft im ersten
an die klassischen theoretischen An-
sätze der nuklearen Abschreckung so-
wie des Nichtgebrauchs von Atomwaf-
fen (dem so genannten nuklearen
 Tabu) an und verbindet die Erkennt-
nisse daraus in einem zweiten Schritt
mit der neuen Problematik des Nu -
klearterrorismus. Sauer kommt dabei
zu dem Schluss, dass sowohl die Ab-
schreckungstheorie, die sich aus den
theoretischen Modellen des Realismus
mit seiner rationalen Handlungslogik
speist, als auch die Erklärung des An-
satzes des nuklearen Tabus, das der Lo-
gik der Angemessenheit des Konstruk-
tivismus folgt, nicht in der Lage sind,
die neuen Gegebenheiten rund um den
internationalen Terrorismus theore-
tisch zu fassen. Denn Terroristen könn-
ten weder klassisch abgeschreckt wer-
den, noch gelte für sie das nukleare Ta-
bu als einzuhaltende Norm. Beide
Ansätze basierten zu sehr auf der An-
nahme von Staaten als Akteure. Diese
theoretische Blindstelle müsse in der
Zukunft überwunden werden, so der
Autor, indem Abschreckungstheorie
und Tabuforschung miteinander ver-
bunden werden.

Denn für Sauer – da stimmt er mit der
herrschenden Meinung der wissen-
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schaftlichen Literatur überein – ist ein
nuklearterroristischer Anschlag keine
Frage des „Ob“, sondern nur noch eine
des „Wie“ und „Wann“. Beim „Wie“
differenziert Sauer zwischen dem Dieb-
stahl oder der Weitergabe von Nuklear-
waffen und dem Einsatz einer „schmut-
zigen Bombe“. Der Autor kommt zu
dem Schluss, dass ein terroristischer
Akt mit einer Nuklearwaffe, die gestoh-
len oder von Drittstaaten erworben
wurde, sehr unwahrscheinlich ist.
Gründe dafür: Erstens sind Nuklear-
waffen bzw. das Material zu deren
 Herstellung trotz einiger vorhandener
Schwierigkeiten bei der Sicherung äu-
ßerst schwierig zu erlangen. Darüber
hinaus stellen die Herstellung und die
Ausbringung der Waffen für Akteure,
hinter denen keine staatlichen Pro-
gramme stehen, kaum überwindbare
Hindernisse dar. Drittens ist eine
 Unterstützung durch Dritte – sprich
„Schurkenstaaten“ – nicht wahrschein-
lich, da davon auszugehen ist, dass die-
se Staaten kein Interesse daran haben,
so eine mächtige Waffe weiterzugeben
bzw. fürchten müssen, selbst Adressat
der Terroristen zu werden. 

Sehr viel wahrscheinlicher erscheint
nach Ansicht des Autors hingegen der
Einsatz einer „schmutzigen Bombe“
(konventioneller Sprengstoff wird mit
radioaktivem Material verbunden und
bei einer Explosion im Umkreis ver-
teilt). Der Einsatz einer solchen Waffe
wird in der Literatur sogar als „überfäl-
lig“ angesehen. Obwohl die objektive
Zerstörungskraft deutlich hinter einer
klassischen Atombombe zurückbleiben
würde, wären die Folgen kaum abzu-
schätzen. Eine „schmutzige Bombe“,
gezündet in einer Großstadt, würde im-
mense psychische, ökonomische und
politische Schäden anrichten, die nicht

leicht zu kompensieren wären. Auch
wenn ein Terroranschlag mit gestohle-
nen oder selbst gebauten Nuklearwaf-
fen nicht auszuschließen ist, weist der
Autor zu Recht darauf hin, dass letzt-
endlich die deutlich größere Gefahr
vom Einsatz einer radiologischen Bom-
be ausgeht. 

Sauer nimmt daher in seinem letzten
Kapitel zwei Handlungsempfehlungen
zur Eindämmung der Gefahr durch
 eine „schmutzige Bombe“ vor: Erstens
– und dies bezieht sich auf die Außen-
politik – sieht der Autor „internationa-
le Zusammenarbeit als Königsweg“.
Damit meint er etwa eine bessere Über-
wachung der radioaktiven Emissions-
quellen vor dem Zugriff von Terroris-
ten. Außerdem sollte der Nichtver -
breitungsvertrag weiterhin die zentrale
Rolle spielen. Neuere Initiativen wie
die Proliferation Security Initiative
könnten hier nur unterstützend wir-
ken. Auch müssten die Abrüstungsver-
pflichtungen der Nuklearstaaten einge-
halten werden. Zweitens – bezogen auf
die Innenpolitik – plädiert Sauer für
„Aufklärung und Besonnenheit statt
Alarmismus“. Die Notwendigkeit zur
Verschärfung der inneren Sicherheit
lasse sich nicht ableiten. Einschnitte in
die bürgerlichen Freiheitsrechte bräch-
ten wenig Schutz vor Nuklearterroris-
mus, insbesondere wenn die Gefahren-
herde nicht genau unterschieden und
identifiziert werden. Sauer ist stattdes-
sen für mehr Aufklärung über die Ge-
fahren und deren Auswirkungen. Ins-
gesamt sieht Sauer in einem „machtge-
stützten Normenentstehungsprozess“
(S. 136), gesteuert durch einen kollek -
tiven Akteur als internationale „Ab-
schreckungs- und Sozialisationsinstanz“
gegen Beihilfe zum Nuklearterrorismus
die Lösung. Die Unwahrscheinlichkeit
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einer solchen „Weltnuklearordnung“
sieht Sauer aber selbst. Hier bringt der
Autor also nichts wesentlich Neues.

Zusammenfassend lässt sich festhalten,
dass Sauer interessante Ergebnisse lie-
fert – insbesondere in Bezug auf die Ein-
schätzung der Gefahren des Nuklear-
terrorismus. Konzeptionell ist die Stu-
die allerdings nicht ganz homogen.
Gerade zu Beginn der Arbeit rückt die
ursprüngliche Frage in weite Ferne.
Über 90 Seiten werden für die Vorstel-
lung der beiden theoretischen Modelle
zum Nichteinsatz von Nuklearwaffen
sowie zur Analyse deren Erklärungs-
kraft aufgewendet. Die Ausführungen
zum Realismus (14 Seiten) und zum
Konstruktivismus (sieben Seiten) als
Grundlage für Abschreckungstheorie
und nukleares Tabu geraten zu lange
und sind teilweise überflüssig. Sie wä-
ren für die Beantwortung der Leitfra-
gen nicht (in diesem Ausmaß) notwen-
dig gewesen. 

Herbert Maier

Koch, Hagen/Lapp, Joachim: die
Garde des Erich Mielke. Aachen: He-
lios Verlag, 2008, 185 Seiten, € 19,90.

Das „Wachregiment“ der DDR – wohl
jeder DDR-Bewohner kannte den Be-
griff, doch wusste eigentlich niemand
Näheres. Umso mehr ist das erste um-
fassende, sehr interessante Buch über
diesen Teil der DDR-Geschichte, ver-
fasst von einem ehemaligen Offizier je-
ner Einheit und einem früheren Re-
dakteur des Deutschlandfunks zu be-
grüßen.

Gegründet wurde der Verband bereits
1951 als Wachbataillon des Ministeri-

ums für Staatssicherheit (MfS). Als Be-
gründung der Aufstellung musste der
Hinweis von angeblichen Plänen im
Westen Deutschlands herhalten, „den
politischen Mord an führenden Per-
sönlichkeiten der DDR“ zu begehen,
was unbedingt zu verhindern sei. Ende
1967 bekam das Regiment in einem be-
sonderen Tagesbefehl der DDR-Füh-
rung den „Ehrennamen“ des ersten
sowjetischen Geheimdienst-Chefs Fe-
liks Dzierzynski. Hatte es anfangs pri-
mär Sicherungsaufgaben der Dienstob-
jekte der SED und der Staatsgebäude zu
erfüllen, so erhielt es im Laufe der Jah-
re mehr und mehr eine Ausbildung, im
Falle innerer Unruhen in der DDR die
„Konterrevolution“ zu „vernichten“.

Stets war das Wachregiment (WR) von
einem Schleier absurder Geheimhal-
tung umgeben: Es gab weder Veröf-
fentlichungen über seine zahlenmäßi-
ge Stärke noch über seine wahren Auf-
gaben noch über die Ausrüstung;
wurden seine Soldaten doch immer
wieder verpflichtet, über dienstliche
Vorgänge „äußerste Verschwiegenheit“
zu wahren – selbst gegenüber Famili-
enangehörigen. Gerade hier sorgte ein
umfassendes Spitzelsystem für ständi-
ges gegenseitiges Misstrauen, was an-
dererseits nicht zu der angestrebten
„Kampfgemeinschaft“ führen konnte.
Das WR wurde mehr und mehr ein mi-
litärisch-operativer Verband des MfS,
der ab Mitte der 80er-Jahre direkt der
„Arbeitsgruppe Minister“ unterstand
und sich dementsprechend gegenüber
den anderen bewaffneten Einheiten
der DDR elitär gab. Wiederholt titu -
lierte MfS-Minister Mielke das Wach -
regiment als „Bastion der Diktatur des
Proletariats“ und befahl abermals „ab-
soluten Gehorsam unter allen Bedin-
gungen“. Es hätte seine Aufgabe mit
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„Opferbereitschaft sowie äußerstem
Kampfwillen“ zu erfüllen.

Die Werbung zum WR erfolgte nur auf
Betreiben des Staatssicherheitsdienstes.
Gerne nahm man junge Männer, deren
Eltern bereits dem MfS angehörten.
Mitglieder der „Blockparteien“ waren
grundsätzlich ausgeschlossen. Unter
den vielen unbedingten Voraussetzun-
gen zur Einberufung zählte ebenfalls
„eine nachprüfbare Ablehnung kirchli-
cher Überzeugungen“ (umso erstaunli-
cher ist, dass die Stasi bereits Anfang der
70er-Jahre in dem WR verbreitete „reli-
giöse Tendenzen“ und den Besitz von
Bibeln feststellen musste – in den Un-
terkünften der Soldaten wurde nicht
selten während der Freizeit aus der Bibel
vorgelesen!). Sollte das Wachregiment
doch ein „besonders zuverlässiger Waf-
fenträger“ des Regimes sein. Nach dem
Ungarn-Aufstand 1956 und der wach-
senden Sorge der SED-Spitze um ihr
 eigenes Leben wurde es auf nunmehr
2.445 Soldaten verdoppelt. Die ohne-
hin sehr harte Spezialausbildung in
Orts- und Häuserkämpfen wurde inten-
siviert; dass es zu bürgerkriegsähnlichen
Handlungen eingesetzt werden würde,
war innerhalb der WR ein offenes Ge-
heimnis. Vorgesehen war andererseits,
im Kriegsfall sogenannte „Selbständige
Einheiten“ im westdeutschen Hinter-
land einzusetzen und Führungseinrich-
tungen der Bundesrepublik zu zerstören.

Im Frühherbst 1989 zählte das Wach-
regiment über 11.200 Angehörige. In-
des, selbst hier lagen zwischen An-
spruch und Wahrheit gelegentlich Wel-
ten: Auch während des Dienstes wurde
oft westliches Radio gehört, häufig kur-
sierten politische Witze gegen die DDR,
und Spitzel-Berichte zeigten deutlich,
dass die Soldaten in einem Kriegsfall

ihre eigene Lage überaus pessimistisch
sahen. Ihr letzter großer Einsatz erfolg-
te zum 40. Jahrestag der DDR, Anfang
Oktober 1989. Gewiss konnten sie die
Demonstranten gewaltsam zurück-
drängen, doch die Wut der Bevölke-
rung auf sie führte bei nicht wenigen zu
stärkeren Zweifeln, solche Befehle wei-
terhin zu befolgen.

Schon vor den Tagen des Mauerfalls
gab es stärkere Auflösungserscheinun-
gen und es kam vermehrt zu Fällen von
Fahnenflucht. In dieser Endphase der
DDR, so analysieren die Buchverfasser,
entsprachen kritische Äußerungen in-
nerhalb der Truppe „fast denen in der
allgemeinen Bevölkerung“. Es kam zu
offenen Befehlsverweigerungen, ein
 eigener „Soldatenrat“ wurde gebildet
und bald erfolgte die erste Meuterei.
Nicht einmal der Schutz der Stasi-Ob-
jekte konnte mehr garantiert werden.
Man konnte sich selbst ihrer Loyalität
nicht mehr sicher sein. Die bisherige
politische Moral brach zusammen.

Anfang Dezember schätzte das SED-
Regime den „Kampfwert“ des WR als
„gleich null“ ein, keine zwei Wochen
später erließ Ost-Berlin den Beschluss,
die einstige Elite-Truppe sang- und
klanglos aufzulösen.

Friedrich-Wilhelm Schlomann

Kelek, Necla: Bittersüße Heimat. Be-
richt aus dem Inneren der Türkei.
Köln: Kiepenhauer und Witsch Verlag,
2008, 176 Seiten, € 16,95.

Dass die Türkei, über deren EU-Beitritt
seit Jahren verhandelt wird, ein proble-
matisches Land ist, bestreiten nicht
einmal viele der Befürworter. Zu wider-
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sprüchlich sind die Nachrichten vom
„Bollwerk am Bosporus“ über die fort-
schreitende Islamisierung als Brems -
klotz der Reformen, die ihren Nieder-
schlag ebenso in der zunehmenden
 Abschottung der Diaspora-Türken in
Deutschland findet. Nun hat Necla Ke-
lek ihr neues Buch, eine Reisebeschrei-
bung über die „Bittersüße Heimat“,
vorgelegt, in dem sie einigen dieser
 Widersprüche nachgeht. 

Um es vorwegzunehmen: Gerade weil
die Autorin eine Menge wichtiger As-
pek te anstößt, die den Rahmen einer
Nostalgiereise sprengen, weckt das Buch
zwar das Interesse ihrer Leser/Innen,
muss es allerdings in mancher Hinsicht
bruchstückhaft, zum Teil leider auch
un zutreffend informiert zurücklassen.
Insofern das Buch nicht nur die ganz
persönlichen Reminiszenzen, sondern
auch die Frauenpolitik betreffend ernst-
haft und glaubwürdig geschrieben ist,
bestätigt es Keleks Stärken und die Er-
wartungen ihres Publikums. Es trägt al -
lerdings kaum Neues bei, wenn es um die
Begründung der problematischen Struk -
turen geht, die den guten Willen der
Europäer auf eine harte Probe stellen.

Genau hier liegt allerdings die Krux
nicht nur der türkischen Situation, son-
dern einer jeden Darstellung, die sich
auf die machtpolitischen Aspekte von
Politik und Religion einlässt. Denn
wenn ein „Dialog“ über Zuwanderung
und EU-Beitritt nach vielen Jahren eine
immer noch heftig umstrittene Ange-
legenheit ist, sollte man natürlich we-
niger die Türken, sondern die politisch
Verantwortlichen in Europa nach ih-
ren Versäumnissen befragen. Indem
die Autorin ihren Anspruch allerdings
in dieser Richtung weit über die 
– durchaus entspannende – türkische

Folklore hinaus ausweitet, bewegt sie
sich auf dünnem Eis, das sie mit dem
von ihr angebotenen, so vielseitigen
wie oberflächlichen Material kaum
tragfähiger macht. 

Es mag nachvollziehbar sein, dass Ne-
cla Kelek als Soziologin das historisch
gewachsene Türkentum für einen
„Trugschluss“ hält, doch ändert eine
solche Meinung nichts an dessen über-
geschichtlicher Nachhaltigkeit. Auf
Mythen und Wurzeln der türkischen
Vorgeschichte zurückreichend hat sich
das Türkentum seit dem 6. Jahrhundert
als staatstragende, militärisch abgesi-
cherte Kraft entwickelt. Ob Seldjuken,
Osmanen, Kemalisten oder die heuti-
gen Islamisten – alle türkischen Füh-
rungseliten beriefen und berufen sich
weiterhin auf das Türkentum als Quel-
le primärer Macht. 

Der türkische Nationalismus, in des-
sem Zentrum nach wie vor das Militär
steht, ist keine „Erfindung“ der Jung-
türken, geschweige denn ein Import
der Europäer, sondern ein historisches
Eigengewächs. Es ist dessen Machtan-
spruch, der den Islam seiner Kontrolle
unterwarf, sich mit ihm zur – offiziell
so benannten – „türkisch-islamischen
Synthese“ verband und Machtpolitik
betreibt, die mal mehr, mal weniger das
islamische Gesicht hervorkehrt. Die
Masse der Türken ist immer zuerst Tür-
ke und dann Muslim – eine wichtige,
von Kelek kaum erläuterte Formge-
bung, die viele interessante Details in
ihrem Reisebericht klarer hätte hervor-
treten lassen können. 

Mit Recht kritisiert die Autorin allerlei
Missstände als Ergebnis blinder Nach-
ahmung, die allerdings ebenso kein
Monopol ihrer turkislamischen Hei-
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mat ist, wie man sich mehr Herkunfts-
angaben über von ihr dargestellte
Sachverhalte – zum Beispiel die spezi-
fisch türkische Mischung von Säku -
larismus und Religion – gewünscht
hätte. Mit  Richard Sennett zitiert sie
wiederum  eine Quelle, die mit allzu
pauschalem „Respekt“ gerade zur Ver-
meidung von machtpolitisch beding-
ten Fehlentwicklungen eher nicht in
Frage kommt.

Davon abgesehen, erlangt die Nachah-
mung – auch „Korrektheit“ genannt –
in der westlichen Konsumgesellschaft
eine zunehmend fruchtbare Heimstatt.
Deren Berücksichtigung hätte ihr mit-
hin nicht nur die verständliche Ver-
wunderung über viele sachfremde Vor-
gänge, die deutsche „Islamkonferenz“
inklusive, ersparen, sondern auch den
Informationsstand der Leserschaft über
die eigene Rolle im Umgang mit den
Immigranten, auf die es letztlich an-
kommt, bereichern können. 

Insofern reihen sich Keleks Klagen über
die Leugnung vergangener und gegen-
wärtiger Gewalttaten an Minderheiten,
Frauen und Systemkritikern in einen
alten Chor ein, der eben nicht jene spe-
zifische Freiheit beachtet, die für die
Machtpolitik alltägliche Bedingung ist:
Die Freiheit von Ethik, die nicht der
Herrschaftsbasis dient. So wie einst der
von ihr beklagte US-Präsident Wilson
über den Armenier-Genozid hinweg-
ging, so gehen heute die von ihr eben-
so beklagten wie von der EU hofierten
Türkenführer Erdogan und Gül über al-
le Einwände hinweg, indem für Erste-
ren die Demokratie eine barbarische

Staatsform, der Islam hingegen „eine
Religion ohne Fehler“ ist, und für Letz-
teren sich die Türkei „mit ihrer Ge-
schichte im Reinen“ befindet. 

„In der türkischen Gesellschaft“, be-
tont die Autorin folgerichtig, „herrscht
ein großes Misstrauen gegen das offene
Wort und die kritische Nachfrage.
Schnell wird der Vorwurf erhoben, Kri-
tik gelte nicht dem besonderen Gegen-
stand, dem spezifischen Ereignis, der
einzelnen Person, stelle vielmehr die
Nation, die Türken oder den Glauben
unter Generalverdacht“. Ein zwar wah-
res Wort, das allerdings deckungsgleich
auf die EU-Türkeipolitik und die ihr
 unterstellten, einzelstaatlichen „Islam-
konferenzen“ zutrifft. 

Die türkische Religionsbehörde, leben-
diger Ausdruck des kontrollierten Turk -
islam, wird mit tätiger Unterstützung
der Eurokraten dafür sorgen, insbeson-
dere im Falle des Beitritts, dass man der
Einheit der türkischen Nation nicht zu
nahe kommt. Dabei muss es zunächst
Necla Keleks „bittersüßes“ Geheimnis
bleiben, wie zwei aus ihrer Sicht we-
sentliche Forderungen vereinbar sein
sollen. Es fragt sich, wie man Arbeitge-
ber zu einer Quote von 10% ausländi-
scher, d.h. zur knappen Hälfte türki-
scher bzw. islamischer Herkunft (For-
derung 1), verpflichten will, denen so-
wohl die eigene Herkunft als auch das
Anti-Diskriminierungsgesetz die „De-
mokratisierung aus eigener Kraft“ (For-
derung 2) unmöglich macht und zwar
unabhängig von ihrer Qualifikation.

Hans-Peter Raddatz
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Braml, Josef/Kaiser, Karl/Maull,
Hanns W./Sandschneider, Eberhard/
Schatz, Klaus-Werner (Hrsg.): Welt-
verträgliche Energiesicherheitspoli-
tik. Jahrbuch Internationale Politik
2005/2006. München: Oldenbourg
Verlag, 2008, 439 Seiten, € 49,80. 

Im Marketing gilt die Neueinführung
eines etablierten Produktes als eine der
schwierigsten Aufgaben. Denn einer-
seits ist der Kunde an gewisse Stärken
und Eigenschaften des Produktes ge-
wöhnt, die er auch in Zukunft erwartet.
Andererseits hatte das Produkt Schwä-
chen, welche die Neueinführung – und
damit auch substanzielle Veränderun-
gen – notwendig machten. Um es vor-
wegzunehmen: Diese Balance zwi-
schen erforderlicher Modernisierung
und Bewahrung grundlegender Stär-
ken gelingt dem neuen Jahrbuch In -
ternationale Politik in vorbildlicher
Weise.

Die Jahrbücher der Deutschen Gesell-
schaft für Auswärtige Politik waren
stets verlässliche Kompendien welt -
politischer Entwicklungen. Im Laufe
der Zeit wirkte der Ansatz einer umfas-
senden Aufbereitung vergangener Er-
eignisse, brav gegliedert nach Regionen
und Staaten, jedoch zunehmend ver-
staubt – ein Anachronismus angesichts
globaler Internetarchive. Darauf haben
die Herausgeber, allen voran Josef
Braml, reagiert und eine kluge Neu -
ausrichtung vorgenommen. Ziel ist
nicht mehr die historische Dokumen-
tierung des weltweiten Geschehens,
sondern die systematisch-themenfo-
kussierte Analyse innen- und außen -
politischer Herausforderungen. Somit
arbeiten die Herausgeber genau an 
der Schnittstelle zwischen Wissen-
schaft und Politikberatung (und öf-

fentlicher Aufklärung) – ein Ansatz, der
in Deutsch land bislang zu selten ver-
folgt wird. Mit der Energiesicherheits-
politik ist zudem ein vielschichtiges ak-
tuelles Thema gefunden worden, für
das sich diese neue Konzeption beson-
ders anbietet.

So ist der Band, der übrigens auch in
seiner graphischen Gestaltung vollends
überzeugt, in vier wesentliche  Kapitel
unterteilt. Im ersten beziehen Vertreter
aller großen Parteien und wichtiger Re-
gierungsinstitutionen, vom Bundes-
kanzleramt über das Bundesverteidi-
gungsministerium bis zum Bundeswirt-
schaftsministerium, Stellung zu der
Frage, welche innen- und außenpoliti-
sche Relevanz der Energie- und Um-
weltpolitik zukommt. Im zweiten und
dritten Kapitel finden sich sorgfältige
Analysen der energiepolitischen Situa-
tion einzelner Staaten in Angebots-
bzw. Nachfrageregionen. Es sind diese
Kapitel, die am deutlichsten an die Stär-
ken des alten Jahrbuchs erinnern: Aus-
gewiesene Kenner bestimmter Staaten
reflektieren deren innen- und außen-
politische Positionierung, nun eben
durch die Linse der Energiepolitik.
Auch unabhängig vom stimmigen Ge-
samtkonzept des Bandes lassen sich die
meisten dieser fallbezogenen Untersu-
chungen mit großem Gewinn und Ver-
gnügen lesen. Nur zwei Beiträge seien
beispielhaft genannt: Martin Koop-
mann zur französischen Energiepolitik,
der er ein problematisches Verhältnis
zur europäischen Energieaußenpolitik
attestiert, und Sebastian Harnisch zu
der Energieaußenpolitik Nord- und
Südkoreas, die ein Paradebeispiel für die
wechselseitige Verflechtung politischer,
wirtschaftlicher und umweltpolitischer
Erwägungen ist. Das vierte Kapitel
schließlich behandelt internationale
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Organisationen und Regime wie die
WTO, OPEC, NATO, Kyoto und den
Nuklearen Nichtverbreitungsvertrag. Es
ist den Herausgebern hoch anzurech-
nen, dass sie gerade in diesem Zusam-
menhang bestehende politische und
wissenschaftliche Konfliktlinien nicht
verwischen, sondern sie sogar bewusst
akzentuieren. So folgt zum Beispiel auf
den Beitrag „Symmetrische Partner-
schaft der EU mit Russland“ (Alexander
Rahr) eine Darstellung der Asymme-
trien in den EU-Russland-Beziehungen
(Frank Umbach).

Alle Beiträge dieses Bandes sind von
 politischen Handlungsempfehlungen
und Schlussfolgerungen durchzogen,
die mal explizit, mal implizit formu-
liert werden. Demgegenüber zeugt das
Fazit, das sich auf fünf relativ nahe -
liegende Empfehlungen beschränkt,
geradezu von falscher Bescheidenheit.
Allerdings wäre es auch vermessen ge-
wesen, den Faktenreichtum und die
Gedankenfülle dieses Jahrbuchs auf
engstem Raum komprimieren zu wol-

len. Das liegt nicht zuletzt daran, dass
der erhoffte Synergieeffekt zwischen
den Perspektiven der politischen Ent-
scheidungsträger, der Wissenschaftler
und der Politikberater eintritt – das
Jahrbuch ist, stärker denn je, mehr als
die Summe seiner Teile. Es ist ein be-
sonderes Verdienst der DGAP, in die-
sem Zusammenhang als Forum in Er-
scheinung zu treten. Denn gerade in
Zeiten, in denen die Wissenschaft von
der Internationalen Politik an vielen
Universitäten um ihr Überleben kämpft
und sich zudem durch ihr Fremdeln
mit der politischen Wirklichkeit selbst
marginalisiert, fehlt es an Institutio-
nen, die den stetig steigenden Bedarf
an außenpolitischen Ideen auf Basis
gründlicher Reflexion und praxisnaher
Erfahrung decken können. Das neue
Jahrbuch ist ein eindrucksvoller Fin-
gerzeig, wie die wissenschaftliche Poli-
tikberatung und der außenpolitische
Dialog in Deutschland zukunftsfähig
gemacht werden können. 

Patrick Keller
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Die Zeitschrift für Außen- und Si -
cherheitspolitik (ZfAS) ist eine neue
Zeitschrift für theoriegeleitete und em-
pirisch gehaltvolle Außenpolitikana -
lysen, sicherheitspolitische Studien und
Analysen der internationalen Politik.
Sie bietet ein Forum, in dem Entwick-
lungen der internationalen Beziehun-
gen und ihre Effekte auf außen- und
 sicherheitspolitische Pro-
zesse ebenso  diskutiert wer-
den wie die Wirkungen au-
ßen- und sicherheitspo-
litischer Entscheidungen
auf die internationale Ord-
nung. Außenpolitik und Si-
cherheitspolitik werden da-
bei umfassend definiert: Die
Zeitschrift deckt sämtliche
Teilbereiche der Außenpoli-
tik ab. Sie geht zudem von
einem erweiterten Sicherheitsbegriff
aus, der auch die Veränderungen im
Verhältnis von innerer und äußerer Si-
cherheit erfasst.

Die ZfAS gliedert sich in zwei Teile: 
Der erste Teil präsentiert konzise Ana-
lysen zu außen- und sicherheitspoli-
tisch relevanten Themen mit hohem

Aktualitätsbezug. Diese Texte werden
häufig aus der politischen oder politik-
nahen Praxis kommen. Die Beiträge im
zweiten Teil sind ausführlichere, ih-
re theoretischen und methodischen
Grundlagen sorgfältig ausformulieren-
de Studien, die den Forschungsstand
der Disziplin abbilden und weiterent-
wickeln. Diese Studien durchlaufen ein

doppelt anonymisiertes Gut-
achterverfahren.

Durch ihre Zweiteilung
deckt die Zeitschrift den ge-
wachsenen Bedarf nach ei-
nem Ort für eine wissen-
schaftlich fundierte, Theorie
und Praxis verschränkende
Debatte über Außen- und
 Sicherheitspolitik.

Die ZfAS erscheint vier Mal pro Jahr 
im VS Verlag für Sozialwissenschaf-
ten. Gerne werden Manuskripte für
den zweiten Teil der Zeitschrift (Stu -
dien) ent gegengenommen. Genaue Au-
torenhinweise sowie Informationen
zum Zeitschriftenabonnement finden
sich auf der Homepage der ZfAS:
www.zfas.de.

Leseempfehlung der Redaktion
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Ankündigungen

Folgende Neuerscheinungen aus unseren Publikationsreihen können von Interes-
sen ten bei der Akademie für Politik und Zeitgeschehen der Hanns-Seidel-Stiftung
e.V., Lazarettstraße 33, 80636 München (Telefon: 089/1258-263) oder im Internet
www.hss.de/publikationen.shtml bestellt werden:

● aktuelle analysen
– Nr. 50: Politische Kommunikation in Bayern – Untersuchungsbericht
– Nr. 51: Private Sicherheits- und Militärfirmen als Instrumente staatlichen

 Handelns

● Argumente und Materialien zum Zeitgeschehen
– Nr. 62: Der Weg Pakistans – Rückblick und Ausblick
– Nr. 63: Von den Ideen zum Erfolg: Bildung im Wandel

● Argumentation Kompakt
– 18. Dezember 2008: Politische Kommunikation in Bayern – die Wirkung

 politischer Begriffe in der Öffentlichkeit

● Studies and Comments
– Nr. 7: European and Transatlantic Armaments Cooperation

● Weitere Publikationen
Forster, Bernhard: Adam Stegerwald – Politik in sozialer Verantwortung. Leben
und Vermächtnis des Gewerkschafters und Politikers aus Unterfranken,  München
2008.
Glück, Alois: Wie können wir morgen leben? Der Weg zu einer zukunftsfähigen
Kultur, München 2008.
Gruber, Thomas/Zehetmair, Hans (Hrsg.): Jung und Alt: Miteinander leben –
 voneinander lernen – einander zuhören. Grünwald: Atwerb-Verlag KG, 2008
(ISBN 3-937706-06-02).
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